
Aus Politik
und Zeitgeschichte

Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament

Peter Moßmann

Selbsthilfe in der Dritten Welt
Für Armutsgruppen oder Staatsapparate?

Werner Lachmann

Handelsförderung für Entwicklungsländer

Claudia Schmid

Agrarentwicklung im Vorderen Orient

El-Shagi El-Shagi

Bevölkerungsproblem und wirtschaftliche
Entwicklung in der Dritten Welt

B 35/89
25. August 1989



Peter Moßmann, Dr. rer. soc., geb. 1945; 1972—1977 Entwicklungstätigkeit in Kolumbien; Dozenten-
und Forschungstätigkeit in Bogotä (Pontificia Universidad Javeriana), an den Universitäten Göttingen,
Hamburg, Gießen; Gastprofessur an der Freien Universität Berlin; seit 1989 Dozent an der Internatio-
nalen Akademie für Entwicklung in Freiheit, Sintra/Portugal.
Veröffentlichungen u. a.: Zu Landarbeitern, Entwicklung und Staat, Saarbrücken 1979; Bauernbewegun-
gen, Frankfurt—New York 1980; Ökologische Agrarpolitik, Saarbrücken 1984; Friedensprozeß in Kolum-
bien, München 1985; Evaluierungs- und Katastrophenforschung, Bonn 1988; Autonome Entwicklungs-
politik, 1989 (im Erscheinen).

Werner Lachmann, Dr. phil., geb. 1941; seit 1983 Professor für Wirtschaftswissenschaften (Wirt-
schaftspolitik) an der Johannes Gutenberg-Universität zu Mainz; Studium in Heidelberg, Rutgers (USA)
und Louvain (Belgien); Habilitation in Frankfurt; Vorsitzender der Gesellschaft zur Förderung von Wirt-
schaftswissenschaften und Ethik (GWE) e. V.
Veröffentlichungen u. a.: (Hrsg.) EG und Andenpakt, Frankfurt 1989; Wirtschaft und Ethik. Maßstäbe
wirtschaftlichen Handelns, Neuhausen-Stuttgart 19892; Fiskalpolitik, Heidelberg 1987; Leben wir auf
Kosten der Dritten Welt?, Wuppertal 1987 ; Ausweg aus der Krise, Wuppertal 1984; (zus. mit H. Egel-
kraut und H. Sautter) Die Krise der Arbeitsgesellschaft, Wuppertal 1984; Wirtschaftspolitik im Ungleich-
gewicht, Frankfurt 1983.

Claudia Schmid, geb. 1957; Studium der Politikwissenschaft, Geschichte und Germanistik an der Uni-
versität Tübingen; Wissenschaftliche Angestellte am Institut fürPolitikwissenschaft der Universität Tübin-
gen.
Veröffentlichungen u. a.: Staatliche Hochschulpolitik in der Bundesrepublik, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 3—4/84; (zus. mit M. Mendler) Auf dem Weg zu einer „Weltmilitärordnung“?, in: SOWI,
(1987) 4; Wohin steuert Hosni Mubarak?, in: Hannoversche Beiträge zur Geschichte des Mittleren
Ostens, (1987).

El-Shagi El-Shagi, Dr. sc. agr., geb. 1941; 1960 bis 1964 Studium der Agrarwissenschaften an der
Universität Hohenheim; 1978 Habilitation in Volkswirtschaftslehre an der Ruhr-Universität Bochum; seit
1981 Professor für Volkswirtschaftslehre an der Universität Trier.
Veröffentlichungen u. a.: Strategie der wirtschaftlichen Integration, Berlin 1980; (zus. mit M. Raschen)
Arbeitskräfteabwanderung aus Entwicklungsländern in die arabischen Ölländer, München - Köln - Lon-
don 1984; Dritte Welt: EG-Entwicklungskooperation, in: Die Europäische Gemeinschaft in der Welt-
wirtschaft, Bd. 11, Baden-Baden 1987; zahlreiche Beiträge in Fachzeitschriften und Periodika.

Mr ISSN 0479-611 X
((4 Herausgegeben von der Bundeszentrale für politische Bildung, Berliner Freiheit 7,
9—))) 5300 Bonn 1.

K—0 Redaktion: Rüdiger Thomas (verantwortlich), Dr. Ludwig Watzal, Dr. Klaus W. Wipper-
mann, Ralph Angermund, Dr. Heinz Ulrich Brinkmann.

Die Vertriebsabteilung der Wochenzeitung DAS PARLAMENT, Fleischstraße 62—65, 5500 Trier.
Tel. 06 51/46 04 186, nimmt entgegen
— Nachforderungen der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte“;
— Abonnementsbestellungen der Wochenzeitung DAS PARLAMENT einschließlich Beilage zum Preis
von DM 14,40 vierteljährlich, Jahresvorzugspreis DM 52,80 einschließlich Mehrwertsteuer; Kündigung
drei Wochen vor Ablauf des Berechnungszeitraumes;
— Bestellungen von Sammelmappen für die Beilage zum Preis von DM 6,50 zuzüglich Verpackungs-
kosten, Portokosten und Mehrwertsteuer;
- Bestellungen von gebundenen Bänden der Jahrgänge 1984,1985,1986,1987 und 1988 zum Preis von
DM 25,— pro Jahrgang (einschl. Mehrwertsteuer) zuzügl. Versandkosten.
Die Veröffentlichungen in der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte“ stellen keine Meinungsäußerung
des Herausgebers dar; sie dienen lediglich der Unterrichtung und Urteilsbildung.
Für Unterrichtszwecke können Kopien in Klassensatzstärke hergestellt werden.



Peter Moßmann

Selbsthilfe in der Dritten Welt
Für Armutsgruppen oder Staatsapparate?

I. Gesellschaftspolitische Grundvoraussetzungen für Selbsthilfe
1. Begriffsklärung

Selbsthilfe, Partizipation — im Sinne von Mitent-
scheidung und Kontrolle der Durchführung —,
Self-Reliance (Vertrauen auf die eigene Kraft) und
relative Autonomie stehen für entwicklungspoliti-
sche Ziele und Programme, die eine Entwicklungs-
strategie anstreben, welche sich von der nachkolo-
nial dominanten, „von unten und oben“ mehr oder
weniger zentralistisch bestimmten Politik unter-
scheidet. Eine solche Entwicklungsstrategie ist
nicht primär hierarchisch, sondern horizontal ge-
gliedert und „von unten“ durchlässig. Die Umset-
zung dieser Politik und die Modifikationen des all-
gemeinen Plans erfolgen „am Ort des Gesche-
hens“ ).1

Eine solche Strategie kann auch vorliegen, wenn ihr
nur lokal oder innergesellschaftlich-regional bzw.
sektoral eine mitbestimmende, wenn auch (noch)
nicht entscheidende Rolle zufällt. Oft wirkt sie nur
teilweise auf einen politischen Prozeß ein, der lange
„unter der Oberfläche schlummert“, bevor er die
Tagespolitik bestimmt. Ein zu dieser Strategie pas-
sender Begriff von Selbsthilfe ist im Partizipations-
verständnis Orlando Fais Bordas enthalten: „Parti-
zipation bedeutet das Aufbrechen traditioneller Be-
ziehungen der Unterwerfung und Abhängigkeit, in
der die Subjekt-Objekt-Asymmetrie umgewandelt
wird in eine echte offene Beziehung zwischen Sub-
jekten in allen Aspekten des Lebens von den wirt-
schaftlichen und politischen bis zu den innenpoliti-
schen und wissenschaftlichen.“ )2

Diese Partizipationsvorstellung ist die entwick-
lungsstrategische Formel einer Schule der Sozial-

Forschung3), die nicht nur mit ihrem Konzept der
„investigaciön y acciön“ die Diskussion von Latein-
amerika aus in Afrika und Asien anregte, sondern
auch Theorie und Praxis in den Industrieländern zu
beeinflussen begonnen hat.

2. Einige regierungsamtliche Positionen

Eine Gruppe, die Fais Bordas Beiträge neben vie-
len anderen teilweise verwertet hat, ist die entwick-
lungspolitische Arbeitseinheit „Armutsbekämp-
fung durch Selbsthilfe“ des Bundesministeriums für
Wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ). Sie ist
konzeptionell zu einem Problem- und Strategiever-
ständnis vorgestoßen, das Entwicklungsansätze
vergangener Jahrzehnte hinter sich läßt.

Neben dem einführend erwähnten weiten Begriff
von Partizipation aus der Sicht der Dritten Welt soll
ein im Dialog mit Projektpartnem aus der Praxis
abgeleitetes Grundmuster von Selbsthilfe, Prinzi-
pien und Handlungsmaxime klären helfen.

Partizipation der Armen zur Befriedigung der In-
teressen der Armen (Selbsthilfe) wird demnach für
möglich gehalten. Einige Bausteine und Grund-
elemente4) sind:
1. Arme sind individuell und gemeinschaftlich zu

vielfältig produktiven Arbeitsleistungen fähig
und imstande, Produktivität zu erhöhen.

2. Sie können kreditwürdig werden und Kredite
sinnvoll verwenden und zurückzahlen. Die Ärm-
sten erweisen sich als besonders zuverlässig.

3. Selbsthilfegruppen entstehen freiwillig und kön-
nen ihre Aktivitäten verbindlich regeln.

4. Sie tragen zu einer gleichmäßigen Entwicklung
aller Gruppenmitglieder bei und hemmen weder
die Dynamik noch die Initiative einzelner.

5. Sie gründen Keimzellen und Kristallisations-
punkte für demokratische Entwicklungspro-
zesse. Die Existenz eines solchen Prozesses ist,
soziologisch betrachtet, oft wichtiger als der
kurz- bis mittelfristig meßbare wirtschaftliche
Erfolg, denn er kann langfristig die politische
und wirtschaftliche Konjunktur günstig beein-



Aussen — vor allem auch durch landesweit ver-
netzte Selbsthilfeprojekte und -aktionen.

6. Für den Erfolg der Selbsthilfegruppen sind lei-
stungsfähige einheimische Förderinstitutionen
und Trägerorganisationen5) wesentlich, die
— je nach politischen Verhältnissen — für den
Zweck des Selbstschutzes über gute und stabile
Beziehungen zum Ausland verfügen sollten. Sol-
che Förderinstitutionen haben die Funktion zu
beraten, zu motivieren, Entscheidungen vorzu-
bereiten und vor störenden Einflüssen von au-
ßen und oben (evtl, auch von innen) zu warnen
bzw. die Selbsthilfegruppe davor abzuschir-
men.

3. Zum Subsidiaritätsprinzip

Initiativen der Hilfe zur Selbsthilfe können sich in
vielfältiger Weise entfalten — in Basisgemeinden;
autochthonen Dorf- bzw. Stammesgemeinschaften,
in Nachbarschaftsgruppen oder unter Katastro-
phenopfem (z. B. nach Erdbeben oder nach Dür-
rekatastrophen).
Je stärker und erfahrener die Selbsthilfe, je poli-
tisch bewußter und wenigstens partiell erfolgsge-
wohnt (wenn auch zuerst oft „nur“ durch gesteiger-
ten Zusammenhalt und Autonomiegewinn), desto
mehr wird der Staat vemachlässigbare Aufgaben
delegieren können oder solchen Gruppen oder Ge-
meinschaften der Selbstbestimmung überlassen
müssen.
Je stärker die Förderinstitution ist, je mehr überre-
gionale Vernetzungen vorliegen und je mehr (klas-
senübergreifende) Allianzen eingegangen wurden,
desto lebensfähiger und erfolgversprechender
scheint die Einzelinitiative zu sein. Desto stabiler ist 
auch der durch sie gespeiste politische Prozeß der
Demokratisierung — welche Formen und Inhalte
dieser Demokratisierungsprozeß auch immer in der
jeweiligen Kultur annehmen kann.
Wenn eine Vernetzung vieler tausender Initiativen
von Gruppen oder Gemeinschaften wie der Basis-
gemeinden in Lateinamerika vorliegt, dann wird
langfristig ein Prozeß des Wandels am Leben erhal-
ten bleiben. In Haushaltsjahren oder Legislaturpe-
rioden denkende Analytiker werden statistisch
nicht faßbare Strömungen kaum erwägen (kön-
nen), obwohl sich ein in Generationen zu erwarten-
der Strukturwandel in Wirtschaft, Gesellschaft und
Staat unterschwellig vorbereiten und abzeichnen
mag.

Zwei Strukturelemente für Wirtschaft und Gesell-
schaft können besonders richtungsweisend sein.

Einmal ist das Subsidiaritätsprinzip förderlich für
die Eigeninitiative der Armen und der zur Problem-
lösung fähigen gesellschaftlichen Gruppen. Zum
anderen ist die Verschuldung der Dritten-Welt-
Staaten nicht unbedingt nur negativ zu sehen: Wo
Finanzmittel fehlen, werden den Staatsapparaten
Macht und Einfluß schwinden. Eigeninitiative und
Kreativität können sich dort entfalten, wo sonst
Großbürokratien (wie bisher) Entwicklung hemm-
ten und einer Problemlösung für die ärmeren
40 Prozent des Volkes im Weg standen. Wenn sich
der Zentralstaat in der Dritten Welt erfahrungsge-
mäß als wesentliches Entwicklungshindemis erwie-
sen hat, dann ist Lamentieren fehl am Platz, wenn
sein Einfluß sinkt. Dieser Machtverlust kann ein-
hergehen mit mehr politischer und Wirtschaftsde-
mokratie, vor allem wenn der sozialphilosophische
Grundsatz der Subsidiarität als Chance verstanden
wird, die Staatsfunktionen neu zu überdenken. Wo
Mittel fehlen, sollten Aufgaben nicht vom Staat
übernommen werden, wenn sie von kleinen Glied-
gemeinschaften — wie jahrhundertelang bewie-
sen — selbst allein geregelt werden können.

Da dieser Grundsatz der staatlichen Selbstbe-
schränkung in der Entwicklungspolitik noch nicht
gebührend berücksichtigt wurde, wollen wir ihn in
seiner klassischen Version unverkürzt darstel-
len ):6

„In Auswirkung des individualistischen Geistes ist
es so weit gekommen, daß das einst blühend und
reichgegliedert in einer Fülle verschiedenartiger
Vergemeinschaftungen entfaltete menschliche Ge-
sellschaftsleben derart zerschlagen und nahezu ge-
tötet wurde, bis schließlich fast nur noch die Einzel-
menschen und der Staat übrig blieben, — zum nicht
geringen Schaden für den Staat selber. Das Gesell-
schaftsleben wurde ganz und gar unförmlich; der
Staat aber, der sich mit all den Aufgaben belud,
welche die von ihm verdrängten Vergemeinschaf-
tungen nun nicht mehr zu leisten vermochten,
wurde unter einem Übermaß von Obliegenheiten
und Verpflichtungen zugedeckt und erdrückt.

Wenn es nämlich auch zutrifft, was ja die Ge-
schichte deutlich bestätigt, daß unter den veränder-
ten Verhältnissen manche Aufgaben, die früher
leicht von kleineren Gemeinwesen geleistet wur-
den, nur mehr von großen bewältigt werden kön-
nen, so muß doch allzeit unverrückbarjener oberste
sozialphilosophische Grundsatz festgehalten wer-
den, an dem nicht zu rütteln noch zu deuteln ist: Wi
dasjenige, was der Einzelmensch aus eigener Initia



tive und mit seinen eigenen Kräften leisten kann,
ihm nicht entzogen und der Gesellschaftstätigkeit
zugewiesen werden darf, so verstößt es gegen die
Gerechtigkeit, das, was die kleineren und unterge-
ordneten Gemeinwesen leisten und zum guten
Ende führen können, für die weitere und überge-
ordnete Gemeinschaft in Anspruch zu nehmen; zu-
gleich ist es überaus nachteilig und verwirrt die
ganze Gesellschaftsordnung. Jedwede Gesell-
schaftstätigkeit ist ja ihrem Wesen und Begriff nach
subsidiär; sie soll die Glieder des Sozialkörpers un-
terstützen, darf sie aber niemals zerschlagen oder
aufsaugen.

Angelegenheiten von untergeordneter Bedeutung,
die nur zur Abhaltung von wichtigeren Aufgaben
führen müßten, soll die Staatsgewalt also den klei-
neren Gemeinwesen überlassen. Sie selbst steht da-
durch nur umso freier, stärker und schlagfertiger da
für diejenigen Aufgaben, die in ihre ausschließliche
Zuständigkeit fallen, weil sie allein ihnen gewach-
sen ist: durch Leitung, Überwachung, Nachdruck
und Zügelung, je nach Umständen und Erfordernis.
Darum mögen die staatlichen Machthaber sich
überzeugt halten: je besser durch strenge Beobach-
tung das Prinzip der Subsidiarität die Stufenord-
nung der verschiedenen Vergesellschaftungen inne-
gehalten wird, umso stärker stehen gesellschaftliche
Autorität und gesellschaftliche Wirkkraft da, um so
besser und glücklicher ist es auch um den Staat
bestellt.“7)

Die Moderne erreichte über die Vereinzelung des
Individuums und die Zerschlagung jahrhunderte-
lang existierender intakter Gemeinschaften, die in 
relativer Autonomie die Befriedigung ihrer Alltags-
bedürfnisse selbst und äußerst kostengünstig orga-
nisiert hatten, eine Abhängigkeit vom Staat, welche
oft einem Ausgeliefert-Sein gleichkommt.

Zur Renaissance innergesellschaftlicher Souve-
ränitätsvorstellungen

Wo sich der Staat mit Aufgaben überlastet, die bis-
lang Gemeinschaften selbst befriedigend überneh-
men konnten, läuft er Gefahr, ineffizient zu wer-
den. Als Folge hiervon kann er diejenigen Funktio-
nen nur begrenzt wahrnehmen, die von ihm bewäl-
dgt werden müssen, wie z. B. die Außenpolitik, die
pinanz und Handelspolitik, um nur drei staatliche
unktionsbereiche zu nennen, die keinen gesell-

schaftlichen Gruppen und Konzernen überlassen
weden dürfen. Der Staat im „peripheren Kapitalis-
mus ) ist daher auch wegen Funktionsüberlastung

tendenziell schwach und „durchlässig“ gegenüber
Außeneinwirkungen und „stark“ bzw. repressiv
nach innen. Ein Staatsapparat in der Dritten Welt,
der seine Funktion wahmimmt und seine Souverä-
nität wahrt, ist stark nach außen. Nach innen, ge-
genüber dem zu dienenden Volk, ist er tolerant und
gestattet demokratische Handlungsspielräume im
Rahmen der Verfassungsordnung.

Wo diese Bedingungen nicht existieren oder (eng)
begrenzt sind, wird es sich zeigen, ob das Volk wirk-
lich souverän ist oder sich bemüht, souverän zu
sein. Dies heißt, demokratisches Selbstbewußtsein
wird sich organisieren, wehren und sich in ökono-
misch wie politisch intendierter Selbsthilfe jene
Handlungsfreiheit erringen, die Demokratie und
Problemlösung im Sinne der Befriedigung von All-
tagsbedürfnissen erfordern.

Selbsthilfefähigkeit, Partizipation und das auf die
eigene Kraft vertrauende Self-Reliance finden im
souveränen Staatsbürger eine tragende Kraft. Nur
wenn möglichst viele Staatsbürger und Gliedge-
meinschaften souverän handeln können, ist die
übergeordnete Struktur des Staatswesens auf fe-
stem demokratischem Grund gebaut. Innergesell-
schaftlich gesehen, ist daher der Souveränitätsge-
danke wichtiger Bestandteil einer auf die eigene
Kraft bauende Hilfe zur Selbsthilfe der Armen.

Die grundlegenden Elemente der Souveränität wer-
den oft übersehen. Die Konstitutionsbedingungen
der Souveränität enthalten in der Moderne weiter-
existierende und in der Postmoderne wieder aufle-
bende vomeuzeitliche Formen der Souveränität.
Sie werden tendenziell ausgeblendet, wo „Souverä-
nität innerhalb der eigenen Ordnung“ 9) betrachtet
wird. Da der Souveränitätsbegriff daher auch auf
andere Herrschaftsbestände übertragen werden
kann, wird er sozialphilosophisch — nicht staats-
rechtlich! — auf kleine Gliedgemeinschaften im
Gesellschaftsinneren angewandt ).10

Aus der Vernetzung souveräner, in Gruppen und
(Basis-)Gemeinden sowie Gemeinschaften inte-
grierter Individuen, die mehr sind als ökonomisch



funktionalisierte einzelne moderner Industriege-
sellschaften, entstehen (teilweise überregionale)
Selbsthilfeaktionen. Diese können ökonomisch wie
politisch zu Eckpfeilern einer „im Schoß der alten
Gesellschaft“ heranwachsenden neuen Gesell-
schaftsformation werden.
Die relative Unsichtbarkeit des Wandels, der sich
nicht in Statistiken fassen läßt, ist teilweise eine
Erfolgsbedingung: Was nämlich allerorts sichtbar
oder bekannt ist, kann jeder Geheimdienst unter-
drücken, solange neues Gemeinschafts- und Gesell-
schaftsleben noch nicht so stark, stabil und wider-
standsfähig genug ist, daß es für seine Überlebens-
fähigkeit selbst eintreten kann.
Die Diskrepanz zwischen freiem Individuum, das in
seiner Gemeinde/Gemeinschaft verankert ist, und
der tendenziell allgewaltigen Rolle des Staates in
der Moderne ist ein zentrales Dilemma der Selbst-
hilfe: Dem „neuen Souverän“ in der modernen
„Gesellschaft der Gleichen“ fehlt es an einem ihn
schützenden „Unterbau von lokaler Freiheit, von
Gewalten zweiter Ordnung“, von „pouvoirs inter-
mddiaires“ ). Wegen dieses Mangels erfährt er
„seine Souveränität als Kleinheit, als Ohnmacht
und stürzt sich in den Kampf um die säkularisierte
Heilserfahrung des Wohlstands; das materialisti

11

-
sche Vorurteil beginnt seinen Siegeszug, das Ge-
meinwesen bleibt auf der Strecke, der Gemeinsinn,
der aus der Bürgergesellschaft erst eine freie Bür-
gergesellschaft machen könnte, findet keinen
Raum.“ ) Dieser Zustand beschreibt das struktur12 -
bedingte Dilemma der Beziehung Individuum-Ge-
meinschaft-Selbsthilfe-Staat. Die Grundstrukturen
dieses Selbsthilfe hemmenden Entwicklungshinder-
nisses wurden am Beispiel des Souveränitäts- und
Verfassungsverständnisses bereits zu Beginn des
19. Jahrhunderts nach Lateinamerika exportiert.
Die systemimmanenten Schwächen der Problemlö-
sung (im Interesse der unteren Mittel- und Unter-
schichten) und Krisenbewältigung kennen wir in-
zwischen als Folge dieser Strukturmuster von Ge-
sellschaft und modernem Staatsapparat.
Das Verhängnis im Souveränitätsdenken zieht mit
der Französischen Revolution verstärkt auf: Nach

der Entmachtung des absoluten Herrschers war ein
Vakuum entstanden. Es wurde durch „Neubeset-
zung mit einem anderen Absoluten“ ) ausgefüllt,
„Inthronisiert wurde ein neuer

13

Souverän: das Volk,
die Nation.“14) Das abstrakte „volonte general“
Rousseaus schuf nicht die Grundlage für eine Viel-
heit von Bürgern, die einen neuen Gesellschaftstyp
gründen konnten. Es schuf eine Manövriermasse in
einer Gesellschaft, gekennzeichnet durch eine
„Ächtung der Gemeindefreiheit“ ). Während man
in Nordamerika nach der Unabhängigkeitserklä

15

-
rung „die gute Gemeinschaft der Sünder dem idea-
len Staat vorzog, waren die Machthaber der Fran-
zösischen Revolution auf den idealen Staat des Vol-
kes aus“ ).16

1) Siche zur Renaissance vorindustrieller Formen von De-
mokratie: T. Schmid. Gemeindefreiheit. Über die Kontinui-
tät einiger staatsabgeneigter Traditionen, in: ders. (Hrsg.),
Entstaatlichung. Neue Perspektiven auf das Gemeinwesen.
Berlin 1988. S. 121.
12) Ebd.

In den süddeutschen und eidgenössischen Bauern-
gemeinden z. B. sieht Schmid eine besonders vitale
Form der Souveränität: Im Vorfeld der Revolution
von 1525 fordern die Gemeinden „unumwunden
und ohne Bereitschaft zu irgendwelchen Abstri-
chen ... die Verankerung der Kirche in der Ge-
meinde (nicht zufällig fallen hier der politische und
der urchristliche Begriff von Gemeinde zusammen)
— Kirche ist Gemeinde“ ).17

In der Postmoderne gibt es — z. B. in den christli-
chen Basisgemeinden Hollands, aber vor allem La-
teinamerikas — ähnliche Tendenzen des Rückgriffs
auf vomeuzeitlicbe und/oder erhalten gebliebene
autochthone Formen der Selbsthilfe und lokaler
Demokratie. Schwächen des modernen Staates wie
Instabilität und Ineffizienz, Finanzknappheit sowie
extrem hohe Rotation der Führungskräfte fördern
indirekt eine bewußtseinsmäßige Renaissance frü-
her erfolgreicher Strukturmuster. Dies kann zum
Rückgriff auf Förderinstitutionen eines autochtho-
nen Typs führen, die heute vielerorts schon zu Part-
nern internationaler Entwicklungskooperation
wurden. Seine lokalen Formen und ihre horizontale
Koordinierung in Netzwerken schafft den altbe-
währten „Unterbau zweiter Ordnung“ — als (oft
über-)lebensnotwendigen Schutz verletzbarer
Gliedgemeinschaften aus sozial Schwachen, Unter-
privilegierten und Minoritäten.

II. Empirische Strukturmuster der Selbsthilfe

Vor dem Hintergrund jahrzehntelanger relativ er-
folgloser Bemühungen, Agrarreformen und andere
staatliche Programme auf Gemeindeebene wirksam

werden zu lassen, begann der Verfasser die Suche
nach effizienten Formen der lokalen Politikgestal-
tung. Jahrhundertelange Erfahrungen der Pro

13) Ebd., S. 127.
14) Ebd.
15) Ebd.
16) Ebd.
17) Ebd.. S. 132.



blemlösung sind daher wichtig, wenn wir die Kette
des Scheiterns nachkolonialer Entwicklungsan-
strengungen in ihrer Kausalität erfassen wollen: Ein
Beispiel lokaler Selbstbestimmung überlieferten
z. B. die Indios Paez in Südkolumbien. Ihre India-
nerräte, die Cabildos, sind über den Selbsthilfege-
danken hinaus wichtig für die lokale Politikfor-
schung und daher auch für die Überwindung er-
starrter, einseitig auf den National- und Zentral-
staat fixierter Souveränitätsvorstellungen.

1. Die Cabildos der Indios Paez

Cabildos (Gemeinderäte) sind lokale Institutionen
der „Self-Reliance" (Vertrauen auf die eigene
Kraft) der Indios Paez in der kolumbianischen Re-
gion südöstlich von Popayän. Ihre Hauptfunktio-
nen sind:
- Leitung der Belange und Vertretung der Inter-
essen der Gemeinschaft durch einen Gouverneur.
Ihm stehen zwei Gerichtsdiener (alguaciles) und ein
Rechner (fiscal) zur Seite.
- Der Cabildo-Gouvemeur wacht über die Einhal-
tung der Souveränität der Gemeinschaft. Er nimmt
alle Außenkontakte wahr — zur Zentralregierung
wie zu anderen Indio-Gemeinschaften und deren
Interessenvertretungen.
- Der Cabildo schlichtet Streitigkeiten — auch
familieninterne Konflikte.
- Die Landverteilung entscheidet der Cabildo:
Neuverheirateten weist er ausreichend Land zu, so
daß sie die Familie ernähren können ).18

- Das Land ist nicht vererbbar. Erworben wird nur
Nutzungsrecht.
- Wegen vorübergehender Abwesenheit — z. B.
Migration — wird der Anspruch auf Land nicht
aberkannt.
- Reservatsland darfunter keinen Umständen ver-
kauft werden. Lohnarbeiter sind nicht erlaubt, da
das Land familienintern zu bewirtschaften ist. Es
besteht somit eine maximale Grenze des Landes —
je nach Grundbedürfnissen und der möglichen Ar-
beitsleistung durch Familienarbeitskräfte ).19

Insgesamt ist ein Cabildo mehr als eine autochthone
rorderinstitution: Sitz und Stimme haben in ihm
nur Stammesangehörige. Sie planen gemeinsam
und fällen die Entscheidungen vor Ort. Entschei-
ungsträger verfügen selbst über das nötige Wissen,
on derselben Instanz werden erforderliche Modi-

wationen und die Kontrolle durchgeführt. Auch
issen über die Bedürftigkeit von Gemeindemit-

gliedern ist jederzeit im lokalen Entscheidungsor-
gan vorhanden und muß nicht erst in einer fernen
Bürokratie beantragt, gespeichert und entschieden
werden. Der Entscheidungsprozeß kann schneller
erfolgen. Die vereinfachte Durchführung von Poli-
tik ist somit nicht nur durch Dekrete von oben mög-
lich, sondern durch eine relativ souveräne Institu-
tion lokaler Indio-Gemeinschaften. Selbstregulie-
rung durch lokale Formen der Demokratie können
stabilisierende Wirkungen für Gesellschaft und
Staat haben.
Dieses einst vergessene, partiell zerschlagene Or-
gan quasi-souveräner Dorfpolitik wurde in den letz-
ten zwanzig Jahren rekonstruiert. Teilweise verges-
senes oder verdrängtes Kulturgut wurde zur institu-
tioneilen Grundlage eingeborener Self-Reliance.
Die Rekonstruktion hatte begonnen als Teil der im
Rahmen der Agrarreform geförderten Campesino-
Bewegung ANUC20). Eine erste Gelegenheit zur
Mobilisierung der Paez knapp zehn Jahre nach der
Violencia21) bot die Vorbereitung des Bevölke-
rungszensus mit speziellen Haushaltsbefragungen.
Was teilweise stillschweigend oder indirekt vorbe-
reitet wurde und Teil des Selbstbehauptungswillens
marginalisierter Bevölkerungsgruppen ist, kann
eingehen in die offiziell vom Internationalen Ar-
beitsamt (ILO) geförderte Methode zur Rekon-
struktion der Geschichte. Sie umfaßt im wesentli-
chen vier methodisch voneinander zu unterschei-
dende Arbeitsschritte.

2. Methodische Hilfsmittel zur Förderung des kol-
lektiven Erinnerungsvermögens

Wo wertvolle Erfahrungen, Institutionen und be-
währte Techniken im Laufe der (Kolonial-) Ge-
schichte vergessen oder (z. T. aus rassistischen
Gründen) entwertet worden waren, bedarf es nicht
nur einer Rekonstruktion der Geschichte, sondern
durch sie eines faktisch untermauerten kollektiven
Selbstwertgefühls.

Die von O. Fais Borda in Lateinamerika22) entwik-
kelte und angewandte Methodologie setzt sich aus



Techniken und Methoden zusammen, die nach
20 Jahren des Experimentierens von der ILO und
der FAO (Food and Agricultural Organization,
Landwirtschaftsorganisation der UNO) gefördert
und weltweit verbreitet wurden. „Investigaciön y
acciön participativa" (IAP) gilt als Forschungsme-
thode und Mittel zum Stimulieren sozialer Bewe-
gungen und politischer Prozesse, die auch Struktur-
reformen einleiten können.
Die Arbeitsweise läßt sich in vier methodische Be-
reiche einteilen:
1) In der kollektiven Forschung (investigaciön colec-
tiva) wird die gesammelte und von der Gruppe sy-
stematisierte Information öffentlich diskutiert.
Gruppenarbeit und Dialog kennzeichnen den Ar-
beitsstil. Daten und Interpretationen sind sofort
korrigierbar, was sonst bei den üblichen Verfahren
nicht möglich ist.

2) In der (kritischen) Rekonstruktion der Geschichte
wird versucht, die Elitenpositionen zu relativieren:
Da die meisten historischen Abhandlungen Ge-
schichte einseitig aus dem Blickwinkel der Eliten
darstellen, sollen jene Elemente der Vergangenheit
mit Hilfe des „kollektiven Erinnerungsvermögens“
(memoria colectiva) geborgen werden, die sich als
vorteilhaft erwiesen haben zur Verteidigung der
„Interessen ausgebeuteter Klassen“ ) und in Zu-
kunft für die Ziele des Kampfes und der Bewußt-
seinsbildung sinnvoll sein könnten. Mündliche
Überlieferungen, Selbstzeugnisse (entrevistastesti-

monios) mit Alten, die „ein analytisches Erinne-
rungsvermögen“ besitzen ), familiäre Erinne-
rungsstücke und Dokumente (archivo de baül) und
andere Mittel (z. B. Soziodrama) dienen dem Bele-
ben des Erinnerungsvermögens.
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3) Die Aufwertung und Anwendung der Volkskultur
(valoraciön y empleo de la cultura populär) werten
verdrängtes Brauchtum auf. Zur Mobilisierung ei-
nes Volkes wird vor allem auf wesentliche, in der
Bevölkerung einer Region verankerte Werte zurück-
gegriffen. Dabei spielen Volkskunst, Musik, Theater,
Sport, Mythen und Erzählungen eine Rolle.

4) Erarbeitung und Verbreitung des neuen Wissens:
Das hier relevante Wissen wird auf vier Ebenen
erarbeitet, auf denen sich ein Autor im Sinne des
IAP zu bewegen in der Lage sein müßte. Sie besteht
erstens aus Erfassen und Systematisieren von Daten
und Informationen, zweitens aus Rückgabe des
Wissens an die Basis — in einer für sie verständli-
chen Form —, drittens aus der Weitergabe an die
Koordinatoren bzw. Kader und viertens aus der
Vermittlung an die Intellektuellen und Wissen-
schaftler (scientific Community). Im Kontrast zur
herkömmlichen Forschung sind diese vier Zielgrup-

2 Vgl. O. Fais Borda (Anm. 2), S. 139.
24) Vgl. dazu auch das Beispiel des 104jährigen ehemaligen
kubanischen Negersklaven: M. Barnet, Der Cimarrön,
Frankfurt 1976.

25) In der Zentrale der UNICEF in New York findet die IAP
Lateinamerikas und Asiens Anwendung — soz. B. nach de®
Erdbeben in Mexiko von 1985 zur Förderung von Selbstht
feprojekten des Wiederaufbaus,vor allem durch V. Bosnia:
Die FAO setzt die Methoden im Genossenschaftsbereich
ein.
26) Diese Information erhielt der Verfasser am 18. Januar
1986 von einem Bischof in Mexico City.
27) Grundlage der Einschätzung ist das vom Verfasser er-
stellte Gutachten: Wiederaufbauhilfe Mexiko — zu® Zu-
sammenhang von Katastrophenhilfe und langfristig sinnvo
len Entwicklungsmaßnahmen. Gutachten im Auftrag®
Deutschen Gesellschaft für Technische Zusammenaroc"
(GTZ), Rosdorf 1986.

pen wesentlich. In ihr wurde Information oft nur
zum Karriere- oder Selbstzweck unter Wissen-
schaftlern verbreitet. In diesen inzwischen auf UN-
Ebene (besonders in der ILO, FAO und UNICEF)
akzeptierten und verbreiteten Methoden kann die
Basis die Priorität bezüglich der Weitergabe des
Wissens mitbestimmen und Bedingungen setzen für
Publikation und Anwendung25).

3. Erdbeben in Mexiko — Hilfe für Opfer oder
Selbsthilfe für Reiche?

Die Erdbeben in Mexiko vom 19. und 20. Septem-
ber 1985 führten nicht nur zu den staatlicherseits
zugegebenen 13 000 Todesopfern. Augenzeugen,
die Informationen von Rettungsmannschaften er-
halten hatten, sprachen von 60 000 und mehr To-
ten26). Zwei Typen von Gebäuden waren einge-
stürzt: die alten „vecindades", Siedlungen ärmerer
Einkommensgruppen im Zentrum der Hauptstadt
sowie Regierungsgebäude und Wohnblöcke, die
während der Regierungszeit Echevarrias Anfang
der siebziger Jahre errichtet worden waren: Die
Bauplanung und Genehmigung war, soweit be-
kannt, korrekt. Nicht jedoch die Bauausführung!
Es hatten viele tragende Metallteile im Beton ge-
fehlt, die jedoch berechnet worden waren. Im
Handumdrehen waren daher über Nacht die Trüm-
mer weggeräumt worden, um die Verantwortlichen
nicht bestimmen zu können. Auf dem großen
Schutthaufen war nicht mehr festzustellen, zu wel-
chen Gebäuden einzelne Pfeilerreste gehört hatten.
Nach dem Einsturz gab es eine erneute Gelegenheit
für Geschäftstüchtige, dieselben Gebäude ein zwei-
tes Mal zu errichten. Die gleichen Entscheidungs-
träger konnten tätig werden und staatliche Pro-
gramme des Wiederaufbaus beschließen.
Wir wollen uns hier besonders auf ein strategisch
relevantes Element konzentrieren, das vom Staat
über Nicht-Regierungsorganisationen (NRO) gut-
geheißen oder geduldet wird. In Mexiko nimmt seit
den frühen siebziger Jahren die Zahl von Netzwer-
ken und Koordinierungsorganen im nichtstaatli-
chen Bereich zu. Zur Illustration soll daher auf
Bedingungen der Implementierung von Wiederauf-
bauprojekten nach dem Erdbeben vom September
1985 eingegangen werden27).



Erdbebenschäden und ihre Folgen wie z. B. Woh-
nungsnot und Arbeitslosigkeit wegen zerstörter
Werkstätten und Arbeitsgeräte gab es in Großstäd-
ten und Landgemeinden. Auf unterster Ebene ver-
suchen neben staatlichen Ämtern, Basisgemeinden
und Nachbarschaftsgruppen (in vecindades), die
Schäden zu beseitigen. Lokale Maßnahmen und
Pläne werden von bestehenden oder neu gegründe-
ten Trägerorganisationen koordiniert. Insgesamt
gibt es 304 NROs mit der Rechtsperson einer Aso-
ciaciön Civil. Einige Dutzend solcher Nicht-Regie-
rungsorganisationen sind für den Wiederaufbau im
Sinne langfristig sinnvoller Agrarpolitik und Urba-
nisierung relevant. Aus dieser Fülle ergibt sich die
Notwendigkeit zu differenzieren, wobei vier Typen
festgestellt wurden:

Typ eins kann als Aushängeschild für Regierungen
und ihre Funktionen angesehen werden. Dieser
Typ erfüllt Stellvertreterfunktion für den Staat. Der
Nichtregierungsstatus erlaubt es, besser und schnel-
ler zu handeln, als dies die Regierung tun könnte.
Diese Art NRO arbeitet für etablierte Interessen in 
der Regierung oder in der Privatindustrie. Außer-
dem erlaubt ihr der Status, schnell Mittel einzuwer-
ben, die sie ohne ihn nicht bekäme. Sie gefährdet
Reputation und Effizienz echter, nicht-profitorien-
tierter NROs — nicht nur, weil um dieselben Mittel
konkurriert wird. Im Fall Mexiko kann dieser
NRO-Typ dazu dienen, die indirekte Budgetfinan-
zierung im Regierungssinn durch Bindung von
Spendengeldem zu beschleunigen.

Typ zwei kennzeichnet sich in seiner Funktionsaus-
übung dadurch, daß konventionelle Entwicklungs-
dienstleistungen wie z. B. Alphabetisierung, Bera-
tung, Wohnungsbau usw. erbracht werden. Dieser
Typ arbeitet effizienter und kostengünstiger als Re-
gierungen. Oft verfügt er über bessere Ortskennt-
nisse und wird von Zielgruppen eher akzeptiert als
Regierungsapparate, die vielerorts seit Jahrzehnten
dieselben Programme und Dienstleistungen nur
versprechen. Meist arbeitet dieser Typ von Ent-
wicklungsträger konfliktlos neben dem Staat bzw.
n Koordination seiner Programme mit relevanten
Regierungsabsteilungen. Somit erfüllt er eine natio-
nale Integrationsfunktion, die er mitunter glaub-
würdiger vertritt als der Staat.

Typ drei ist anderer Natur: Diese Art NRO verfügt
über direkte, starke, aktive Beziehungen zu Basis-
gruppen, ihren Sprechern und Organisationen. Sie
unterscheidet sich von den anderen NROs dadurch,
daß sie einen holistischen Ansatz vertritt, also ge-
kmtkulturell denkt und handelt — und nicht nur
iomplexe Probleme eindimensional zu lösen ver-

Susht. Technokratische Lösungsansätze sind ihr re-
a iv fremd. Ein solcher Typ erkennt die Souveräni-
at der Basisgruppen im Sinne des Subsidiaritäts-
prnzips an: Die Antworten und Richtungen für die
Goblemlösungen ergeben sich aus dem direkten

espräch, aus Gruppendiskussionen und einer en-

gen Kooperation mit den Betroffenen in jeder Pro-
jektphase. Mitentscheidung der Basisgruppen ist
selbstverständlich. Vertreter dieses Typs behaup-
ten nicht, sie würden Zielgruppen und ihre Partizi-
pation fördern, nachdem fast nur von Ministerial-
bürokraten geplant worden war. Ihrer Methode
entsprechend, verbieten sich hierarchisch-zentrali-
stische Lösungsansätze. Handlungen erfolgen hori-
zontal. Sie werden mit Aktivitäten anderer Grup-
pen und Vermittlungsorganen koordiniert. Ihre
Richtlinien entsprechen den Prinzipien von Subsi-
diarität und dem klassischen politischen Föderalis-
mus.

Typ vier ergibt sich aus Elementen der Typen zwei
und drei: Von einem Netzwerk werden Pläne, Ein-
zelprogramme, Entscheidungen und ihre Durch-
führung koordiniert und kontrolliert. Große Orga-
nisationen mit schwerfälligen Entscheidungsabläu-
fen verbieten sich in diesem Politikansatz. Der ge-
samte soziale Organismus zergliedert sich in eine
Vielheit von Gruppen und Assoziationen zum
Zweck der Lösung ihrer dringendsten Alltagspro-
bleme. Ihre Konstituierung ist eine Konsequenz
jahrzehntelanger ineffizienter Entwicklungsarbeit
über besonders inadäquate Entwicklungsträger:
Dies sind Großbürokratien, gleichgültig welcher
Konvenienz.

Durchgeführt werden einzelne Projekte mit staatli-
chen und privaten Geldern aus dem In- und Aus-
land. Eine der bekanntesten Asociaciönes Civiles,
die als Netzwerk dem Typ vier angehört, ist Promo-
ciön del Desarrollo Populär. Sie arbeitet nach fol-
gendem konzeptionellen Entwurf:

Ein technisches Komitee bestimmt unter dem Vor-
sitz eines Präsidenten die Durchführung der einzel-
nen Projektmaßnahmen. Die Mittelvergabe wird
geprüft von einer staatlichen Bank, mit der ein
Treuhändervertrag, ein sogenanntes Fideicomiso,
abgeschlossen wird. Alle Ausgaben werden regel-
mäßig zweifach geprüft — von einem Technischen
Ausschuß und der Bank.

Jede Basisgruppe, Gemeinde oder NRO, denen ein
Projekt finanziert werden soll, schließt einen Unter-
vertrag mit dem Koordinierungsorgan. Dieses be-
ruft den Technischen Ausschuß ein und leitet alle
Aktivitäten bzw. bereitet Unterverträge mit loka-
len Selbsthilfegruppen vor. Im Falle eines Projektes
mit einem Träger an einem anderen Standort wird
mit einer lokalen Bank ein neues Fideicomiso abge-
schlossen. In dieser Konstruktion und Konzeption
treffen sich Basisgruppen — hier der Erdbebenge-
schädigten — in Netzwerken auf mittlerer Ebene,
wo auch über die Durchführung staatlicher Pro-
gramme entschieden wird. Es gibt somit auch eine
Art ziviler Aktion, die Probleme löst, welche der
Staat nicht allein bewältigen kann. Dieses Vorge-
hen beschränkt sich jedoch nicht nur auf Erdbeben-
geschädigte in Städten, sondern wird auch in inte-



grierten ruralen Entwicklungsprogrammen ange-
wandt.

4. Vergleich der Fälle Kolumbien und Mexiko

Der Vergleich beider Ansätze orientiert sich an
Stärken und Problemen derjeweiligen Erfahrungen
und den ihnen eigenen Handlungsebenen einerseits
sowie den Kombinationsmöglichkeiten anderer-
seits. Über auf verschiedenen Ebenen zu konstru-
ierenden Stufen ließe sich je nach Problem und
Institutionengefüge Selbsthilfe auch von außen
sinnvoll unterstützen.
Die Unterschiede zwischen den dargestellten ko-
lumbianischen und den mexikanischen Elementen
der Selbsthilfe liegen erstens auf verschiedenen
Ebenen der Entscheidung und Durchführung. Sie
treten zweitens in unterschiedliche Beziehungen
zum Staat. Drittens schließen sich die unterschied-
lichen Stufen weder aus, noch sperren sie sich einer
Unterstützung von außen.
Im kolumbianischen Fall handelt es sich um autoch-
thone Entwicklungsansätze. Es dominiert die Ent-
scheidung und Durchführung in kleinen lokalen
Gruppen oder Gemeinschaften. Berater waren zu-
nächst Mitarbeiter des staatlichen Agrarreformin-
stituts. Seit dem Bruch mit dem Staat sind es oppo-
sitionell orientierte Intellektuelle, Professoren und/
oder Vertreter von Oppositionsbewegungen der In-
dios, Campesinos sowie Kader einzelner Opposi-
tionsparteien. Arbeitskontakte mit dem Staat wur-
den abgebrochen. Beziehungen gibt es primär im
Sinne des Klientelprinzips. Dieses Sozialverhalten
ist typisch für ein Land nach jahrzehntelangem Aus-
nahmezustand. Umsetzungschancen für Selbsthilfe
in größerem Ausmaß sind daher noch relativ be-
grenzt, wenn wir bedenken, daß Politik primär über
Kooperation mit und Duldung durch relevante Re-
gierungsabteilungen umsetzbar zu sein scheint. Soll
sie projektspezifische Erfolge ermöglichen, darf sie
nicht in permanenter Auseinandersetzung mit dem
Staat und ihn konstitutierenden Machtgruppen ste-
hen. Dies ist ein zentrales Entwicklungsdilemma in 
Kolumbien und trifft auch hier auf Selbsthilfe zu.
In der Gegenüberstellung mit den kolumbianischen
Elementen kann in Mexiko Typ eins aus unseren
Betrachtungen ausgeklammert werden, da er quasi-
staatliche Funktionen erfüllt. Am Beispiel des Typs
vier können wir auf Vorteile hinweisen, wie sie sich 
in den Typen zwei und drei ähnlich zeigen: Die
Stärke der mexikanischen Variante von Selbsthilfe

liegt auf der mittleren Ebene — in Netzwerken und
Koordinierungsorganen.
Sie verschafften sich unterhalb der Ebene eines
stark zentralistisch eingestellten Staatsapparats er-
staunliche Handlungsspielräume und Durchset-
zungsmöglichkeiten. Sie umgehen Konflikte, in-
dem sie sich auf gesetzlich verbriefte Rechte und
Programme berufen. Die Freiräume reichen von
Campesinon und Indio-Gemeinden sowie von
Elendsvierteln — am Staat vorbei oder in Koordi-
nation mit ihm — bis hin zu ausländischen staatli-
chen und nicht-staatlichen Förderorganisationen,
Solche Netzwerke entsenden ihre Vertreter in groß-
städtische Nachbarschaftsgruppen und Landge-
meinden. In Schulungskursen bereiten sie Projekte
vor. Sie erarbeiten Finanzierungsanträge. Obwohl
sie nicht primär vertikal agieren, sondern ihre Ak-
tionen entsprechend dem klassischen Föderalismus
horizontal angelegt sind, treten sie in das staatliche
Machtvakuum der Einheitspartei (PRI) ein28), die
seit zwanzig Jahren vor allem auf dem Land Anhän-
ger verliert. Sie handeln einerseits im Sinne der
nationalen Integration und als Stellvertreter des
Staates. Andererseits ist der Staatsapparat Mexikos
verunsichert worden durch die unerwartete Selbst-
hilfekapazität nach dem Erdbeben. Auslandsfinan-
zierung an private Träger erhöht die latente Unsi-
cherheit der mexikanischen Staatsspitze, da sie um
ihre Kontrollfähigkeit im Sinn des althergebrachten
Zentralismus der Einheitspartei fürchtet, was die
Präsidentschaftswahlen von 1988 manifestierten.
Die lokale und mittlere Handlungsebene beider
Selbsthilfeansätze schließen sich nicht aus. Beide
haben konzeptionelle Vorzüge: der kolumbianisch-
indianische durch den gesamtkulturellen Ansatz
und die Integration von Aktionsforschem, Planem.
Wissens- und Entscheidungsträgem sowie Kontrol-
leuren auf einer Ebene und in einer lokalen Instanz,
dem cabildo. Seine Überlebensfähigkeit manife-
stierte Entwicklungskapazitäten und die Identität
eines Stammes, was moderne Förderinstitutionen
nicht leisten konnten.
In Mexiko beeindruckt die Effizienz von privaten,
nicht-profitorientierten Trägerstrukturen der
NROs, die dem staatlichen Zentralismus trotzen
können. Diese Durchsetzungsfähigkeit — auch ge-
genüber dem Staat — eröffnet Handlungsspiel-
räume, die im kolumbianischen Fall mangels ähnli-
cher Netzwerke und wegen ständiger Konflikte
nicht in derselben Weise existieren können. Beide
Stufen ergänzen sich und wären konzeptionell im
Sinne einer relativ reibungslosen Umsetzung von
Selbsthilfe hintereinanderzuschalten.



III. Schlußfolgerungen

Eine endogene Kombination oder Interaktion ver-
schiedener Institutionen nicht-staatlicher, aber auch
staatlicher Konvenienz kann günstige Vorausset-
zungen für vom Ausland zu fördernde Selbsthilfe
unter der Bedingung bieten, daß Identität, Selbst-
kontrolle, Subsidiarität und damit Selbstbestim-
mung geachtet wird. Kooperation und Förderung
von außen können dann nach jeweils vor Ort und
von Projekt zu Projekt zu prüfenden Bedingungen
schädliche Einflüsse verhindern.
Unter solchen Bedingungen ist Selbsthilfe nicht pri-
mär ein ökonomisch-technisches, sondern ein poli-
tisches Problem. Genauer betrachtet, ist die Ent-
scheidung für eine bestimmte politisch-institutio-
nelle Basis in der Gestalt einer Förderinstitution
und/oder einem geeigneten Netzwerk von Institu-
tionen für die Umsetzung nicht nur von Selbsthilfe
wesentlich. Anders formuliert: Es wird behauptet,
daß Erfolg oder Scheitern von Selbsthilfe stärker
von der Auswahl der Trägerorganisationen und ih-
rem jeweiligen Handlungsspielraum abhängt als
vom Einsatz bestimmter ökonomisch-technischer
Maßnahmen.
Im Selbsthilfekontext gelten offene Fonds als gern
gesehenes Instrument für unbürokratische Zusam-
menarbeit. Dies heißt, daß das Projekt in seinen
Grundzügen geprüft und vereinbart wird. Wenn
Einzelausgaben notwendig werden — wie z. B. ein
Zeitvertrag eines Arztes — dann kann schnell vor
Ort entschieden werden, ohne monatelanges An-
tragsverfahren und eventuellen Verlust einer Pro-
jektkomponente wegen nicht mehr verfügbarer
Mitarbeiter. Grundvoraussetzung sollte sein, daß
Partner, denen ein offener Fond gewährt wird,
beim Zuwendungsgeber lange Zeit als zuverlässig
bekannt sind und Mehrfachkontrollen — u. a.
durch Gegenzeichnung und Zustimmung eines
Kontrollkomitees — akzeptiert werden.
Selbsthilfeförderung über NROs, die stellvertre-
tend für den Staat handeln und für ihn Mittel (indi-
rekt) einwerben, ist skeptisch zu betrachten. Erfah-

rungsgemäß dient sie primär staatlichen Interessen
und nicht so sehr den Zielgruppen. Die systemsta-
bilisierende Wirkung der Hungerhilfe in Äthiopien
nach 1984/85 zugunsten des Mengistu-Regimes
wurde von uns als ein solches Beispiel erfah-
ren29).

3») BMZ (Anm. 4), S. 15.

Auch über die Selbsthilfeförderung als Teil der
Hilfe für afghanische Flüchtlinge in den „Local Go-
vernment and Rural Development Departments“
der Westprovinzen Pakistans entstand' der Ein-
druck, nicht-existente lokale Organisationseinhei-
ten würden für den Staat geschaffen werden. Der
Staat akzeptiert relativ desinteressiert die westliche
Mode der Entwicklungsprojekte, weil er primär
Kredite wünscht und daher die Mode gewähren
läßt, die er nicht überzeugt umsetzen kann oder
will.

Die Öffnung der Bundesregierung in Sachen Selbst-
hilfe verdient es, ernst genommen zu werden. Die
Durchführung von Selbsthilfemaßnahmen in enger
Koordination und Abstimmung mit Staatsappara-
ten bedarf weiterer Überlegungen, da das Konzept
der Bundesregierung diesbezüglich noch nicht aus-
gereift zu sein scheint.

Eine regierungsinterne Arbeitsgruppe, die fest-
stellt, daß „sich gerade die Ärmsten als besonders
zuverlässig erweisen“30) bei der Rückzahlung der
Kredite, handelt nicht konsequent, wenn weiterhin
Selbsthilfe primär über staatliche Kanäle gefördert
werden soll.1 Außer zur Vorbereitung eines politi-
schen Klimas des Gewähren-Lassens von größeren
Freiräumen nicht-staatlicher, quasi-souveräner
Selbsthilfe wird die Förderung durch den Staat oft
hinderlich und weder im Sinne der Zielgruppen
noch der deutschen Steuerzahler sein.
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Handelsförderung für Entwicklungsländer

I. Einleitung

Die meisten Entwicklungsländer zeichnen sich 
durch ein geringes wirtschaftliches Wachstum, eine
schlechte Exportleistung, hohe Verschuldung und
eine binnenwirtschaftlich orientierte Industrialisie-
rungs-Strategie aus. Für 1989 wird eine Gesamt-
verschuldung aller Entwicklungsländer von

279 Mrd. US-Dollar (ohne Kredite des Interna1 -
tionalen Währungsfonds) erwartet. Diese Ver-
schuldung entsprach im Jahre 1988 141,9 Prozent
der Exporteinnahmen. Den Löwenanteil der
Schuld hatten die lateinamerikanischen Entwick-
lungsländer mit 33 Prozent oder 420 Mrd. US-Dol-
lar. Die Verschuldung betrug in Afrika 1988 circa
250 Prozent und in den lateinamerikanischen Ent-
wicklungsländern 305 Prozent der Exporterlöse 1).
Während die marktwirtschaftlichen Industrieländer
im Zeitraum 1980 bis 1986 ihre Ausfuhren im
Durchschnitt um 3,3 Prozent und alle Entwick-
lungsländer ihre um 4,8 Prozent jährlich erhöhen
konnten, sanken die Ausfuhren der Länder Afrikas
südlich der Sahara für den gleichen Zeitraum um
jährlich ,1 Prozent. Die hoch verschuldeten Län2 -
der konnten ihre Exporte für diesen Zeitraum nur
um 1,6 Prozent pro Jahr steigern2).

1)

Nur durch hohes Wachstum und steigende Export-
einnahmen läßt sich, wenn man von einem notwen-
digen partiellen Schuldenerlaß mit Auflagen ab-
sieht,'die Verschuldungskrise meistem. Eine stär-
kere Integration in den Welthandel ist grundsätzlich
auch von Wachstums- und entwicklungspolitischer
Relevanz.

Ein Blick aufdie Tabellen 1 und 2 zeigt, daß Länder
mit einer außenorientierten Wirtschaftspolitik rela-
tiv geringer verschuldet waren und höhere Wachs-
tumsraten des Pro-Kopf-Einkommens und der Ex-
porte aufwiesen als Länder, die sich auf den Export
von Rohstoffen beschränkten oder ihr Augenmerk
auf den Binnenmarkt lenkten.

Afrikanische Entwicklungsländer exportierten
hauptsächlich Rohstoffe, lateinamerikanische Ent-
wicklungsländer konzentrierten sich stark auf den

Binnenmarkt; einige Entwicklungsländer Asiens,
insbesondere Hongkong, Korea, Singapur und Tai-
wan, begannen, Industriegüter für den Weltmarkt
zu produzieren.

In der entwicklungspolitischen Diskussion wird die
Notwendigkeit einer „Hilfe zur Selbsthilfe“ betont.
Dies würde bedeuten, daß die Entwicklungsländer
in die Lage versetzt Werden müßten, sich durch
Exporte die notwendigen Devisen zu verdienen -
statt sie sich über Entwicklungshilfe zu erbetteln.
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3) Selbst in den achtziger Jahren wird die Möglichkeit des
Handels als Wachstumsmotor skeptisch beurteilt. Vgl.
W. Arthur Lewis, The Slowing Down of the Engine of
Growth, in: American Economic Review, 70 (1980) 4,

S. 555 —564; Paul Streeten, A Cool Look at „Outward-
Looking" Strategies for Development, in: World Economy, 5
(1982) 2, S. 159—169. Siehe auch: James Riedel, Trade as
the Engine of Growth in Developing Countries, Revisited,
in: Economic Journal, 94 (1984) 373, S. 56-73; vgl. William
R. Cline, Can the East Asian Model of Development be
generalized?, in: World Development, 10 (1982) 2, S. 81 —

Handelsförderung bedeutet daher Hilfe durch Han-
del.

In den fünfziger Jahren wurden die Möglichkeiten
der Entwicklungsländer, sich in den Welthandel zu
integrieren, pessimistisch beurteilt3). Daher wurde
eine stärkere Binnenorientierung und eine Ausdeh-
nung des Süd-Süd-Handels vorgeschlagen. Der Er-
folg der exportorientierten Staaten widerspricht je-
doch dieser These 4).

Die wirtschaftlichen Erfolge zeigen deutlich die
Vorteile einer außenorientierten Politiks):
— Außenorientierte Länder weisen ein höheres
jährliches Wachstum des realen Bruttosozialpro-
dukts pro Kopf auf als binnenorientierte.

— Die Ersparnis liegt bei den stark außenorientier-
ten Ländern am höchsten.

— Die Inflationsraten sind bei binnenorientierten
Entwicklungsländern höher als bei den stark außen-
orientierten; den stärksten Preisanstieg erfuhren je-
doch die mäßig außenorientierten Entwicklungs-
länder.
— Länder mit hohen Primärgüterexporten weisen
erheblich niedrigere Wachstumsraten auf als Staa-
ten, die verstärkt Industriegüter exportieren ).6

— Exporte in Industrieländer sind arbeitsintensiv;
daher sind hohe Beschäftigungseffekte zu erwar-
ten ).7

1,8 Prozent und Exporteure mineralischer Rohstoffe
0,3 Prozent. Zahlen aus IMF (Anm. 1).
7) Vgl. R. J. Langhammer (Anm. 4).



II. Ursachen der schwachen Exportleistung

Eine erfolgreiche Handelsförderungsstrategie be-
nötigt eine Diagnose der Handelswiderstände in 
Entwicklungs- und Industrieländern. Gegen ein
handelshemmendes Umfeld kann eine Handelsför-
derung nichts ausrichten. Im Rahmen des Politik-
dialoges muß daher auf eine Reduzierung hemmen-
der Rahmenbedingungen hingearbeitet werden8).
Hilfsmaßnahmen scheitern oft am mangelnden
Verständnis der Realsituation in den Entwicklungs-
ländern seitens der Helfer. Viele Vorstellungen ent-
springen einem technokratischen Denken, das auf
die durch Wirtschaft, Kultur und Gesellschaft gege-
benen Voraussetzungen nicht hinreichend Rück-
sicht nimmt.

1. Politische und ökonomische Defizite

Entwicklung wird von Menschen vorangetrieben.
Handel von Menschen getätigt; ein politischer und
wirtschaftlicher Freiraum sowie eine größere politi-
sche Stabilität als zur Zeit vorhanden, gehören zum
entwicklungsfördernden Rahmen eines Landes.
Politische Instabilitäten senken das Interesse aus-
ländischer Handelspartner an wirtschaftlichen Be-
ziehungen zu einem Land.

Die Entwicklungsländer standen und stehen Di-
rektinvestitionen reserviert gegenüber, weil sie
Ausbeutung durch ausländische Firmen vermute-
ten und ausländische Einflußnahme vermeiden wol-
len. Allerdings kommen die Entwicklungsländer
nicht umhin, aufgrund ökonomischer Erwägungen
Direktinvestitionen zu fördern. Man kann aber
nicht mit Enteignung drohen und gleichzeitig hö-
here Direktinvestitionen erwarten9).

Zu den Erfolgsbedingungen einer Handelsförde-
rung gehört daher eine entwicklungsfreundliche na-
tionale Wirtschaftspolitik. Überhöhte Wechsel-
kurse — manchmal um mehr als 100 Prozent —
stellen ein Exporthemmnis dar und wirken wie Im-
portsubventionen. Basis einer erfolgreichen Ex-
portförderung ist daher der Wille der Eliten in der
Dritten Welt zur Ausrichtung auf den Weltmarkt.
Das beinhaltet, die wirtschaftspolitischen Anreize
so zu setzen, daß sich Exporte lohnen, das Kosten-
Nutzen-Verhältnis also nicht gegen die Exporte ge-
richtet ist.

2. Institutionelle und administrative Rahmenbe-
dingungen

Hilfe- und Geberinstitutionen sind von der Effi-
zienz der Bürokratien der Dritten Welt abhängig.
Für Aufgaben der Handelsförderung sind in den
Entwicklungsländern oft mehrere Ministerien und
Organisationen zuständig10). Projekte müssen mit
der Verwaltung in der Dritten Welt abgestimmt
sein, administrative Lücken müssen schon bei der
Konzeption bedacht werden. Die Entscheidungs-
träger in den Entwicklungsländern müssen lernen,
das Risiko von Entscheidungen auf sich zu neh-
men.
Zu den institutioneilen Voraussetzungen gehört
auch eine komplementäre Infrastruktur; ihr Fehlen
wirkt handelshemmend. Hier ist insbesondere an
den Finanzbereich zu denken, an die Abwicklung
von internationalen Transaktionen, an die Ver-
kehrsinfrastruktur, an Lizenzen für solche Importe,
die für die Exportproduktion notwendig sind. Oft
aber fehlen die Minimalvoraussetzungen einer er-
folgreichen Handelsorientierung.

3. Technische Schwachstellen auf Mikroebene

Viele Länder der Dritten Welt leiden darunter, daß
sie keine Güter für die Märkte in den Industriestaa-
ten anzubieten haben, weil Design, Qualität und
Service nicht ausreichen. Liefertermine werden
kaum eingehalten, es gibt Qualitätsschwankungen
bei den Produkten. Es fehlt also eine Qualitätskon-
trolle. Fehlende Exporterfahrungen beispielsweise
in Nachbarstaaten der Dritten Welt, wo die Quali-
tätsanforderungen nicht so hoch sind wie in den
Industriestaaten, erschweren die Eroberung von In-
dustrieländermärkten.

4. Fehlendes Marketing und unzureichende Markt-
informationen

Die Entwicklungsländer haben nicht nur wenig an-
zubieten, sondern können das Wenige, das sie an-
zubieten vermögen, auch kaum vermarkten. Zum
Marketing gehört nicht nur eine Werbung, eine
Präsenz auf Messen, sondern auch die Herausarbei-
tung von Distributionswegen, das Finden von Part-
nern, die die Produkte der Dritten Welt auf den
Märkten der Industriestaaten vertreiben.



Die wirtschaftliche Kommunikation ist in der Drit-
ten Welt kaum ausgeprägt. Es fehlen Informatio-
nen über Anbieter, Nachfrager, über Preise und
Qualität. Dies gilt natürlich nicht nur für den natio-
nalen Markt und die regionalen Märkte, sondern
erst recht für die Märkte der Industriestaaten.
Informationen über das Angebotspotential und die
Angebotspalette der Entwicklungsländer müssen
nicht nur den potentiellen Importeuren und Inter-
essenten in den Industrieländern zur Verfügung ste-
hen, Marktmöglichkeiten mit entsprechenden Qua-
litätsnotwendigkeiten sollten auch den potentiellen
Produzenten in der Dritten Welt bekannt sein.
Zu diesen Informationen gehören nicht nur die rein
ökonomischen, sondern auch — vielleicht in einem
viel stärkeren Maße — die Abwicklungsinformatio-
nen. So fehlen dem Produzenten in der Dritten
Welt Kenntnisse über Rechtsvorschriften, Quoten-
höhe usw. Er benötigt Hilfe im Formularkrieg mit
den Bürokratien der Industrieländer.

5. Fehlende Zwischenfinanzierung

Sind Exportgüter erst noch im Produktdesign zu
ändern, so kann es sein, daß dem Produzenten hohe
Kosten für die Erstellung von Mustern und die Pro-
duktionsumstellung anfallen. Arbeitskräfte müssen
bezahlt, Rohstoffe, Maschinen und Vorprodukte
finanziert werden. Die meisten kleinen Unterneh-
men in der Dritten Welt sind kaum in der Lage, die
dafür notwendige Zwischenfinanzierung aufzubrin-
gen. Außerdem sind Auslandsmärkte immer mit
größeren Risiken behaftet; hier fehlen Versiche-
rungsinstitutionen, die das Risiko abdecken und
Finanzinstitutionen, die eine Zwischenfinanzierung
ermöglichen.

6. Die Handelspolitik der Industriestaaten

Die weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen
Ende der achtziger Jahre sind gekennzeichnet
durch große finanzielle Ungleichgewichte, ökono-
mische Unsicherheiten, hohe Arbeitslosigkeit und
durch eine Zunahme handelspolitischer Beschrän-
kungen. Diese Neuauflage von „Beggar-Thy-
Neighbour-Politiken“ im Rahmen des Protektionis-
mus zeigt sich insbesondere in der Zunahme nicht-
tarifärer Handelsbeschränkungen. Die Zahl der
freiwilligen Selbstbeschränkungsabkommen ist da-
für ein Indiz und spiegelt diese schwierige weltwirt-
schaftliche Situation wider11).

Die Handelspolitik der Industrieländer ist insbe-
sondere gegen jene Exporte aus der Dritten Welt
gerichtet, die einen hohen Wertschöpfungsanteil
(value added) enthalten. Das Allgemeine Zoll- und
Handelsabkommen (GATT) besteht aus mehr Aus-
nahmen als Regeln12). Es ist unverständlich, mit
Maßnahmen der Handelsförderung den Export und
die Produktion von bestimmten Gütern wie z. B.
von Schuhen, Textilien usw. zu fördern und dann
im Rahmen der verfolgten Handelspolitik diese Im-
porte nicht zu ermöglichen, oft mit dem nicht ein-
sichtigen Argument eines Sozialdumping, da die
niedrigen Löhne in den Entwicklungsländern unso-
zial seien.

Die Regierungen der Industrieländer sollten auf
diese ökonomische Absurdität hingewiesen werden
und den Staaten der Dritten Welt dort Handels-
möglichkeiten einräumen, wo jene wettbewerbsfä-
hig sind. Alle Handelsförderung ist eine Farce,
wenn man sie nur dort betreibt, wo eigene Märkte
nicht gefährdet sind.

III. Instrumente der Handelsförderung

Bei der Handelsförderung muß generell zwischen
ordnungs- und prozeßpolitischen Maßnahmen
unterschieden werden. Zu den ordnungspoliti-
schen Maßnahmen gehören die Handelspräferen-
zen, die den Entwicklungsländern gewährt wer-
den.

1. Allgemeine Präferenzensysteme

Das GATT sieht das Prinzip der Meistbegünstigung
vor, d. h. eine Nichtdiskriminierung der Partner-
staaten. Wird einem Mitglied ein besonderer Zoll-
tarif eingeräumt, dann muß dieser Tarif für alle
Kontraktstaaten gelten. Bei Zollsenkungen wird
dabei auf Reziprozität geachtet.

Da die Entwicklungsländer sich im Rahmen des
GATT mit ihren Vorstellungen von Vorzugszöllen
nicht durchsetzen konnten, benutzten sie die Welt-
handelskonferenz (UNCTAD), um handelspoliti-
sche Verbesserungen zu erreichen. Sie verlangten,
daß Gleiche gleich und Ungleiche ungleich behan-



delt werden müßten; da sie einen Entwicklungs-
rückstand aufwiesen, bräuchten sie besondere Ex-
porthilfen und forderten daher eine zolltarifliche
Bevorzugung13). Die Industrieländer sind relativ
spät auf diese Forderungen eingegangen, ohne je-
doch große Zugeständnisse gemacht zu haben. So
haben mehrere Industriestaaten den Entwicklungs-
ländern allgemeine Präferenzensysteme einge-
räumt.

Ordnungspolitisch sind solche allgemeinen Präfe-
renzensysteme (APS) den prozeßpolitischen Maß-
nahmen vorzuziehen; selektive Maßnahmen der
Handelsförderung können zu Verzerrungen füh-
ren. Das APS gibt allen Entwicklungsländern glei-
che Chancen für Exporte, wobei allerdings einzu-
wenden ist, daß ein APS nur bei homogenen Ent-
wicklungsländern verzerrungsneutral wirkt. Nutz-
nießer waren die exportorientierten Schwellenlän-
der14).

Die einzelnen Industriestaaten gewährten unter-
schiedliche Präferenzen ). Die EG gewährt nicht
nur

15

allgemeine Präferenzen an alle Entwicklungs-
länder, sondern auch Sonderpräferenzen für AKP-
Staaten ). Trotz dieser Sonderpräferenzen haben
die Anteile der AKP-Exporte an den EG
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-Importen
abgenommen. Erfolgreichste Exporteure waren
Staaten, denen kaum Präferenzen eingeräumt wur-
den (z. B. Taiwan). Generell haben APSs nur den
schon weiter entwickelten Schwellenländern gehol-
fen. Der entwicklungspolitische Effekt für die är-
meren Staaten war gering, weil sie selbst mit Präfe-
renzen nicht in der Lage waren, im internationalen
Wettbewerb zu bestehen und ihre Kontingente aus-
zuschöpfen.

Im Bereich der Agrarexporte und bei Textilien gibt
es zunehmend Reglementierungen und Diskrimi-
nierungen. Quoten, die oft schon nach kurzer Zeit
ausgeschöpft sind, werden für einzelne Länder und
verschiedene Produkte fallweise festgelegt, so daß
die Firmen unter hoher Unsicherheit ihre zukünfti-
gen Produktions- und Exportentscheidungen tref-
fen müssen.

Bedenken müssen auch gegenüber der Philosophie
des EG-Präferenzensystems erhoben werden, daß
nämlich erfolgreiche Exporteure in ihren Handels-
bemühungen beschränkt werden müssen, damit die
zurückgebliebenen Länder ebenfalls einen Teil des
Kuchens erhalten können. Zwar wird gefordert,
daß das APS allgemein, nicht diskriminierend und
nicht reziprok sein soll. In Wirklichkeit sind die
Präferenzen aber reziprok, da die Konzessionen oft
vom politischen Wohlverhalten abhängig gemacht
werden.

Obgleich ein APS ordnungspolitisch bejaht werden
kann, wird dessen Ausgestaltung in der wissen-
schaftlichen Literatur meist negativ bewertet. Um
Präferenzensysteme wirklich effizient zu gestalten,
wäre es notwendig, auf Transparenz, Stabilität, ei-
nen längeren Zeithorizont und auf die Entfernung
aller Beschränkungen für erfolgreiche Länder Wert
zu legen. Insbesondere bei der Ursprungsrege-
lung 17) müßte, soweit es die EG betrifft, die Wert-
schöpfung aller AKP-Staaten kumulativ berück-
sichtigt werden, damit auch eine geringe Wert-
schöpfung in armen Entwicklungsländern unter das
Präferenzensystem fallen kann18).

2. Prozeßpolitische Maßnahmen der Handelsför-
derung

Bei den prozeßpolitischen Maßnahmen setzt man
im allgemeinen an den Schwachstellen der Handels-
fähigkeit der Entwicklungsländer an. Zunächst ist
zu fragen, ob das Entwicklungsland überhaupt ex-
portfähige Produkte vorweisen kann. Bei vielen
Ländern Schwarzafrikas wird dies kaum der Fall
sein. In einem solchen Fall müssen im Rahmen der
Entwicklungshilfe exportfähige Produkte gefunden
oder entwickelt werden. Man spricht von Maßnah-
men der Exportentwicklung. Typische Instrumente
der Entwicklungshilfe wären hier einsetzbar.



Bei der Exportpromotion muß überlegt werden, wo
das Land komparative Kostenvorteile hat. ob für
diese Produkte eine Nachfrage vorliegt und ob eine
ausreichende Produktionsbasis in den Unterneh-
men vorhanden ist. Je nach Schwachstelle in den
Unternehmen werden andere Maßnahmen der Ex-
portförderung notwendig.

Informationsebene: Informationen über Absatz-
möglichkeiten, über geforderte Produktqualitäten,
über Konditionen auf den Auslandsmärkten sowie
Kontakte zu Handelspartnern fehlen. Gerade mit-
telständischen Betrieben19) fehlt Know-How und
Markterfahrung. Hier helfen allgemein zugängliche
Informationsdienstleistungen sowie Hilfen zu Mes-
sebeteiligungen20).

Produktionsebene: Die Produkte sind meist nicht
sofort exportfähig; sie müssen an die Standards in
den Industrieländern angepaßt werden. Hilfen für
ein ansprechendes Styling, für eine solide und an-
sprechende Verpackung, bei Qualitätskontrollen
und beim Aufbau eines Kundendienstes sind nötig.
Von den Industrieländern entsandte Branchen-
Kurzzeitexperten können den Firmen in den Ent-
wicklungsländern diese Informationen vermitteln.

Finanzierungsebene: Hilfen zur Zwischenfinanzie-
rung sind gefragt, werden aber bisher kaum zur

Verfügung gestellt. Auch müßte über Institutionen
für Ausfallbürgschaften nachgedacht werden.
Vertriebswege: Die sichere Verfügbarkeit notwen-
diger Inputs, der Abbau von Import- und Export-
kontrollen, Fragen nach Transportwegen, konsu-
mentengerechter und tropensicherer Verpackung,
die auch einen längeren Transport aushält, sind zu
klären. Löst eine Pilotfirma solche Probleme unter
hohen Kosten, bekommen Nachzügler diese Infor-
mationen billiger. Ohne staatliche Hilfen unterblei-
ben hier Innovationen.
Managementebene: Das Management ist über die
Notwendigkeit der Exporte, über technische Vor-
schriften in Industrieländern und über das Know-
How der Exportdurchführung nicht informiert.
Hier helfen Seminare mit dem Ziel der Informa-
tionsweitergabe an das Management zur techni-
schen Durchführung von Exporten (effizientes Ex-
portmanagement) .

Politikebene: Die Administration der Entwick-
lungsländer ist oft nicht in der Lage, Exportförde-
rungsmaßnahmen effizient durchzuführen. Hier
kann die Gründung von Handelsförderungsorgani-
sationen (Trade Promotion Organisations — TPOs)
helfen. Die Bedeutung der Pflege von Export-
märkten und die Wichtigkeit von Exporten („Think
Export“) muß vermittelt werden.

/

IV. Erfahrungen der prozeßpolitischen Handelsförderung

Multilaterale Institutionen wie die Vereinten Natio-
nen oder die Europäische Gemeinschaft sowie ein-
zelne Industriestaaten haben Konzepte entwickelt
und Institutionen gegründet, die den Entwicklungs-
ländern in ihren Bemühungen, ihre Handelsmög-
lichkeiten zu verbessern, helfen sollen. Bei der mul-
tilateralen Zusammenarbeit spielen die Förder-
maßnahmen der EG sowie die Gemeinschaftsinsti-
tution des GATT und der UNCTAD, das Interna-
tionale Handelszentrum (International Trade Cen-
tre ~ ITC) in Genf, eine wichtige Rolle. Auf hol-
ländische Erfahrungen und auf einige Fördermaß-
nahmen der Bundesrepublik im Rahmen der bilate-

ralen Handelsförderung wird anschließend einge-
gangen.

1. Fördermaßnahmen der Europäischen Gemein-
schaft

In der dritten Lomd-Konvention enthalten die Arti-
kel 95 bis 100 Grundsätze zur Förderung der Ent-
wicklung des Handels und der Dienstleistungen der
AKP-Staaten. Nach Artikel 95 soll die kommer-
zielle, landwirtschaftliche und industrielle Zusam-
menarbeit so gestaltet sein, daß die AKP-Staaten
daraus einen großen Nutzen ziehen können, wobei
ihnen unter möglichst günstigen Bedingungen die
Teilnahme an den Binnenmärkten, den Märkten
der Gemeinschaft und regionalen sowie internatio-
nalen Märkten durch eine Diversifizierung des An-
gebots und Steigerung des Wertes und Umfangs des
AKP-Handels ermöglicht werden soll.

Auf Initiative einzelner AKP-Staaten soll die EG in 
folgenden Bereichen tätig werden (Art. 96
Abs. 2):



— „Einführung einer kohärenten Handelsstrate-
gie;
— Berufliche Ausbildung und Weiterbildung des im 
Handels- und Dienstleistungssektor tätigen Perso-
nals;
— Schaffung und Ausbau von Einrichtungen in den
AKP-Staaten zur Entwicklung des Handels und der
Dienstleistungen;
— Intensivierung der Kontakte und des Informa-
tionsaustauschs zwischen den Wirtschaftsuntemeh-
men einschließlich der Beteiligung an Messen und
Ausstellungen;
— Unterstützung der Bemühungen der AKP-Staa-
ten um eine Verbesserung der Qualität ihrer Er-
zeugnisse, um deren Anpassung an die Markterfor-
dernisse sowie um eine Diversifizierung ihrer Ab-
satzmärkte;
— Unterstützung der Bemühungen der AKP-Staa-
ten um eine Verbesserung der Dienstleistungs-In-
frastruktur, einschließlich der Beförderungs- und
Lagereinrichtungen.“
Die Bestimmungen der Lom-Konvention sehen
auf den ersten Blick positiv aus. Der geringe Stel-
lenwert wird jedoch aus den Mitteln, die diesem
Programm zur Verfügung stehen, deutlich. Von
den 8,5 Mrd. ECU (Europäische Währungseinheit)
der Gemeinschaftshilfe an die AKP-Staaten sind
1 Mrd. ECU für die regionale Zusammenarbeit
vorbehalten; hiervon können bis zu 60 Mio. ECU
für Maßnahmen der Handelsförderung eingesetzt
werden. Da die Mittel insgesamt ländermäßig quo-
tiert werden, besteht seitens der AKP-Staaten kein
großes Interesse an der Durchführung von Handels-
förderungsmaßnahmen, da sie keine Sondermittel
bedeuten. Die dort verwendeten Mittel werden
dem Entwicklungsland dann vom Regionalpro-
gramm abgezogen, über das es sonst verfügen
könnte.
Die Ergebnisse der Handelsförderung waren ent-
täuschend: Der Anteil der Exporte der AKP-Staa-
ten an allen Importen der Gemeinschaft stagniert
oder hat abgenommen. Wir beobachten nicht nur
eine relative, sondern auch eine absolute Abnahme
der AKP-Exporte in die EG, wie aus Tabelle 3 zu
ersehen ist.
Unter der ersten Lome-Konvention wurde 1977 das
Centre pour le Developpement Industriel (CDI)
gegründet, das u. a. Direktinvestitionen in AKP-
Staaten und die Entwicklung von technischem
Know-how fördern soll. Für Lom III sind für CDI
40 Mio. ECU vorgesehen. Neben der Erstellung
von Branchenstudien bemüht man sich um eine
Zusammenarbeit mit Verbänden und unterstützt
privatwirtschaftliche Initiativen. Dem CDI stehen
für eine selektive Beratung von Firmen Mittel zur

Verfügung; gefördert werden auch Importeure
(Reisekosten, Hotelunterkunft). Allerdings fehlen
in den einzelnen AKP-Regionen unabhängige Re-
gionalberater. Einige Projekte scheiterten, weil die
einheimischen Firmen vor Ort nicht in der Lage
waren, die notwendigen Dienstleistungen in der
entsprechenden Qualität zur Verfügung zu stellen,
was wegen fehlender Regionalberater nicht im vor-
hinein durch eine Überprüfung vor Ort festgestellt
werden konnte.

Für nicht assoziierte Entwicklungsländer gibt es ein
„trade promotion aid Programme“. Es beinhaltet
eine nicht vertraglich festgelegte Verpflichtung,
Unterstützung für regionale Programme, Fortbil-
dung und Hilfe auf allen Ebenen der Produktion
und Distribution eines Gutes zu geben. Die Maß-
nahmen werden jährlich, abhängig von den budge-
tären Möglichkeiten der EG, festgelegt.
Anders als in der Lom-Regelung, in welcher Ent-
wicklungsländer, die keine Handelsförderung be-
treiben, keine Mittel verlieren, weil sie ihre ausge-
handelte Regionalquote für andere Programme
verwenden, werden hier Länder, die Handelsförde-
rungs-Maßnahmen durchführen, mit zusätzlichen
Mitteln gefördert.

In Zusammenarbeit mit Experten werden die Han-
delshindernisse in einzelnen Entwicklungsländern
herausfiltriert. Der Experte schlägt in einem Re-
port Lösungen vor, über die dann die EG mit der
jeweiligen Regierung des Entwicklungslandes ver-
handelt. Werden Vereinbarungen getroffen, erfolgt
eine Ausschreibung der geplanten Maßnahmen
Die eingehenden Angebote werden evaluiert; mit
Firmen werden dann selektive Verträge mit dem
Ziel, Exportförderungsmaßnahmen in einem Sek



tor des Entwicklungslandes durchzuführen, abge-
schlossen. Wegen des „Subventionstabus“ werden
immer ganze Sektoren in den Entwicklungsländern
gefördert. Im Rahmen des Politikdialoges will man
von der Zweckmäßigkeit der Gründung von Bran-
chenvereinen oder -verbänden überzeugen. Diese
Verbände erhalten dann von der EG Hilfe, so daß
die Firmen gemeinsam Exportanstrengungen un-
ternehmen können (total integrated approach).

2. Die Förderinstrumente des Internationalen
Handelszentrums (ITC) in Genf

Das Internationale Handelszentrum (International
Trade Centre — ITC) führt Marktstudien durch
und hilft beim Aufbau der institutioneilen Infra-
struktur zur Handelsförderung. Die Gründung von
Handelsförderungsorganisationen (TPOs) wird da-
her unterstützt. Zusätzlich werden allgemeine Han-
delsinformationen, die durch technische Koopera-
tion, Training und Seminare vermittelt werden, an-
geboten. Zur Sammlung und Verbreitung von
Marktinformationen wurde ein „Nachrichten-
dienst“ eingerichtet, der den Entwicklungsländern
neuere Zahlen für relevante Produkte zur Verfü-
gung stellt. 94 Entwicklungsländer sind diesem Sy-
stem angeschlossen, wobei circa 100 Produkte er-
faßt werden.

Das ITC stellt auch Hilfen in den Bereichen Ver-
packung, Exportfinanzierung, Kostenkalkulation,
Qualitätskontrolle, Werbung (Teilnahme an Mes-
sen). Aufbau nationaler Handels-Institutionen im
Ausland, Erstellung juristischer Leitfäden für den
Außenhandel, Förderung kleiner und mittlerer Un-
ternehmen und Informationen über die Struktur
internationaler Güterströme zur Verfügung.

Ausbildungsmöglichkeiten stehen denjenigen Or-
ganisationen offen, die sich mit der Handelsförde-
rung beschäftigen. Direkte Ausbildungsprogramme
dienen dazu, die Effizienz des Personals im Export-
bereich zu erhöhen, wobei insbesondere auf die
Bedürfnisse der weniger entwickelten Länder ein-
gegangen wird.
Andere Programme widmen sich der Transparenz
bzg1. der schwer durchschaubaren Import-Regle-
mentierungen der Industrieländer. Durch Beratung
auf diesem Gebiet werden Kosten und Zeitverzöge-
rungen reduziert, die durch unklares und ständig
wechselndes Import-Procedere der Industrieländer
entstehen. Auf eine Vereinfachung und Rationali-
sierung der existierenden Importsysteme wird hin-
gearbeitet. Exporteure der Entwicklungsländer be-
nötigen zur Produktion oft Rohmaterialien, die sie
importieren müssen. Hilfen bei der Beschaffung
I nformationen über Nachfrage und Angebotsbe-

ingungen) und Wartung der importierten Investi-

tionsgüter werden mit Maßnahmen des ITC unter-
stützt.

Anfänglich lag das Schwergewicht des ITC bei der
Beratung von staatlichen und parastaatlichen Insti-
tutionen. Ein firmenorientierter Ansatz (enterprise
oriented approach) setzt nun neue Akzente21). Bei
diesem Ansatz geht es vor allem darum, den Unter-
nehmen technische Hilfe direkt zur Verfügung zu
stellen, wobei sowohl angebots- als auch nachfrage-
bedingte Probleme der Exportproduktion angegan-
gen werden. Vorausgesetzt wird, daß das betref-
fende Land eine Exportförderungs-Strategie ver-
folgt. Die technischen Kooperations-Angebote des
ITC werden auf die Problemlage der Unternehmer
in den Entwicklungsländern zugeschnitten. Die Hil-
fen werden direkt an die Unternehmen in den Ent-
wicklungsländern gegeben, wobei sowohl staatliche
und halbstaatliche Unternehmen, Joint Ventures
und einzelne Privatfirmen unterstützt werden. Die
Hilfe wird nurgewährt, wenn mehrere Firmen eines
Sektors in einem Entwicklungsland oder in ver-
schiedenen Ländern durch diese Maßnahmen eine
Unterstützung erfahren, wobei die gesammelten
Erfahrungen an andere Unternehmer, die nicht
partizipieren konnten, weiterzugeben sind, soweit
es sich nicht um firmenspezifische Erfahrungen
handelt.

Dieser unternehmensorientierte Ansatz umfaßt die
Stufen Marketing, Produktion und Finanzierung.
Die TPOs sollen Problembereiche weitermelden,
die dann mit Hilfe von Kurzzeitexperten gelöst wer-
den. damit die mikroökonomischen Voraussetzun-
gen einer erfolgreichen Handelsförderung auf Be-
triebsebene erfüllt werden können.

Diese überaus gut durchdachten Ansätze werden
Handelsmöglichkeiten eröffnen können. Da aber
nur die schon exportfähigen Firmen gefördert wer-
den. wird der entwicklungspolitische Effekt gerin-
ger sein als erwartet. Notwendig wäre es, bei der
Auswahl der Firmen auf mögliche Verkettungsef-
fekte mit anderen Bereichen der Wirtschaft zu ach-
ten.

3. Die holländischen Erfahrungen

Das Centre for the Promotion of Imports from De-
veloping Countries (CBI)22) in Rotterdam ist eine
eigenständige Einheit im niederländischen Außen-
ministerium, wobei der Minister für wirtschaftliche



Kooperation allerdings als zuständig zeichnet. Die
gegenwärtig verfolgte Strategie besteht aus drei
Stufen der Handelsförderung: der „special promo-
tion", der Abhaltung von Produktionsseminaren
und der Messeförderung.

Bei der „special promotion“ werden die Branchen-
und Exportförderungs-Organisationen der Ent-
wicklungsländer angeschrieben und um Muster-
exemplare aus vorher ausgewählten Produktgrup-
pen gebeten (Leder, Schuhe, Gartenartikel, Indu-
striebekleidung, elektronische Werkzeuge usw.).
Mit Hilfe eines Branchenexperten wird zu jedem
Muster eine Evaluierung vorgenommen. Diese
Evaluierung wird dann den Herstellern und allen
holländischen Importeuren zur Verfügung gestellt.
Die Musterstücke liegen beim CBI in Rotterdam
zur Einsicht aus23).

In einer zweiten Stufe werden kostenlose Produkt-
seminare durchgeführt, zu denen selektiv 30 bis
40 Vertreter einer Branche aus Entwicklungslän-
dern eingeladen werden. Neben Seminaren für Be-
schäftigte der TPOs gibt es solche, in denen ver-
sucht wird, Unternehmer anzusprechen. Ziel der
Seminare ist es, Marktkenntnisse und Hilfen zur
Produktions-Adaption anzubieten. Bei der Messe-
förderung übernimmt das CBI ebenfalls alle Ko-
sten. Firmen, die exportfähige Produkte anbieten
können, denen also nur eine Markteintritts-Chance
zu verschaffen ist, werden hierdurch gefördert.

Mit seinen Maßnahmen hat das CBI in den Ländern
Südasiens Erfolg gehabt. Schwächer ausgeprägt
sind die Erfolge in lateinamerikanischen Staaten. In
Afrika fruchteten Handelsförderungsmaßnahmen
nur in Simbabwe. Auch das CBI kann lediglich
bestehende Exportmöglichkeiten fördern. Firmen,
die Exportreife erlangt haben, bekommen dadurch
„den letzten Schub“. Die CBI-Maßnahmen errei-
chen also vornehmlich die leistungsfähigen Expor-
teure der Dritten Welt. Für afrikanische Unterneh-
men gibt es kein Instrumentarium. Wegen des feh-
lenden armutsorientierten Ansatzes besteht sogar
die Gefahr, daß das CBI nicht weiter öffentlich
gefördert wird24).

4. Die deutsche bilaterale Zusammenarbeit im
Rahmen der Handelsförderung

In den siebziger Jahren kam es neben einer Aus-
richtung auf die Befriedigung der Grundbedürf-
nisse auch ansatzweise zu einer stärkeren Betonung
des privatwirtschaftlichen Engagements bei der
Entwicklungshilfe. Die Wiederentdeckung des
Subsidiaritätsprinzips führte zu einer pragmati-
schen Annäherung von Staat und Wirtschaft und
damit zu einer Aufwertung privatwirtschaftlicher
Kooperationen im Rahmen der Entwicklungs-
hilfe25).
Ein umfangreiches Instrumentarium sollte das In-
teresse der deutschen Privatwirtschaft an den Ent-
wicklungsländern erhöhen. Zur Handelsförderung
wurden — s. u. — das BK-Programm und als Ersatz
für frühere Maßnahmen der Messeförderung das
verhältnismäßig neue PROTRADE-Programm
konzipiert. Aber auch andere Instrumente der tech-
nischen Zusammenarbeit können zur Handelsför-
derung eingesetzt werden: Existenzgründungshil-
fen, Entrepreneurship-Programme, die Hand-
werksförderung, die betriebliche Ausbildungsför-
derung, das Technologieprogramm, der Senior Ex-
perten Service (SES) u. a. Sie alle sind mögliche
Instrumente der Handelsförderung auf prozeßpoli-
tischer Ebene. Zu den wichtigsten Programmen der
Handelsförderung gehören das BK-Programm und
das neuere PROTRADE-Programm.

Das Programm der betrieblichen Kooperation
(BK)

Das Programm der betrieblichen Kooperation
(BK) mit Entwicklungsländern26) umfaßt drei Auf-
gabenbereiche:
— die Handelsförderung,
— den Technologietransfer, die beide von der

GTZ27) betreut werden, sowie



- die Investitionsförderung, die in den Aufgaben-
bereich der DEG ) fällt.28

Im Rahmen der Handelsförderung sollte in Abstim-
mung mit den Regierungen der Entwicklungsländer
ein sogenannter BK-Berater Handelsmöglichkeiten
ausfindig machen. Zu diesem Zweck hatte er mit
der Inlandspromotion bei der GTZ zusammenzuar-
beiten, soweit es sich um Exportförderung han-
delte. Die Anbahnungshilfe für betriebliche Ko-
operationen im Beteiligungsbereich durch Direkt-
investitionen oder Joint Ventures war mit der DEG
abzustimmen29).
Das BK-Programm ist wegen seiner Erfolglosigkeit
in letzter Zeit heftig kritisiert worden, wobei insbe-
sondere im Bereich der Investitionsförderung die
Erfolge gering waren. Das Programm war zwar ad-
ministrativ durchdacht, und die Zuwendung zur Pri-
vatwirtschaft ist richtig; es wurde aber kaum mit
Hilfe der Wirtschaft unter Beachtung marktwirt-
schaftlicher Prozesse durchgeführt.
Etwas überspitzt kann man formulieren, daß dort,
wo BK-Beratung nicht notwendig ist, BK-Projekte
erfolgreich sein werden; dort, wo sie bitter notwen-
digwären, werden sie erfolglos bleiben. Ein solches
Programm impliziert eigentlich schon das Vorhan-
densein von potentiell wettbewerbsfähigen Unter-
nehmern. Die Schwellenländer werden die richti-
gen Ansprechpartner für solche Programme sein.
Die Länder Afrikas, die bei den Exportbemühun-
gen dringend Hilfe benötigen, werden mit diesem
Programm ihre Exporte kaum steigern kön-
nen30).

Das PROTRADE-Programm
Das BK-Programm war projekt- bzw. untemeh-
mensorientiert, während das PROTRADE-Pro-
gramm dagegen einen Sektoransatz verfolgt und
branchenorientiert ist. PROTRADE will Exporte
in andere Entwicklungsländer und in Industriestaa-
ten fördern, wobei es schwerpunktmäßig auf die
hiesige Marktnachfrage ausgerichtet ist.

Letztendlich will das PROTRADE-Programm über
eine effektive Messeförderung den Exporteuren

der Dritten Welt helfen. Jahre vor der geplanten
Messebeteiligung beginnt ein Branchenexperte mit
der Vorbereitung, wobei Workshops abgehalten
und Betriebs- und Produktionsablauf, Design- und
Produktionsentwicklung sowie Marketing-Möglich-
keiten eruiert werden. Die produktionsbegleitende
Beratung beinhaltet:

— Produktauswahl beim Hersteller,
— Produktanpassende Betriebsberatung (Rationa-

lisierungsvorschläge, technische Beratung, auch
bzgl. des Designs),

— Schulung,
— Qualitätskontrolle und Verpackung,
— Marketing und geförderte Messebeteiligung

(Vorbereitung, Durchführung und Follow-Up
durch denselben Berater),

— Public Relations-Aktionen zur Verkaufsförde-
rung.

Erfolgreiche Handelsförderung benötigt Vertrau-
ensbildung, die durch langfristige Kontakte und
Kontinuität möglich ist. Einzelne Firmen werden
daher bis zu viermal und anschließend noch über
den Fachverband der Entwicklungsländer durch
PROTRADE gefördert, so daß eine längerfristige
Betreuung möglich ist.

Bei entsprechender Gestaltung ist PROTRADE
ordnungspolitisch vertretbar: Den Firmen der Ent-
wicklungsländer fehlt oft der letzte Anzreiz, um
Exporte zu tätigen. Die hohen Eingangsbarrieren
des Auslandsmarktes werden durch Maßnahmen
von PROTRADE gesenkt. Eine Messeteilnahme
vermittelt einen Eindruck von der notwendigen
Qualität, gibt Brancheninformationen und ermög-
licht langfristige Handelsverbindungen. In kürze-
ster Zeit wird ein Höchstmaß an Wirksamkeit er-
reicht. Bei der Warenauswahl im PROTRADE-
Programm wird das Produktionspotential exportfä-
higer Firmen, die Qualität der Exportware, die
Messefähigkeit und die Verfügbarkeit der Ware
berücksichtigt.

Es wird darauf geachtet, daß keine tarifären, quo-
ten- oder kontingentbezogenen Einfuhrbeschrän-
kungen, etwa des Textil- und Nahrungsmittelbe-
reichs, vorliegen. Schwierig ist auch hier die Beur-
teilung der entwicklungspolitischen Relevanz: Die
Förderung betrifft weitgehend exportfähige Firmen
der Entwicklungsländer; jedoch gibt das Procedere
theoretisch auch Firmen in Afrika eine Chance.
Entscheidend ist die erreichte Entwicklungsstufe
eines Betriebes. PROTRADE könnte in Zusam-
menarbeit mit deutschen Fachverbänden positive
Wirkungen auf die Handelsentwicklung haben.



V. Grenzen der staatlichen Handelsförderung —
ordnungspolitische Bemerkungen

Staatliche Förderungsmaßnahmen sind nur dann
ordnungspolitisch vertretbar, wenn Marktunvoll-
kommenheiten vorliegen. Dann sind ausgleichende
Maßnahmen des Staates erwünscht, um eine Chan-
cengleichheit aller Firmen zu ermöglichen.
Selbst wenn Marktunvollkommenheiten vorliegen,
muß noch geklärt werden, ob staatliche und halb-
staatliche Förderungs-Institutionen den notwendi-
gen Fach- und Sachverstand aufbringen, um unter-
nehmerische Entscheidungen vorzudenken. Die In-
teressen der Förderinstitutionen sind nicht zwangs-
läufig mit den Zielen der Unternehmen identisch.
Kurzfristige Handelsförderungs-Maßnahmen wer-
den kaum Erfolge zeitigen, da Unternehmen lang-
fristige Kosten- und Nutzenkalküle vornehmen und
an langfristigen Handelsbeziehungen interessiert
sind.
Als Ausweg bietet sich eine generelle Handelsför-
derung an. Die Initiative für ein Exportgeschäft
sollte von den Unternehmern der Entwicklungs-
und Industrieländer ausgehen. Der Importeur
sollte sich um Hilfen an die staatlichen Stellen wen-
den, der Exporteur über die Botschaft oder Han-
delskammern an das BMZ. Zwar ist hierdurch das
Problem der Filterung nicht ausgeschaltet, eine ge-
nerelle Förderung würde jedoch die Filterung redu-
zieren. Notwendig ist eine gute Öffentlichkeitsar-
beit, damit alle Interessenten in den Entwicklungs-
und Industrieländern die notwendigen Informatio-
nen über die möglichen Hilfen zur Handelsförde-
rung erhalten.
Für die ärmeren Entwicklungsländer werden
„reine“ Handelsförderungs-Maßnahmen kaum Er-
folg haben. Hier muß besonders langfristig geplant
werden. Nur über starke Anreize an die Privatwirt-
schaft können in solchen Ländern entwicklungspo-
litisch motivierte Handelsbeziehungen aufgebaut
werden. Damit es überhaupt zu Exporten aus den
ärmeren Entwicklungsländern kommt, wäre dort
massive Handelsentwicklung zu betreiben; große
finanzielle Hilfen müßten für den Aufbau von Han-
dels- und Exportkapazitäten im Rahmen der Ent-
wicklungshilfe bereitgestellt werden.

Dafür wäre ein integrierter Ansatz notwendig. Mit
anderen Abteilungen der GTZ müßte die Handels-
förderungs-Abteilung zusammenarbeiten. In vielen

Bereichen gibt es hier Überschneidungen mit der
speziellen Entwicklungshilfe. Infrastrukturmaß-
nahmen, Sozial- und Humankapitalbildung und vie-
les mehr müssen gleichzeitig gefördert werden.

Ohne den politischen Willen in den Entwicklungs-
ländern wird im Rahmen der Handelsförderung
kaum Großes geleistet werden können. Die Haupt-
last wird bei den Entwicklungsländern liegen, die
durch eine vernünftige Wirtschaftspolitik sowie
eine effiziente Verwaltung die Rahmenbedingun-
gen für eine stärkere Integration in den Welthandel
liefern müssen. Dazu gehört insbesondere eine
Währungspolitik, die die heimische Wirtschaft in-
ternational wettbewerbsfähig sein läßt ).31

Den Entwicklungsländern ist oft geraten worden,
sich auf bestimmte Produktgruppen zu spezialisie-
ren. Weil man in bestimmten Bereichen Handels-
möglichkeiten ausgemacht hatte, hat man oft meh-
rere Entwicklungsländer auf die gleiche Fährte ge-
setzt. Wenn zu viele Entwicklungsländer im glei-
chen Bereich investieren, droht die Gefahr eines
Überangebots, das zu Preissenkungen führt32).
Auch kann es zu Ballungen von Importen in ein
bestimmtes Industrieland kommen, die dann dort
wiederum zu Markterschütterungen und protektio-
nistischen Gegenreaktionen führen.

Um die Gefahr von Ballungen sowohl aufGüter- als
auch auf regionaler Ebene zu vermeiden, müßte
eine Informationspflicht über alle Handelsförde-
rungsmaßnahmen eingeführt werden. Eine allge-
meine Steuerung der Entwicklungshilfe-Projekte,
beispielsweise im Rahmen der EG, wäre allerdings
abzulehnen. Die Entwicklungshilfe-Organisationen
der verschiedenen Staaten und multilateraler Ge-
ber sollten sich nur über geplante Projekte infor-
mieren, so daß eine freiwillige Abstimmung er-
reicht werden kann, um Doppelprojekte zu vermei-
den und die Geberkonkurrenz zu reduzieren.



VI. Fazit

Zur Überwindung der Schuldenkrise und als ent-
wicklungspolitisch erfolgreiche Strategie wäre den
Entwicklungsländern ein außenorientierter Ansatz,
eine stärkere Integration in den Weltmarkt, zu
empfehlen. Die Erfahrung der asiatischen Schwel-
lenländer zeigt, daß eine exportorientierte Ent-
wicklungsstrategie auch zur Überwindung der Mas-
senarmut beitragen kann ).33

Die Industriestaaten und die multilateralen Geber-
organisationen haben sich in letzter Zeit verstärkt
um die Förderung der Exporte der Entwicklungs-
länder bemüht. Mit Maßnahmen der Informations-
verbreitung, Hilfen beim Marketing, Messeförde-
rung, Produktionsanpassungshilfen über Kurzzeit-
experten, Beratungsleistungen, Trainingsprogram-
men für Unternehmer und Exportförderungs-Orga-
nisationen usw. soll den Ländern der Dritten Welt

geholfen werden. Diese prozeßpolitischen Maß-
nahmen bedürfen auf der anderen Seite einer kor-
respondierenden Politik in den Industrieländern.
Der Erfolg der Handelsförderung hängt von den
potentiellen Absatzmärkten ab. Hier ist zu prüfen,
ob die Existenz und der Einsatz geeigneter Instru-
mente und Mittler im Absatzland gewährleistet ist.
Außerdem muß auf die Bereitschaft zum Struktur-
wandel und zum Verzicht auf Protektionismus bei
Politikern und Verbänden hingearbeitet werden.
Ein Land exportfähig zu machen und dann durch
protektionistische Maßnahmen, seien es Quoten
oder Importbeschränkungen, die Exportmöglich-
keiten zu reduzieren, scheint widersinnig zu sein ).
Die allgemeinen Handelspräferenzen als eine ord
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-
nungspolitische Maßnahme zur Handelsförde-
rung sollten entwicklungsfreundlicher gestaltet
werden.



Claudia Schmid

Agrarentwicklung im Vorderen Orient

In der entwicklungspolitischen Diskussion und Pra-
xis gewinnen der Agrarsektor und die Problematik
der Nahrungsmittelsicherheit zunehmend an Be-
deutung. Das gilt besonders für die Region des Vor-
deren Orients1), die von der Türkei im Norden bis
zum Sudan im Süden, von Iran im Osten bis Ma-
rokko im Westen reicht. Sicherlich ist Erdöl heut-
zutage die wichtigste regionale Ressource, die zeit-
weiligen Wohlstand sichert, Handlungsspielräume
in der internationalen Politik eröffnet und für struk-
turelle Wandlungsprozesse der regionalen Binnen-
differenzierung verantwortlich ist. Aber Erdöl ist
ein sehr junges Phänomen in der Region, das allzu
häufig vergessen läßt, daß der Vordere Orient die
Wiege der ältesten Ackerbauzentren der Welt ist
und daß dem Agrarsektor im Entwicklungsprozeß
peripherer Staaten — und seien es Wüstenstaa-
ten — ein wichtiger Stellenwert zukommt.
Unterschiedliche Agrarpotentiale und verschie-
dene Agrarentwicklungsstrategien bestimmen die
Agrarentwicklung im Vorderen Orient. Die Größe
der Region, ihre Zugehörigkeit zu den beiden Kon-
tinenten Asien und Afrika, ihre kulturelle Zusam-
mensetzung, die arabische Welt plus Iran, Israel
und die Türkei, erst recht aber die sozioökonomi-
sche und politische Heterogenität ihrer Mitglieds-

staaten, alle Faktoren verweisen auf ein breites Va-
riationsspektrum von Agrarproblemen. Gegenwär-
tig repräsentieren die beiden Randstaaten im Nor-
den und Süden der Region die extremen Pole
der Entwicklungsaltemativen auf exemplarische
Weise. Der Türkei gelang auf der einen Seite der
Sprung vom einstigen Agrar-Importland zum Spit-
zenproduzenten und führenden Exporteur agrari-
scher Erzeugnisse. Auf der anderen Seite kämpft
der Sudan, dem Entwicklungsexperten noch vor
zwanzig Jahren eine große Zukunft als „Brotkorb
der Region“ voraussagten, heute gegen Hungers-
nöte und eine „Afrikanisierung" seiner Landwirt-
schaft.
Trotz der verschiedenen einzelstaatlichen Anstren-
gungen versucht die folgende Problemanalyse, zu-
sammenfassend — und daher unvermeidlich auf'
Kosten mancher nationaler Besonderheiten und
einzelner Details — die Grundzüge der Agrarent-
wicklung im Vorderen Orient aufzuzeigen. Dabei
wird die These verfolgt, daß die aktuellen Agrar-
probleme im Vorderen Orient nicht allein auf die
beschränkten natürlichen Agrarpotentiale zurück-
zuführen sind, sondern vielmehr eng mit der seit
den siebziger Jahren einsetzenden Erdöl-abhängi-
gen Entwicklung Zusammenhängen.

I. Naturräumliche Ressourcenausstattung

Die eigentlich wertvollen Ressourcen der Region
sind ihre mineralischen Bodenschätze, die aber die
Landwirtschaft nur indirekt beeinflussen. Hierzu
zählen rund 60 Prozent der gesicherten Erdölvor-
kommen der Erde, wobei sich die Hälfte der Welt-
vorkommen auf das Territorium Irans, Iraks und
des Arabisch-Persischen Golfs erstrecken, ergie-
bige Erdgasvorkommen, zehn Prozent der Weltre-
serven an Eisenerz und die durch die Gesamtregion
verlaufenden Adern von Kobalt, Chrom, Kupfer,
Phosphat, Antimon, Eisen, Blei u. v. m. Haupt-
sächlich aber wird die Art und Weise der Agrarpro-
duktion vom Klima und von den unmittelbar die
Landwirtschaft determinierenden natürlichen Res-

sourcen bestimmt. Der Vordere Orient zählt zur
ariden und semi-ariden Klimazone, wo starke Son-
neneinstrahlung, hohe Lufttemperaturen und Ver-
dunstung sowie geringe Niederschläge vorherr-
schen. Der Westen ist von mediterranen, ostwärts-
ziehenden Frontensystemen, der Osten von Som-
mer- und Wintermonsum beeinflußt. Im Zentrum
der Region herrscht Kontinentalklima mit langen
Trockenperiöden und saisonalem Niederschlag. In
keinem der Regionalstaaten übersteigt der Anteil
des kultivierbaren Landes 35 Prozent des Territori-
ums. Ägypten, die Demokratische Volksrepublik
(DVR) Jemen, Libyen und Saudi Arabien verfügen
sogar über jeweils nur ein bis drei Prozent Acker-
land2). Die Bodenqualität ist recht unterschiedlich.



Neben einem hohen Anteil einer stickstoffarmen,
flachgründigen Ackerkrume mit geringem Gehalt
organischer Substanz beschränken sich fruchtbare
Böden auf Küstenebenen und die Beckenlandschaf-
ten großer Ströme (Ägyptens Nil-Delta, Iraks
Zweistromland). Besonders fruchtbare Ackerland-
schaften finden sich im Norden Syriens und des
Iraks, dem „Fruchtbaren Halbmond“, in der irani-
schen Gorgan-Ebene und in kleineren Anbaugebie-
ten wie in Israel und Palästina oder den Wüsten-
oasen in Saudi Arabien und Ägypten ). Extensive
Formen der Landnutzung sind vor

3

allem in den
sechziger Jahren in Ägypten, Sudan und Iran ange-
wandt worden. Aber der frühere Optimismus, hori-
zontal ungenützte Landreserven erschließen zu
können, verflog rasch angesichts des geringen zu-
sätzlichen Landgewinns und des enormen finanziel-
len Aufwands.

Wichtigste Grundlage für die Agrarproduktion ist
Wasser. Gegenwärtig sind in der Region zirka
17 Prozent des kultivierten Landes bewässert, was
gegenüber den sechziger Jahren eine Steigerung
von37 Prozent bedeutet4). Da die starken Schwan-
kungen der Niederschläge die jährlichen Ernteer-
träge bis um ein Vierfaches differieren lassen kön-
nen, bestimmten von jeher Fluß-Fluten und hydro-
graphische Systeme die Landwirtschaft. Bewässe-
rungslandwirtschaft wirft vom Klima unabhängig
höhere Roherträge je Hektar ab und ermöglicht
mehrere Ernten jährlich. Den Vorzügen stehen al-
lerdings hohe Investitionen (Kanalisierung, Boden-
planierung usw.), laufende Pflege zur Erhaltung der
Bewässerungssysteme und ein Mindestmaß an so-
zialer und zentral koordinierter Organisation ge-
genüber. Schließlich ist auch die flächenmäßige,
zeitliche und mengenmäßige Verfügbarkeit an
Wasser entscheidend für den landwirtschaftlichen
Erfolg. Der klassische Gürtel des Bewässerungs-
feldbaus erfaßt die traditionellen Bewässerungslän-

der Ägypten und Irak, die seit Jahrtausenden die
großen Ströme Euphrat, Tigris, Nil nutzen, und
durchzieht Syrien, Israel und Iran, die über ein
Drittel ihrer Anbauflächen mit Kanalsystemen be-
wässern. In Algerien, Tunesien, Libyen, Jordanien,
den beiden jemenitischen Staaten und der Türkei
wird der Bewässerungsanbau auf weniger als zehn
Prozent der gesamten Agrarfläche angewandt.

Das 20. Jahrhundert mit seinen technischen Mög-
lichkeiten brachte teilweise nicht unproblematische
Manipulationen der Wasserressourcen. Die Politik
des Wassermanagements mit Rückstaubecken,
Wehren, Grundwasserbrunnen, Einführung elek-
trischer und Diesel-Pumpen usw. zielt auf die Dek-
kung des gesamtwirtschaftlichen Wasserbedarfs.
Landwirtschaftliche Wassernutzung tritt in Kon-
kurrenz zum industriellen und städtischen Ver-
brauch. Ein höherer Lebensstandard und Bevölke-
rungswachstum haben den Wasserkonsum derart
anschwellen lassen, daß der Stellenwert der Bewäs-
serungslandwirtschaft neu überdacht werden muß,
was vor allem für Israel mit seiner Spitzen-Agrar-
technologie und die Golfstaaten samt Saudi Ara-
bien mit ihren kostspieligen Hydrokulturen gilt5).

Aber nicht allein die Verfügbarkeit, auch die Qua-
lität von Wasser schafft Probleme. Die Abwässer
von Dörfern und Städten, toxische Chemikalien der
neuen Industrien, die in die Landwirtschaft einge-
führten Herbizide und Pestizide usw. finden ihre
Wege ins Oberflächen- und Grundwasser-System.
Diese Verunreinigungen stellen relativ junge Um-
weltbelastungen dar, deren Bekämpfung von den
meisten Regierungen noch nicht als Notwendigkeit
erkannt und in Angriff genommen wird. Eine Aus-
nahme bildet hier Saudi Arabiens meteorologische
und Umweltschutz-Agentur (MEPA).

Die Desertifikation, also das Vordringen von Trok-
ken- und Wüstengebieten, verringert die landwirt-
schaftlich nutzbare Fläche und schreitet besonders
in Ägypten. Tunesien, Syrien, Iran und Libanon
weiter voran. Erfolge in der Eindämmung des De-
sertifikationsprozesses konnten DVR Jemen, Ma-
rokko, Jordanien, die Emirate, Oman und Saudi
Arabien verbuchen.



II. Agrarentwicklungspotentiale

Die bisher skizzierten Einzelkomponenten der na-
türlichen Ressourcenausstattung zusammengenom-
men, führen zu dem Schluß, daß der Agrarentwick-
lung naturräumlich enge Grenzen gesetzt sind. Eine
allgemeine Klassifizierung der Staaten des Vorde-

ren Orients auf der Basis der landwirtschaftlichen
Produktivität, gemessen nach Ernteerträgen, Be-
stellungsintensität und Arbeitskraftnutzung sowie
der Wasser- und Boden-Entwicklungspotentiale
kommt zu folgenden Ergebnissen:

Länder der Gruppe A besitzen die größten Ent-
wicklungspotentiale. Sie verfügen über kultivier-
bare Gebiete, die aber noch nicht intensiv genug
bewirtschaftet werden, und rangieren im Bereich
ihrer Produktivität im Mittelfeld. Die Staaten der
Ländergruppe B haben hinsichtlich ihrer Entwick-
lungsressourcen nur mäßige Chancen, künftig land-
wirtschaftliches Wachstum zu erzielen, wenngleich
sie wie die A-Gruppe im Mittelfeld ihrer Produkti-
vitätskapazitäten liegen. Mitglieder der C-Gruppe
nehmen zwar hinsichtlich der effektiven Produktivi-
tät obere bzw. mittlere Plätze ein, aber es mangelt
ihnen am stärksten an Land- und Wasserressour-
cen. Schließlich umfaßt die D-Gruppe jene Länder
mit spärlicher Ackerlandausstattung und niedriger
Produktivitätsnutzung.

Auf der Grundlage der naturräumlichen Agrar-
potentiale entwickelten sich in der Region drei tra-
ditionale Nutzungssysteme, die sich durch große

Anpassungsfähigkeit und hohe Flexibilität an die
Umweltbedingungen auszeichnen: die extensive
Weidewirtschaft, der Regenfeldbau und die Bewäs-
serungslandwirtschaft6). Regenfeldbau, der ledig-
lich den natürlichen Niederschlag nutzt, ist vor al-
lem in den nördlicheren und höher gelegenen Re-
gionen möglich. Der Bewässerungsfeldbau wird zu-
sätzlich in Trockengebieten und nur in Ägypten
ausschließlich angewandt. Er ist von Wasserverfüg
barkeit, geneigten Bodenflächen, feuchtigkeitsab-
sorbierender Erde sowie der gesellschaftlichen
Organisationsfähigkeit zur Aufrechterhaltung und
Kontrolle der Bewässerungssysteme abhängig-
Charakteristisch für die Landwirtschaft im Vorde-*



ren Orient ist der Dualismus von Anbau- und Wei-
dewirtschaft, wobei sich der Nomadismus als mo-
bile Lebens- und Wirtschaftsweise jedoch stark im
Rückgang befindet7).
Bis zum ersten Drittel dieses Jahrhunderts waren
die Staaten des Vorderen Orients reine Agrarge-
sellschaften, die weitgehend in Subsistenzwirtschaft
lebten oder wie im Falle Ägyptens und Iraks mono-
kulturellen Agrarexport (Baumwolle) betrieben.
Die Landwirtschaft bot als einziger Wirtschaftssek-
tor Arbeitsplätze, war Heimat für subsistenzwirt-
schäftende Bauern und für Großgrundbesitzer und
Agrarbourgeoisie die ökonomische Basis ihrer
Macht. Nach dem Zweiten Weltkrieg setzten alle
Staaten, gleich welcher politischen Ausrichtung,
auf eine die Industrialisierung der westlichen Län-
der nachahmende Entwicklung. Damit wurde dem
Agrarsektor lediglich eine dienende Rolle inner-
halb der Entwicklungsstrategie zugewiesen. Die
Produktions-, Markt-, Faktor- und Sozialbeiträge
des Agrarsektors für die Industrialisierung waren
aber bescheiden. Auf der Basis agrarischer Roh-
stoffe (Baumwolle, Zuckerrohr, Getreide und Öl-
pflanzen) entstanden in Ägypten, Syrien, Irak und
Algerien erste Ansätze von einheimischer Textil-
und Nahrungsmittelindustrie. Irak, Iran, Syrien,
Marokko und Tunesien avancierten sogar zu bedeu-
tenden Getreide-Exporteuren8). Obst- und Ge-
müse-Exporte aus dem Libanon, dem Nil- und Jor-
dan-Tal nutzten die komparative Kostenvorteile
mancher Zonen.

Bis in die sechziger Jahre hinein waren die Länder
der Region Nahrungsmittel-Selbstversorger und
mußten nur bei Dürrezeiten auf Lebensmittel-Im-
porte zurückgreifen. Diese Inwertsetzung der
Agrarpotentiale und eine generelle Modernisierung
der Landwirtschaft wurden durch staatliche Ein-
griffe in den Agrarsektor beschleunigt. Die soge-
nannte „Grüne Revolution“ brachte mit der Ein-
führung neuer Sorten (Weizen, Reis) in Verbin-
dung mit komplementären Betriebsmitteln (Dün-
ger, Pflanzenschutz) und einer Mechanisierung der
Landwirtschaft nur zeitweilige Ertragssteigerun-
gen. Tiefgreifendere Auswirkungen auf die ländli-
che Entwicklung hatten die diversen Agrarrefor-
men. Ägypten (1952, 1962) und Irak (1958, 1970)
setzten Landreformprogramme in der Absicht
durch, die ökonomische Basis und damit die Macht
der politischen Elite und Großgrundbesitzerschicht
zu brechen. In Syrien zog die Vereinigung mit
Ägypten (1958—1961) ähnliche Reformgesetze
nach sich. Irans sogenannte „Weiße Revolution“
(1962—1972) sollte dem Agrarsektor den Weg in
die Moderne bahnen und präventiv gegen soziale
Unruhen auf dem Land wirken. Tunesien und Al-
gerien befreiten sich von der Erblast des Kolonialis-
mus, indem sie Land französischer Siedler nationa-
lisierten. Die Mobilisierung der Agrarentwick-
lungspotentiale wird also neben den naturabhängi-
gen Faktoren entscheidend von sozialem und tech-
nischem Wandel in der Landwirtschaft sowie staat-
lichen Fördermaßnahmen beeinflußt.

III. Das Agrarentwicklungsmodell des Petrolismus

1. Die erdölabhängige Entwicklung

Mit dem Aufstieg des Erdöls zum Hauptenergieträ-
ger im weltweit industriellen Produktionsprozeß
und verstärkt durch die Erdölpreisrevolution von
173 eröffneten sich in der Region völlig neue
Handlungsspielräume für verstärkte Entwicklungs-
anstrengungen. Erdöl-Exporte und Waren-Importe
LPetrodollar-Recycling“) machten den Vorderen

nent zur stärksten in die Weltwirtschaftsordnung
Integrierten Dritte-Welt-Region9). Gleichzeitig

wurde auch die regionale Binnenstruktur auf eine
neue Grundlage gestellt. Der Petrolismus10), d. h.
nicht nur die bloße Anhäufung von Petrodollars,
sondern deren strukturelle Prägungskraft gesamt-
gesellschaftlicher Entwicklungen wird zum heraus-
ragendsten Merkmal der neuen Regionalordnung.
Während die Erdöl exportierenden Staaten direkt
von steigenden Öl-Exporten, horrenden Öl-Preis-
erhöhungen und Öl-Renten profitierten, waren die
nicht Erdöl exportierenden Länder Nutznießer von
Sekundär-Effekten.

Die massive Migration von Arbeitskräften der
Nicht-Ölländer (Arabische Republik [AR] Jemen,
Jordanien, Ägypten) in die aufstrebenden, aber be-
völkerungsarmen Erdölstaaten entlastete deren
heimischen Arbeitsmarkt und stärkte durch die
Rücküberweisungen der Gastarbeiterdie Kaufkraft



in den jeweiligen Heimatländern. Kapitaltransfers,
Investitionen und arabische Auslandshilfe sicherten
den Regierungen der Nicht-Erdölländer rentenähn-
liche Einkünfte und bestritten einen Großteil ihres
Staatsbudgets. Den vom Petrolismus geprägten,
strukturellen Verknüpfungen verdankt die Gesamt-
region einerseits eine ökonomische Prosperitäts-
phase, andererseits eine asymmetrisch beeinflußte
Entwicklungsrichtung. Durch die Inwertsetzung ei-
ner einzigen Ressource werden die Erdöl-Industrie,
die Dienstleistungssektoren und der Ausbau der
Staatsverwaltung begünstigt. Der Agrarsektor
wurde in den Jahren 1974 bis 1981 nicht nur vom
ökonomischen Aufschwung ausgespart, sondern
teilweise sogar deformiert. Aber der Einfluß des
Petrolismus auf die Agrarentwicklung ist ambiva-
lent. Zwar ist er für eine stagnierende bzw. regres-
sive Landwirtschaft mitverantwortlich, aber zu-

gleich bietet er auch die Möglichkeit, die agrarpoli-
tischen Defizite zu überbrücken.

2. Nahrungsmittelsicherheit trotz Vernachlässi-
gung der Landwirtschaft

Ein Blick auf die verschiedenen Indikatoren für die
Agrarentwicklung belegt die Vernachlässigung der
Landwirtschaft in den siebziger Jahren11). Wenn
auch die absolute Agrarproduktion seit den sechzi-
ger Jahren in allen Ländern der Region anstieg, so
wurde diese Entwicklung durch das Bevölkerungs-
wachstum konterkariert. Die Agrarproduktion pro
Kopf weist jedenfalls für Algerien, Ägypten, Irak.
Jordanien, Marokko, Saudi Arabien, Sudan und
die beiden Jemen eine negative Bilanz auf. In allen
Ländern bis auf Iran und Libanon verringerte sich



der Beitrag der Landwirtschaft zum Sozialprodukt
in Relation zu anderen Wirtschaftssektoren. Der
Sudan hat den größten Rückgang von 52 Prozent
(1960) auf 35 Prozent (1986) zu verbuchen, aber
auch in Ägypten sinkt der Anteil von 30 Prozent
(1960) auf 20 Prozent (1986), in Syrien von 29 Pro-
zent (1960) auf 22 Prozent (1986) und in Jordanien
von 15 Prozent (1960) auf acht Prozent (1986). Die
Landwirtschaft ist heute in keinem dieser Länder
mehr der dominierende Sektor. Allgemein geht die
Zahl der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft zu-
rück. Heutzutage liegen Israel, Jordanien, Libanon
und Libyen mit einer landwirtschaftlichen Beschäf-
tigungsquote unter 30 Prozent bei Werten, wie sie
sonst nur von Industriestaaten erreicht werden.
Dieser Abwärtstrend ist weniger auf die fortge-
schrittene Entwicklung des Industrie- und Dienst-
leistungssektors als vielmehr auf die begrenzte Ka-
pazität des Agrarsektors zurückzuführen. In den
siebziger Jahren wurden bisherige Netto-Getreide-
Exporteure wie Ägypten, Marokko, Iran und Sy-
rien zu Netto-Importeuren. Nur der Türkei gelang
der umgekehrte Weg. Der Vordere Orient wan-
delte sich in den siebziger Jahren zum größten Nah-
rungsmittel-Importeur der Welt. Zwischen 1974
und 1985 stiegen die Getreide-Importe massiv an,
in Saudi Arabien um das Zehn-, in Kuwait um das
Sechs-, in der Arabischen Republik Jemen und Jor-
danien jeweils um das Vierfache, in Ägypten und
DVR Jemen verdoppelten sie sich jeweils ).12

Paradoxerweise zeitigt der Verfall des Agrarsektors
keine parallel verlaufende Verschlechterung des
Lebensstandards. Im Gegenteil, es ist sogar ein ge-
samtregionaler Trend zu Mehrkonsum festzustel-
len. Trotz des Niedergangs der lokalen Nahrungs-
mittelproduktion und des rasanten Bevölkerungs-
zuwachses ist der Vordere Orient keine Hungerre-
gion. Litten in den Jahren 1969 bis 1971 zwischen 24
und 34 Mio. Menschen an Unterernährung, so sind
es ein Jahrzehnt später zwischen 16 und 25 Mio.
Auch das tägliche Kalorienangebot pro Kopf hat
zugenommen. Es hungern zwar noch immer schät-
zungsweise 25 Mio. der Ärmsten der Armen in der
Region13). Vor dem Hintergrund des regionalen
Agrarsektorverfalls ist es jedoch erstaunlich, daß
die Ernährungssituation sich verbessert hat. Im we-
sentlichen sind dafür zwei Phänomene verantwort-
lich:

1 Das Phänomen der regionalen Migration schadet
dem Agrarsektor zwar dadurch, daß es ihm land-
wirtschaftliche Arbeitskräfte entzieht und die

12).A

Landflucht forciert, es sorgt aber auch für Entla-
stungen. Meist emigriert nur ein Familienmitglied,
so daß die Familie auf dem Lande wohnhaft bleibt
und das Landleben nicht völlig zerstört wird. Durch
Gastarbeiterüberweisungen in die Heimat wird der
Unterhalt der Landfamilie gesichert und ihre Kauf-
kraft gestärkt. Längst kann nicht mehr von der
landwirtschaftlichen Betriebsgröße in der Region
auf den Lebensstandard geschlossen werden. Au-
ßerdem kennzeichnen Mehrfachbeschäftigung und
Mischexistenzen das Leben auf dem Lande. Die
Landjugend verfolgt kaum noch das einstige Le-
bensziel ihrer Väter, mehr Zugang zu Land zu be-
kommen, sondern sie strebt nach angemessenem
Einkommen. Auf diese Weise tragen strukturelle
Veränderungen.dazu bei, jenes Verhalten zu stär-
ken, das allzu häufig als „orientalische Mentalität“
mißverstanden wird, nämlich produktiver, beson-
ders bäuerlicher Arbeit eine tiefverwurzelte Ver-
achtung entgegenzubringen, gleichwohl aber wache
Erwerbsinteressen zielstrebig zu verfolgen.
2 , Eine der vorrangigen staatlichen Aufgaben
— die im Vorderen Orient zugleich zentraler Be-
standteil der Legitimationsstrategie zur Erhaltung
von Massenloyalität ist — ist die Gewährleistung
einer ausreichenden Versorgung der Bevölkerung.
In den siebziger Jahren erfolgte die Realisierung
der Nahrungsmittelsicherheit durch Lebensmittel-
Importe, deren Finanzierung Petrodollars sicher-
ten, die entweder direkt erwirtschaftet oder durch
diverse Transfermechanismen von den nicht Erdöl
exportierenden Staaten — mit Ausnahme von Is-
rael und der Türkei — politisch angeworben wur-
den.

Die Ursachen dieser massiven Nahrungsmittel-Im-
porte liegen im Zusammentreffen mehrerer Fakto-
ren begründet. Zunächst konnte die landwirtschaft-
liche Produktivität mit der galoppierenden demo-
graphischen Entwicklung nicht Schritt halten. Be-
trug die Gesamtbevölkerung der Region 1920 noch
7,5 Mio., waren es 1950 bereits 130 Mio. und An-
fang der achtziger Jahre 270 Mio. Einwohner. Die
durchschnittliche Bevölkerungswachstumsrate von
1965 bis 1980 belief sich auf 3,9 Prozent und pendelt
sich seit 1985 auf 2,9 Prozent ein14). Dadurch
wächst nicht nur das Problem der Versorgung mit
Nahrungsmitteln, sondern es steigt der Druck,
landwirtschaftliches Gebiet zu Siedlungszwecken
zu nutzen. Besonders in Ägypten und in der DVR
Jemen nimmt die Bevölkerungsdichte auf landwirt-
schaftlicher Nutzfläche stark zu.

Der Urbanisierungsprozeß schreitet voran. Jorda-
nien, Iran, Irak, Libanon, Libyen. Saudi Arabien,



Kuwait und die Emirate haben heutzutage eine
mehrheitlich städtische Bevölkerung15). Je größer
die Landflucht, desto schneller wächst die Stadtbe-
völkerung an und läßt die Nahrungsmittel-Nach-
frage in die Höhe schnellen. Dies konnte besonders
im Iran, in Saudi Arabien und Syrien beobachtet
werden. Für die Region trifft zu, was einer alten
Faustregel zufolge für alle ärmeren Entwicklungs-
länder gilt, daß dort nämlich zirka zwei Drittel des
verfügbaren Einkommens für Nahrung aufgewandt
werden. Als regionale Besonderheit ist aber der
zusätzlich angeheizte Lebensmittel-Pro-Kopf-Ver-
brauch zu werten. Denn erstens stiegen infolge des
Erdöl-Booms die persönlichen Einkommen schnel-
ler als die Nahrungsmittelpreise, und zweitens
herrscht in der Region ein positiver Zusammenhang
zwischen dem Verzehr von Lebensmitteln und per-

sönlichem Status. Selbst im wohlhabenden Saudi
Arabien werden immer noch 30 Prozent eines Mo-
natslohnes für Lebensmittel ausgegeben, wohinge-
gen die Durchschnittswerte in Europa bei 15 Pro-
zent liegen. Aber nicht nur der Umfang, auch die
Qualität der konsumierten Lebensmittel ist mit So-
zialprestige verbunden. In der Region ist eine Än-
derung der Konsumgewohnheiten in Aufwärtsrich-
tung der Nahrungsmittelkette festzustellen. Ge-
müse und Getreide werden von Fleisch und Geflü-
gel abgelöst, und immer mehr verarbeitete Agrar-
erzeugnisse werden konsumiert. Daß Getreideim-
porte neben der Versorgung der eigenen Bevölke-
rung auch den Bedarf großer Mengen von Futter-
getreide abdecken, ist bisher nur in Israel der Fall,
aber als künftiger Trend für andere Staaten der
Region nicht auszuschließen.

IV. Die Agrarentwicklung vor neuen Herausforderungen

Während der „sieben fetten Jahre“ 1974 bis 1981
konnte eine gewisse Vernachlässigung des Agrar-
sektors als produktiver Bereich durch die Existenz
externer Geldquellen (Erdölexporte, Auslandshilfe
u. v. m.) kompensiert werden. Spätestens seit dem
1981/82 einsetzenden Verfall des Erdölpreises und
der damit einhergehenden Einschränkung des Fi-
nanzierungsspielraumes haben nicht nur Regional-
experten, sondern auch die Politiker der Region die
Gefahren der bisherigen Agrarentwicklungsstrate-
gie erkannt. Ob tribalistisch bzw. religiös legiti-
mierte Monarchie, ob laizistische Einparteienherr-
schaft, ob autoritäres System mit charismatischem
Führer oder ob Mehrparteiensystem, kein Staat des
Vorderen Orients kann sich den veränderten Rah-
menbedingungen, die die nationale Agrarentwick-
lungsstrategie beeinträchtigt, entziehen.

Die ökonomischen und politischen Kosten des
Agrarmodells des Petrolismus sind unter entwick-
lungspolitischen Aspekten hoch zu veranschlagen.
Der Olpreisverfall bzw. weniger externe Staatsein-
nahmen, hohe Nahrungsmittel-Import-Rechnun-
gen, die politische Angst vor zu starker Abhän-
gigkeit von außen, ökologische Probleme, der
Wunsch, die eigene Wirtschaft zu diversifizieren
und die aufgetretenen Dysfunktionen der bisheri-
gen Agrarentwicklung zu beseitigen, all dies be-
wirkt eine krisenhafte Zuspitzung, die die politi-
schen Entscheidungsträger zu einer Revision ihrer
Agrarentwicklungsstrategie zwingt.

Die Reaktionsmuster auf die Krise des Agrarmo-
dells des Petrolismus hängen dabei nicht nur von
den strukturellen Rahmenbedingungen wie Bevöl-

kerungswachstum, naturräumliche und finanzielle
Ressourcen ab, sondern auch vom politischen Wil-
len der Elite und den soziopolitischen Auswirkun-
gen des staatlichen Agrarinterventionismus. Es
stellt sich die Frage, ob überfällige strukturelle Ein-
griffe, die der Landwirtschaft aus entwicklungspoli-
tischen Gründen mehr Gewicht einräumen, in An-
griff genommen werden oder ob unter den Vorzei-
chen einer progressiven politischen Rhetorik ledig-
lich alter Wein in neuen Schläuchen präsentiert
wird.

Keine entwicklungspolitische Theorie bestreitet,
daß ein eindeutiger Zusammenhang zwischen
Agrarmodernisierung und Industrialisierung be-
steht ). Obgleich16 die naturräumlichen Hindernisse
einer politischen Gestaltung des Agrarsektors in
Rechnung zu stellen sind, kann davon ausgegangen
werden, daß dieser Zusammenhang in modifiziertet
Form auch für den Vorderen Orient Gültigkeit be-
sitzt. Das Beispiel Syriens und Israels lehrt jeden-
falls, daß es nicht unmöglich ist, die Landwirtschaft
im Vorderen Orient zum Motor der Entwicklung
werden zu lassen. Nichtsdestotrotz können im Hin-
blick auf eine langfristige Erschließung von brach-
liegendem landwirtschaftlichem Potential im Vor-
deren Orient drei Regeln aufgestellt werden, gegen
die die bisherige Agrarentwicklungspolitik versto-
ßen hat:

1. Eine langfristige Ertragssteigerung kann nur er-
folgen, wenn die Landbevölkerung mobilisiert
wird, ohne dabei der politischen Instrumentalisie-
rung unterworfen zu sein.



2. Eine Stärkung der bäuerlichen Masseneinkom-
men muß aus dem Agrarsektor selbst und nicht ver-
mittelt über den Erdöl-Boom erfolgen.
3. Landwirtschaftliches Mehrprodukt darf weder
von den Großgrundbesitzern noch vom Staat nur
abgeschöpft werden. Ohne Investitionen, die die
Vernetzung von Landwirtschaft, ländlichem Hand-

werk und Kleinindustrie anstreben, ist langfristig
keine Entwicklung des ländlichen Raumes mög-
lich.

Ob sich — gemessen an diesen Kriterien — eine
qualitative Wende in der Agrarpolitik künftig voll-
ziehen wird, bleibt abzuwarten. Die gegenwärtigen
Bemühungen stimmen jedoch eher skeptisch.

V. Optionen für die Bewältigung der Agrarprobleme

Zur Behebung der aktuellen Agrarprobleme stehen
zwei prinzipielle Optionen zur Verfügung: die Mo-
bilisierung eigener Ressourcen und die effektivere
Nutzung staatlicher Mittel. Beide Krisenstrategien
schließen sich gegenseitig nicht aus. Bei der Gestal-
tung einer „neuen“ Agrarpolitik verfügen die Öl-
staaten, die trotz der ökonomischen Krise seit Be-
ginn der achtziger Jahre noch immer kapitalkräftig
sind, über günstigere Voraussetzungen als andere
Regionalstaaten. Letztere bleiben eher auf eine
Austeritätspolitik angewiesen, verfügen aber ande-

rerseits über größere Agrarpotentiale, so daß sie
eigentlich gute Chancen zur Mobilisierung eigener
landwirtschaftlicher Ressourcen besäßen. Betrach-
ten wir die grundlegenden Reaktionsmuster auf das
obsolet gewordene Agrarmodell des Petrolismus
am Beispiel der Nahrungsmittelsicherheit.

1. Mobilisierung eigener Ressourcen

Die Chancen für eine Steigerung der einheimischen
Nahrungsmittelproduktion sind gering. Der Exten-
sivierung landwirtschaftlicher Flächen sind enge
Grenzen gesetzt. Nach hypothetischen Berechnun-
gen, die davon ausgehen, daß bis zum Jahr 2000 die
Gesamtbevölkerung der Region auf 420 Mio. Ein-
wohner anwächst, wären 93,75 Mio. Hektar Neu-
land nötig, um in absehbarer Zukunft 150 Mio.
Menschen zusätzlich ernähren zu können17). Allein
schon die Größenordnung dieser Zielvorgabe
- ohne Berücksichtigung der ökonomischen und
ökologischen Kosten —, die fast einer Verdoppe-
lung der gegenwärtig kultivierten Gesamtfläche in
der Region entspräche, beraubt diese Option ein-
deutig jeder echten Realisierungschance. Bei der
Intensivierung der Landwirtschaft liegen im Vorde-
ren Orient Chancen zur Steigerung der Hektarer-
häge. Im Regenfeldbau ist die Getreideproduktion
Jährlich starken Ertragsschwankungen ausgesetzt.
Hier könnte mit gezielten Maßnahmen (Getreide-
reservoire, Lagerhaltung) Abhilfe geschaffen wer-
den. Die Türkei und Syrien haben seit den achtziger
ahren auch durch den Einsatz von Dünger große
roduktivitätssteigerungen erzielt. Was den Bewäs-

serungsfeldbau anbetrifft, so sind mehr als 70 Pro-
zent des bewässerten Landes in Ägypten, Iran und
Irak ernsthaft von Versalzung bedroht. Die Versal-
zung der Böden, Grundwasserstau, Überwässerung
usw. müssen durch einen ökologisch verantwortli-
chen Umgang mit Wasser vermieden werden. Dies
wiederum bedarf dringend flankierender Maßnah-
men wie landwirtschaftliche Beratung, keiner ko-
stenlosen Bereitstellung von Wasser, was zur Ver-
schwendung verführt usw. Auch muß das Problem
der engen Symbiose von Mensch und Bewässe-
rungskanal, der zugleich als Trink- und Waschwas-
ser-Spender, Toilette und Bad genutzt wird, durch
soziale Infrastrukturmaßnahmen angegangen wer-
den.

2. Effektivierung der Allokation staatlicher Mittel

Alle Regionalstaaten betreiben ein mehroderweni-
ger aufwendiges Subventionssystem. Agrarkredite
und Input-Subventionen beeinflussen die Agrar-
produktivität, Agrarpreis- und Grundnahrungsmit-
tel-Subventionen die Nahrungsmittelpolitik. Eine
Effektivierung der Ressourcenallokation, die auf
den Abbau des staatlichen Subventionswesens zielt,
trifft unweigerlich den legitimatorischen Nerv aller
politischen Systeme im Vorderen Orient. Jeder An-
griff aufdie Nahrungsmittelversorgung in Form von
Lebensmittelpreiserhöhungen oder Subventions-
kürzungen wird als Aufkündigung des „Sozialver-
trages“ betrachtet. Die Region kennt zur Genüge
Nahrungsmittel-Krisen als Brot-Revolten (Ägypten
1977, 1986; Marokko 1981, 1984; Tunesien 1983,
Sudan 1981, 1985). Das Verlaufsmuster der Unru-
hen ist dabei immer ähnlich: Die Regierung kündigt
Preiserhöhungen der Grundnahrungsmittel an bzw.
kürzt die staatlichen Subventionen. Es kommt zu
spontanen Demonstrationen, die sich rasch auswei-
ten. Die Regierung nimmt ihre Sparmaßnahmen
ganz oder teilweise zurück. Die Proteste flauen ab.
Ob es bei bloßen Unmutsbekundungen und einzel-
nen Plünderungen bleibt oder ob es zu bürger-
kriegsähnlichen Auseinandersetzungen bis hin zur
Verkündung des Ausnahmezustandes kommt,
hängt sowohl von der Politisierung der Unruhen als



auch vom staatlichen Einsatz von Polizei und Mili-
tär ab.
Brot-Unruhen sind jedenfalls Symptome soziale!
Verteilungskämpfe. Für die Mehrheit der Bevölke-
rung bedeutet eine staatliche Austeritätspolitik bei
der Nahrungsmittelversorgung eine unmittelbare
Existenzbedrohung. Für die politischen Systeme
wiederum sind Brot-Unruhen Ausdruck einer Legi-
timationskrise, da bei den meisten Regionalstaaten
die elementaren Grundbedürfnisse im Vorderen
Orient vom Staate befriedigt werden. Aus Sicht der
Regierung sind deshalb Einsparungen bei Nah-
rungsmittel-Importen und -Subventionen nicht ein-
fach nur finanzpolitische Maßnahmen, sondern gra-
vierende sozialpolitische Entscheidungen, durch
die manche Bevölkerungsgruppen von der staatli-
chen Wohlfahrtspolitik abgekoppelt werden.

Es bleibt festzuhalten, daß trotz eventuell beachtli-
cher Erfolge — bei entsprechender Wiederbele-
bung der einheimischen Erzeugung von Grundnah-
rungsmitteln — der Netto-Effekt nicht ausreichend
wäre, um das Versorgungsniveau für die Gesamtbe-
völkerung aufrechterhalten zu können. Da aber aus
'politischen Gründen eine radikale Einsparung
staatlicher Ressourcenallokation blockiert ist, wer-
den die Nahrungsmittel-Importe auf hohem Niveau
bis ins 21. Jahrhundert weitergehen.

3. Die „neue“ Agrarpolitik: Zwischen Etatismus
und Marktorientierung

Ein Blick auf die konkreten Veränderungen der
Agrarentwicklungspolitik verdeutlicht, daß die
„sieben fetten Jahre“ von 1974 bis 1981 von einer
agrarpolitischen Abstinenz des Staates gekenn-
zeichnet waren, während für die mehr als sieben
„mageren Jahre“ in vier Bereichen ein größeres
staatliches Engagement im Agrarbereich zu beob-
achten ist.

1. Saudi Arabien, Marokko, Algerien, Libyen, Irak
und Syrien investieren wieder öffentliche Mittel in 
die Landwirtschaft. Zum Teil Hegen die staatlichen
Investitionen über dem Anteil, den der Agrarsektor
am Sozialprodukt erwirtschaftet ).18

2. Staatliche Fördermaßnahmen zielen auf die Mo-
dernisierung der Agrartechniken. In unterschiedli-
chem Umfange existieren überall staatliche Kredit-
hilfen oder Preiskontrollen für den Kauf von land-
wirtschaftlichen Ausrüstungsgütern. In Algerien,
Tunesien, Syrien und Ägypten stieg in den letzten
fünf Jahren der Bestand an Traktoren, und fast
überall werden landwirtschaftliche Vorprodukte
(Dünger, Viehfutter, Saatgut usw.) subventioniert.

Mittlerweile verfügen Kuwait, Saudi Arabien und
die Emigrate über moderne Hydrokultur- und Mas-
sentierhaltungssysteme (Geflügel- und Eierproduk-
tion), die teilweise bereits den hohen Stand der
israelischen Agrartechnologie erreicht haben, nicht
aber die dortige Vernetzung der modernen Agro-
business-Enklaven mit anderen Wirtschaftssekto-
ren.

3. Von der Agrarpreispolitik der sechziger und frü-
hen siebziger Jahre, die als Instrument zur Gewinn-
abschöpfung aus dem Agrarsektor rigoros die
Preise für Agrarrohstoffe und Nahrungsmittel unter
das Preisniveau des Weltmarktes drückte, wurde
abgerückt. Seit den achtziger Jahren stiegen die
staatlich kontrollierten Preise für Getreide, Baum-
wolle, Milch, Speiseöl und Zucker, oder es wurde
von den staatlichen Preisfixierungen Abstand ge-
nommen, wie z. B. für Fleisch, Früchte und Ge-
müse in Ägypten, Algerien und Tunesien.

4. Im Hinblick auf die Nahrungsmittelsicherheit ist
auf der Ebene der politischen Einsichten die agrar-
politische Wende bereits vollzogen. Seit Beginn der
achtziger Jahre finden sich in den Entwicklungsplä-
nen fast aller Regionalstaaten Absichtserklärungen
hinsichtlich ehrgeiziger Selbstversorgungsanstren-
gungen. Für eine Umsetzung wird jedoch kaum
gesorgt.

Allein die Tatsache, daß dem Agrarsektor in den
achtziger Jahren mehr staatliche Aufmerksamkeit
gezollt wird, beinhaltet noch keine Aussagen über
den materiellen Gehalt und den sozioökonomi-
schen Charakter der „neuen“ Agrarpolitik. Die
Vielfalt der Reaktionsmuster der Länder zur Über-
windung des obsolet gewordenen Agrarmodells des
Petrolismus ist ein Indiz dafür, daß weniger die
natürlichen Rahmenbedingungen als vielmehr die
jeweilige nationale Agrarpolitik die Agrarentwick-
lung determinieren. An dieser Stelle muß eine pla-
kative Skizzierung der extremen Pole der Agrarent-
wicklungsalternativen genügen, um einen Eindruck
von der Varianzbreite und Problemweite der aktu-
ellen Agrarproblematik im Vorderen Orient zu ver-
mitteln.

Erdölländer mit niedrigsten Agrarentwicklungs-
potentialen (Golfstaaten, Saudi Arabien, Libyen)
betreiben mittels dirigistischer staatlicher Eingriffe
in den Agrarbereich die Förderung eines modernen
kapitalintensiven Landwirtschaftstypus. Repräsen-
tatives Beispiel für dieses etatistische Agrarmodel
ist Saudi Arabien. Seit 1980 wurde im Namen der
Nahrungsmittelsicherheit und der Diversifikation
der Wirtschaft eine agrarpolitische Wende eingelei-
tet. Enormer Technologieeinsatz und umfangreiche
staatliche Agrarförderprogramme sollten eine mo-
derne Agroindustrie aufbauen. Die Regierung sub-
ventionierte in großem Ausmaße landwirtschaftli-



ehe Vorprodukte, stellte zinsfreie Agrarkredite und
Staatsland zur Verfügung und garantierte über dem
Weltmarkt liegende Produzentenpreise. Lege-
hennenbatterien, Gewächshäuser, computerge-
stützter Dünger-, Futter- und Wassereinsatz, Kühl-
und Meerwasserentsalzungsanlagen bestimmen das
Bild der modernen Landwirtschaft in Saudi Ara-
bien. Bei einer beschränkten Produktpalette sind
beeindruckende Erfolge vorzuweisen. Zwischen
1975 und 1985 verzehnfachte sich die Weizenpro-
duktion, und bei Geflügel und Milchprodukten
wurde eine 70- bzw. 40prozentige Selbstversor-
gungsrate erreicht ).19

Regionalstaaten mit (ehemals) dominantem öffent-
lichen Sektor (Ägypten, Irak, Syrien, Tunesien,
Algerien) räumen sukzessive der privaten Land-
wirtschaft mehr Spielraum ein und experimentieren
mit einem marktorientierten Agrarmodell20). Ge-
rade jene Länder, die in den sechziger Jahren
Agrarreformen durchführten, erlauben eine schlei-
chende Privatisierung von Landbesitz (z. B. Irak),
lösen ihr staatliches Genossenschaftssystem auf
(z. B. Algerien) oder annullieren teilweise frühere
Landenteignungsbestimmungen (z. B. Ägypten).
Ihre staatliche Kreditpolitik begünstigt private
Landwirte, was sich inzwischen in einem Mechani-
sierungsvorsprung der privaten Landwirtschaft vor
dem öffentlichen Sektor niederschlägt. Eine teil-
weise Aufhebung des staatlichen Vermarktungssy-
stems eröffnet Ägrarhändlern neue Gewinnchan-
cen. Die Liberalisierungspolitik im Agrarbereich
weckte das Interesse an der Landwirtschaft als ei-
nem gewinnbringenden Wirtschaftszweig. Der Mo-
dernisierung aufgeschlossen gegenüberstehende
Großbauern, wohlhabende städtische Unterneh-
mer und hohe Staatsbeamte investieren in die
Landwirtschaft, besonders in den Obst- und Gemü-
seanbau sowie in die Geflügelbranche.
Die etatistischen und marktorientierten Agrarmo-
delle bemühen sich auf unterschiedliche Weise um
eine Steigerung der Agrarproduktivität. Jedoch
'erlangen beide Agrarentwicklungsstrategien ihren
Preis. Nur auf den ersten Blick scheint die etatisti-
sche Losung die Thesen zu widerlegen, daß unter
extremen naturräumlichen Verhältnissen keine
Nahrungsmittel-Selbstversorgung möglich sei und
daß Olreichtum zwangsläufig zur Vernachlässigung
des Agrarsektors führe.

Eine kritische Bewertung des „saudischen Agrar-
wunders“ relativiert die Erfolge: Das Land ist im-
mer noch der drittgrößte Nahrungsmittel-Impor-
teur der Welt; die wirtschaftliche Rentabilität ist
angesichts horrender Subventionen und fünffach
höheren lokalen Weizenproduktionskosten im Ver-
gleich zum Weltmarktpreis mehr als zweifelhaft; die
ökologischen Folgeschäden sind unübersehbar, da
die Ausbeutung fossiler Süßwasservorräte den
Grundwasserspiegel sinken läßt. Das der Faszina-
tion der technischen Machbarkeit unterlegene eta-
tistische Agrarmodell ist unter entwicklungspoliti-
schen Aspekten kein empfehlenswertes Agrarsze-
narium für die Region.

Aber auch gegenüber dem marktorientierten
Agrarmodell sind Zweifel angebracht. Zunächst ist
noch offen, ob mit der Begünstigung der Privat-
initiative ein echter Wandel zu marktwirtschaftli-
chen Agrarstrukturen eingeleitet wurde oder ob
nicht vielmehr die Indienstnahme von Marktme-
chanismen durch autoritäre Herrschaftssysteme
vorliegt. Aber ungeachtet dessen stimulierte die
Liberalisierung des Agrarmarktes bisher nicht die
Produktion von Grundnahrungsmitteln. Die pri-
vate Agrarwirtschaft operiert in gewinnträchtigen,
exportorientierten agrarischen Teilsektoren. Damit
stellt sich auch im Vorderen Orient die entwick-
lungspolitische Grundsatzfrage nach dem Verhält-
nis von Nahrungsmittel- und Agrarexportproduk-
tion. Auch die Entkoppelung des staatßchen Enga-
gements im Agrarbereich von der sozialen Verant-
wortung ist höchst problematisch. Sicherlich gibt es
keine Alternative zu einem Sparkurs, aber eine ri-
gorose Abschaffung der Nahrungsmittel-Subven-
tionen — ohne Einbettung in soziostrukturelle Re-
formen — bringt den ärmsten Bevölkerungsschich-
ten unweigerlich Unterernährung und Hunger.

Selbst weitreichendste Agrarmaßnahmen wie eine
enorme Steigerung der Agrarproduktivität, eine
Einschränkung des Nahrungsmittel-Konsums durch
zielgruppenorientierte Subventionen, verbesserte
Getreide-Lagerhaltung, effizientes Wassermanage-
ment u. v. m.21) würden die Agrarprobleme der
Region lindern, nicht beseitigen. Ohne einer euro-
zentristischen Helferideologie das Wort reden zu
wollen, muß doch festgehalten werden, daß die
künftige Agrarentwicklung im Vorderen Orient
den entwicklungsbürokratischen Strukturen der
Regionalstaaten Rechnung tragen, ökologisch und
sozial verträglich sein muß und vor allem einer so-
ziostrukturellen Wende bedarf.



El-Shagi El-Shagi

Bevölkerungsproblem und wirtschaftliche
Entwicklung in der Dritten Welt

Noch gegen Mitte des 18. Jahrhunderts haben we-
niger als dreiviertel Milliarden Menschen auf der
Erde gelebt. 1950 waren es bereits rund 2,5 Milliar-
den. Mitte der achtziger Jahre erreichte die Welt-
bevölkerung fast fünf Milliarden; und selbst nach
optimistischen Prognosen der Vereinten Nationen
wird für Ende des 20. Jahrhunderts eine Zunahme
dieser Zahl auf über 6,1 Milliarden erwartet.

Für dieses rapide Wachstum der Weltbevölkerung
(insbesondere in den letzten Jahrzehnten) sind in
erster Linie die Entwicklungsländer verantwortlich.
Denn während die jährliche Bevölkerungswachs-
tumsrate in den Industriestaaten von knapp

1,3 Prozent zu Beginn der fünfziger Jahren auf
0,6 Prozent Mitte der achtziger Jahre zurückgegan-
gen ist, zeigen die betreffenden Zahlen für die Ent-
wicklungsländer für beide Perioden eine in etwa
gleich hohe Rate von rund zwei Prozent, wobei
sogar in der ersten Hälfte der siebziger Jahre eine
Steigerung auf 2,5 Prozent erreicht wurde. Von der
gegenwärtigen Zunahme der Weltbevölkerung von
rund 80 Millionen Menschen jährlich entfallen etwa
70 Millionen auf die Entwicklungsländer. Dement-
sprechend ist der Anteil der Entwicklungsländer an
der Weltbevölkerung von rund 70 Prozent im Jahre
1950 auf etwa 76 Prozent 1980 gestiegen urd wird
im Jahr 2000 voraussichtlich 80 Prozent betragen.

L Ursachen des rapiden Bevölkerungswachstums in der Dritten Welt

Das rapide Bevölkerungswachstum in Ländern der
Dritten Welt ist im wesentlichen darauf zurückzu-
führen, daß in diesen Ländern, insbesondere seit
Mitte des 20. Jahrhunderts, eine beachtliche Redu-
zierung der Sterberaten infolge (importierter) me-
dizinischer und hygienischer Fortschritte, aber
kaum eine entsprechende Schrumpfung der Gebur-
tenraten — in Analogie zu der Entwicklung in den
Industriestaaten — erfolgt ist. So ist die Sterberate
im Durchschnitt der Entwicklungsländer von Wer-
ten knapp unter vier Prozent gegen Mitte des Jahr-
hunderts auf 1,6 Prozent im Jahre 1965 gesunken,
um 1985 etwa ein Prozent zu erreichen. Demgegen-
über blieb die Geburtenrate bis 1965 mit einer
Höhe von 4,2 Prozent in etwa auf dem gleichen
Niveau wie 1950 oder selbst zu Beginn des Jahrhun-
derts. Eine Wende setzte erst Mitte der sechziger
Jahre ein. Bis 1985 sank die Geburtenrate auf rund
drei Prozent; gegenüber 1,3 Prozent in den westli-
chen Industriestaaten. D. h., daß diese Länder im
Sinne der Theorie des demographischen Übergangs
(theory of demographic transition) sich bestenfalls
erst in der Mitte ihrer demographischen Transfor-
mation befinden ). Das Bevölkerungsproblem die-1

1) Vgl. u. a. J. A. Hauser, Bevölkerungsprobleme der Drit-
ten Welt, Bern-Stuttgart 1974; ders., Zur Theorie der demo-
graphischen Transformation. Ihre Bedeutung für die Länder
der Dritten Welt, in: Zeitschrift für Bevölkerungswissen-
schaft, 7 (1981) 2, S. 255-271.

ser Länder liegt also in solchen Faktoren begrün-
det, die die Aufrechterhaltung hoher Geburtenra-
ten begünstigen bzw. der Reduzierung dieser Raten
entgegenwirken.

Die Geburtenrate ist eine Funktion vielfältiger Fak-
toren, vor allem der Netto-Kosten der Kinder, der
herrschenden Normen und Präferenzen, der erwar-
teten Überlebenschancen von Kindern und nicht
zuletzt des verfügbaren bzw. erwarteten Einkom-
mens. Eine Betrachtung dieser Einflußvariablen in
bezug auf die Entwicklungsländer zeigt, daß sie
weitgehend und vor allem in ihrer Wechselwirkung
auf eine Zunahme der Geburtenrate hinwirken.

Die Kosten der Kinder umfassen alle Aufwendun-
gen für das Großziehen von Kindern zuzüglich der
Opportunitätskosten für Mütter, die sich durch
Verzicht auf Erwerbstätigkeit ergeben, damit sie
sich um die Kinder kümmern können. Werden da-
von die eventuellen Beiträge der Kinder zum Fami-
lieneinkommen (z. B. durch Kinderarbeit) sowie
der Wert der erwarteten Unterstützung durch die
Kinder in der Zukunft abgezogen, ergeben sich die
Netto-Kosten. Je niedriger diese Kosten sind, um so
größer dürfte in der Regel die Neigung sein, Kinder
zu bekommen. Und verschiedene Faktoren wirken
auf eine Herabsetzung der betreffenden Kosten in
den Entwicklungsländern hin. Dazu gehören u. a



- die in vielen Entwicklungsländern weitverbrei-
tete Erwerbstätigkeit von Kindern, die wesentliche
Beiträge zum Familieneinkommen durch die Kin-
der schon in frühem Alter ermöglicht,
- die hohe Bewertung der Unterstützung durch die
Kinder im Alter, da diese aufgrund der Armut gro-
ßer Bevölkerungsteile und der Tatsache, daß eine
annehmbare Sozialversicherung in diesen Ländern
kaum gewährleistet ist, oft die einzige Absiche-
rungsmöglichkeit im Alter darstellt,
- die oft niedrigen Ansprüche in bezug auf Kon-
sum und Ausbildung der Kinder, was eine Reduzie-
rung der materiellen Belastung beim Großziehen
von Kindern darstellt, sowie
- die häufig in diesen Ländern betriebene Politik
der Subventionierung von Massenkonsumgütern
und der kostenlosen Ausbildungsangebote, die
ebenso auf eine Reduzierung der mit dem Großzie-
hen von Kindern verbundenen Kosten (für die be-
troffenen Familien) hinwirkt.
Auch die herrschenden Normen und die mit ihnen
zusammenhängenden meist hohen Präferenzen für
Kinder begünstigen die hohen Geburtenraten in 
Entwicklungsländern. Z. B. begünstigt schon das
niedrige Heiratsalter für Frauen in breiten Schich-
ten vieler Entwicklungsländer die Fruchtbarkeit,
indem dadurch die potentielle Fruchtbarkeitspe-
riode, d. h. die Zeit, in der eine Frau Kinder be-
kommen kann, verlängert wird. Das niedrige Hei-
ratsalter bei Frauen ist in vielen Ländern u. a. eine
Folge der herrschenden strengen Sitten. Um die
„Gefahr“ zu reduzieren, daß erwachsene Mädchen
Beziehungen zu Männern eingehen, die den gülti-
gen Ehrenkodex verletzen und das Ansehen der
Familien herabsetzen, sind die Eltern in diesen
Ländern meistens bestrebt, ihre Töchter so früh wie
möglich zu verheiraten. Wiederum wirken die
strengen Sitten auf eine Reduzierung der Lebens-
qualität der Junggesellen bzw. der Opportunitäts-
kosten des Junggesellenlebens hin, was auch junge
Männer veranlaßt, früh zu heiraten. Und nicht nur
die frühe Heirat forciert die Geburtenrate, sondern
auch die häufige Betrachtung des Kinderreichtums
als Ausdruck von Männlichkeit. Ferner wird viel-
fach aufgrund des Nebeneinanders unterschiedli-
cher Religionen bzw. ethnischer Gruppen, der Kin-
derreichtum als eine soziale Verpflichtung gegen-
über der eigenen Gruppe angesehen, die darauf
abzielt, das relative Gewicht der Gruppe in der
jeweiligen Gesellschaft zu stärken. Bei Moslems
wird Kinderreichtum im Koran ausdrücklich als ein

Segen Gottes hervorgehoben; und nicht nur sie se-
hen es so. Da wiederum Jungen oft wesentlich stär-
ker präferiert werden als Mädchen, zeugen die ein-
zelnen Familien oft mehr Kinder als sie eigentlich
wünschen. Denn Ehepaare, die zuerst Mädchen
bekommen, sind oft nur deshalb bestrebt, weitere
Kinder zu bekommen, um die gewünschte Zahl von
Jungen zu haben.

Die noch immer relativ hohe Säuglings- bzw. Kin-
dersterblichkeit in vielen Entwicklungsländern
wirkt ebenso auf eine Zunahme der Geburtenrate
hin. Denn je höher die betreffenden Sterblichkeits-
raten sind, um so mehr neigen Eltern dazu, mehr
Kinder zu zeugen als sie eigentlich wünschen, um
die Sicherheit zu erhöhen, die gewünschte Zahl
überlebender Kinder zu haben. So zeigt die Korre-
lation der Geburtenrate mit der Säuglingssterblich-
keitsrate (Alter unter einem Jahr) und mit der Kin-
dersterblichkeitsrate (Alter ein bis vier Jahre) für
die in den Weltentwicklungsberichten der Welt-
bank erfaßten Entwicklungsländer2) folgende Er-
gebnisse:

2) Die Daten stammen aus verschiedenen Weltentwicklungs-
berichten, einschließlich des 1987-Berichtes.

— Für die Periode 1965—1980 waren Daten für 87
bzw. 86 Länder verfügbar. Ausgehend von den
Durchschnittsraten der Periode wurden zwischen
der Geburtenrate und den genannten Variablen
Korrelationskoeffizienten von 0,745 bzw. 0,679 er-
rechnet — signifikant bei a= 0,001.

— Für die Periode 1980—1985 sind für 90 Länder
die Säuglingssterblichkeitsrate und für 84 Länder
die Kindersterblichkeitsrate angegeben. Es wurden
Korrelationswerte von 0,805 bzw. 0,734 errechnet,
die ebenso bei a = 0,001 signifikant sind.

Auch der Verlauf der Regressionsgeraden, wie ihn
die Abbildungen la—Id zeigen, spiegelt den aus-
geprägten Zusammenhang zwischen Geburtenrate
und der Säuglings- bzw. Kindersterblichkeitsrate
wider.

Die Höhe des verfügbaren bzw. erwarteten Ein-
kommens dürfte eine positive Wirkung auf die Ge-
burtenrate haben. Berücksichtigt man allerdings
die Zusammenhänge zwischen der Einkommens-
höhe und anderen Faktoren, die die Geburtenrate
beeinflussen, liegt die Plausibilität einer negativen
statistischen Beziehung zwischen Einkommens-
höhe und Geburtenrate in Entwicklungsländern auf
der Hand. So verhalten sich die höheren Einkom-







mensgruppen in diesen Ländern in der Regel weni-
ger traditional und weisen deshalb meistens ein hö-
heres Heiratsalter für Frauen auf. Die höhere Bil-
dung und eher fortschrittliche Ausrichtung der
Frauen in diesen Gruppen begünstigen darüber hin-
aus die Akzeptanz vpn Geburtenkontrollmaßnah-
men. Ebenso wirkt die meistens niedrige Kinder-
sterblichkeit durch Verbesserung der Ernährungs-
und Hygieneverhältnisse bei Einkommenszunahme
der Bestrebung, mehr Kinder zu bekommen, entge-
gen. Ferner sind die Kosten des Großziehens von
Kindern in den höheren Einkommensgruppen im
allgemeinen höher als in den niedrigeren Gruppen.
Dies ist u. a. eine Funktion des höheren Konsum-
niveaus der betreffenden Familien. Mit zunehmen-
dem Einkommen steigen in der Regel auch die
Ansprüche in bezug auf die Ausbildung der Kinder
und damit die Ausbildungskosten. Abgesehen von
der sich dadurch ergebenden Verlagerung von
,Quantität* zu .Qualität* in bezug auf den ge-
wünschten Nachwuchs, verstärkt die Zunahme der
Ansprüche die Tendenz zur Steigerung des Heirats-
alters sowohl bei Frauen als auch bei Männern, da
durch diese Anspruchszunahme die erwarteten Be-
lastungen bei Haushaltsgründungen steigen. Hinzu
kommt, daß in den höheren Einkommensgruppen
(besonders im mittleren Bereich) die Frauen oft
erwerbstätig sind bzw. eine Erwerbstätigkeit an-
streben. Dadurch steigen die Opportunitätskosten
für Mütter, wenn sie sich für die Kindererziehung
freihalten. Soweit Frauen in den unteren Einkom-
mensgruppen eine Erwerbstätigkeit ausüben, wie
es oft in der Landwirtschaft der Fall ist, erfolgt,
wenn sie Kinder haben, in der Regel kaum eine
Einschränkung der Erwerbstätigkeit zugunsten der
Kindererziehung, da in diesen Gruppen eine rela-
tive Vernachlässigung der Kinder meistens eher in 
Kauf genommen wird. Eine Reduzierung der mit

dem Großziehen von Kindern verbundenen Bela-
stung in den unteren Einkommensgruppen ergibt
sich auch dadurch, daß in diesen Gruppen Kinder-
arbeit eher vorkommt als in den höheren Einkorn-
mensgruppen. Zu beachten ist darüber hinaus, daß
Familien mit niedrigerem Einkommen im allgemei-
nen eher auf die Unterstützung durch Kinder im
Alter angewiesen sein dürften und diese Familien
deshalb den Nutzen durch Kinder höher bzw. die
Netto-Kosten der Kinder niedriger einschätzen.
Zur Überprüfung der statistischen Zusammen-
hänge zwischen Geburtenrater und Einkommen
wurden ausgehend von den Daten über Geburten-
raten und Bruttosozialprodukt (BSP) pro Kopf für
80. bzw. 79 Entwicklungsländer die Korrelations-
koeffizienten und Regressionsgeraden für die Pe-
rioden 1965 — 1980 und 1980—1985 ermittelt. Vier
weitere Länder, für die Daten verfügbar waren,
sind nicht einbezogen worden, da sie sowohl in
bezug auf die Geburtenrate, als auch auf das Brut-
tosozialprodukt pro Kopf extreme Werte aufgewie-
sen haben3). Der errechnete Korrelationskoeffi-
zient zeigt für die Periode 1965—1980 einen Wert
von —0,7225 und für die Periode 1980—1985 einen
von —0,6889 (beide Werte signifikant bei
a = 0,001). Und wie die Abbildung 2 a und 2 b wi-
derspiegeln, zeigen auch die abgeleiteten Regres-
sionsgeraden eine sichtbare negative Beziehung
zwischen den zwei betrachteten Variablen.

3) Hierbei handelt es sich um dünnbesiedelte arabische Erd-
ölländer. Diese Länder haben in der Betrachtungsperiode,
vor allem infolge der starken Steigerungen der Erdölpreise in
den siebziger Jahren, eine massive Einkommensexpansion
erfahren. Das generative Verhalten der Bevölkerung konnte
sich in dieser Zeit kaum in dem Maße verändern, wie das
Einkommen gewachsen ist. Hinzu kommt, daß diese Länder
bestrebt waren, das Wachstum der einheimischen Bevölke-
rung zu fördern, um ihre Abhängigkeit von den ausländi-
schen Arbeitskräften längerfristig abzubauen.





II. Bevölkerungswachstum und wirtschaftliche Entwicklung

Manche Autoren sehen in dem Bevölkerungs-
wachstum in Ländern der Dritten Welt kein schwer-
wiegendes Hemmnis für die sozio-ökonomische
Entwicklung oder betrachten es sogar als vorteil-
haft4). So wird z. B. angeführt, daß in manchen
Teilen Afrikas in früheren Zeiten eine größere Be-
völkerung gelebt habe als heute, daß die Unterbe-
völkerung in ländlichen Regionen in verschiedenen
afrikanischen und auch lateinamerikanischen Län-
dern eine Ursache der unbefriedigenden Entwick-
lung der Agrarproduktion bzw. Nutzung des Pro-
duktionspotentials der Landwirtschaft in den be-
treffenden Ländern darstelle und daß das Bevölke-
rungswachstum die Allokationseffizienz positiv be-
einflusse und das wirtschaftliche Wachstum för-
dere, indem es auf eine bessere Nutzung der Grö-
ßenvorteile, eine Zunahme der Gesamtnachfrage
und nicht zuletzt eine Verbilligung des Arbeits-
kräfteangebots hinwirke.

ton 1981.

1981.

Vielfach wird auch allgemein von einer positiven
Wirkung des Bevölkerungswachstums auf die wirt-
schaftliche Entwicklung ausgegangen und diese mit
einer Forcierung der Industrialisierung und des
technischen Fortschritts durch den Bevölkerungs-
druck begründet. So sieht Kuznets5) die industri-
elle Entwicklung in den heutigen Industriestaaten
nicht zuletzt als Folge des Bevölkerungswachstums
und der gestiegenen Bevölkerungsdichte. In diesem
Zusammenhang führt er die Verbesserung der
Arbeitsteilung und die Ermöglichung einer bes-
seren infrastruktureilen Ausstattung an ebenso
die positiven Urbanisierungswirkungen infolge
der Bevölkerungszunahme wie vor allem die
Intensivierung des Handels und der Kommunika-
tion und damit auch des technischen Fortschritts.
Verschiedene andere Autoren stellen insbeson-
dere auf das Argument der positiveren Wirkungen
des Bevölkerungswachstums auf den technischen
Fortschritt ab. Dazu gehören u. a. Thirlwall6),Si-

4 ) Vgl. u. a. S. Amin, Underpopulated Africa, paper given
at the African Population Conference, Accra, December
1971, sowie C. Clark, The ‘Population Explosion’ Myth, in:
Bulletin of the Institute of Development Studies, Sussex
1969.
2 Vgl. S. Kuznets, Economic Growth, Glencoe 1959; ders.,
Growth — with Reflection on the Economic Growth of Mo-
dem Nations, New York 1968; ders.. Economic Growth of
National Output and Production Structure, Cambridge 1972,
und ders., Growth, Population and Income Distribution:
Selected Essays, New York 1979.
6 Vgl. A. P. Thirlwall, A Cross Section Study of Population
Growth and the Growth of Output and Per Capita Income in
a Production Function Framework, in: Manchester School,
40 (1972).

mon7), Steinmann8) und nicht zuletzt Boserup’),
Diese bezieht sich in erster Linie auf die Landwirt-
schaft und versucht, in einer wirtschaftshistorischen
Analyse aufzuzeigen, daß agrarische Fortschritte
im wesentlichen durch Bevölkerungswachstum in-
duziert worden sind. Die anderen genannten Auto-
ren betrachten demgegenüber die positiven Wir-
kungen des Bevölkerungsdrucks auf Induzierung
und Ausbreitung von technischen Fortschritten all-
gemein 10).

Zur Widerlegung der These, daß das Bevölkerungs-
wachstum die wirtschaftliche Entwicklung bzw. den
Lebensstandard negativ beeinflußt, zeigt Kuz-
nets11), daß bei einem Vergleich der Entwicklung
in zehn Industriestaaten für Zeitperioden, die bis
100 Jahre reichen, sich ein negativer Zusammen-
hang zwischen Bevölkerungswachstum und Wachs-
tum des Sozialprodukts nicht bestätigen läßt - we-
der hinsichtlich des Sozialprodukts insgesamt noch
hinsichtlich der Pro-Kopf-Werte. So ergeben die
betreffenden Zahlen, daß zwar ein Land wie
Schweden eine niedrige Bevölkerungswachstums
rate bei einem relativ beachtlichen wirtschaftlichen
Wachstum aufweist, daß jedoch die drei Länder mit
den höchsten durchschnittlichen Wachstumsraten
des Sozialprodukts, nämlich die Vereinigten Staa-
ten, Kanada und Japan, weit überdurchschnittliche
Bevölkerungswachstumsraten aufweisen. Und zur
Untermauerung des eher positiven Zusammen-
hangs zwischen Bevölkerungswachstum und wirt-
schaftlicher Entwicklung weist Steinmann ) darauf
hin, daß die Entwicklungsländer in der Zeit von
1960 bis 1980 eine Steigerung des realen Bruttoin

12

-
landsprodukts pro Kopf um 90 Prozent realisieren
konnten, trotz einer Zunahme ihrer Bevölkerung
um 56 Prozent.

Betrachtet man die genannten Argumente und Be-
lege näher, ist festzustellen, daß sie eine Bagatell-



sierung des Problems rapiden Bevölkerungswachs-
tums in Entwicklungsländern keineswegs rechtferti-
gen, geschweige denn die Begründung der Vorteil-
haftigkeit eines solchen Bevölkerungswachstums.
Hierzu ist folgendes zu vermerken:

Daß in irgendwelchen Teilen von Entwicklungslän-
dern früher mehr Menschen gelebt haben als heute,
erlaubt selbst für diese Länder nicht die Schlußfol-
gerung, daß dort in bezug auf die heute gegebene
sonstige Faktorausstattung und die bestehenden
produktionstechnischen Möglichkeiten eine Unter-
bevölkerung bzw. eine zu geringe Bevölkerungs-
größe oder -dichte herrscht. Denn abgesehen da-
von, daß zuverlässige Informationen über den Le-
bensstandard der Bevölkerung in den früheren Ver-
gleichszeiten nicht verfügbar und die Ansprüche in 
bezug auf die Lebensqualität ohnehin gestiegen
sind, ist zu beachten, daß schon die erfolgte enorme
produktionstechnische Entwicklung und die damit
verbundene Zunahme des Rationalisierungspoten-
tials zu einer wesentlichen Verschiebung der als
„optimal“ bzw. angemessen betrachteten Bevölke-
rungsgröße geführt haben und damit zu einer ande-
ren Beurteilung des Bevölkerungsproblems in den
betreffenden Ländern heute zwingen — besonders
in Anbetracht des gegenwärtig rapiden Bevölke-
rungswachstums. Ferner ist zu beachten, daß Fälle,
in denen die Zahl der Bevölkerung heute tatsäch-
lich kleiner sein könnte als in früheren Zeiten, si-
cherlich in den Ausnahmebereich gehören; denn es
wird allgemein kaum bezweifelt, daß die Zahl der
heutigen Bevölkerung in der Dritten Welt insge-
samt wesentlich über das Fünffache der Weltbevöl-
kerung gegen Mitte des 18. Jahrhunderts hinaus-
geht.

Die Zurückführung der unbefriedigenden Entwick-
lung der Agrarproduktion und der unzulänglichen
Nutzung des Produktionspotentials in der Land-
wirtschaft auf die geringe Bevölkerungsdichte in
manchen afrikanischen und lateinamerikanischen
Ländern basiert vor allem auf der Vorstellung, daß
dort die Agrarproduktion durch vermehrten Ar-
beitseinsatz gesteigert werden kann. Und dies ist in
der Tat in verschiedenen Fällen nicht auszuschlie-
ßen. Das Problem liegt jedoch dann, daß hier die
Produktivität der zusätzlich einsetzbaren Arbeits-
Kräfte in der Regel sehr niedrig ist bzw. kaum eine
mherung des Existenzminimums für mehr Bevöl-
rung in den betreffenden Regionen gewährlei-

stet. Wiederum dürfte die Zahl der Agrarbevölke-
ung in kaum einem Entwicklungsland einer Steige-
sng der Agrarproduktion — auf der Basis einer
Tigerung der Kapitalintensität und der Anwen-

Mng moderner Produktionstechniken in einem
■ äße, das nicht nur eine wesentliche Zunahme des

inkommens in der Landwirtschaft, sondern auch

eitle Steigerung des agrarischen Überschusses er-
möglicht — im Wege stehen.

Die Vorstellung, daß eine zunehmende Bevölke-
rungsgröße das wirtschaftliche Wachstum durch
verbesserte Nutzung der Größenvorteile fördert,
hängt im wesentlichen davon ab, inwieweit die Be-
völkerungszunahme mit einer Zunahme der Ge-
samtnachfrage verbunden ist. Ergibt das Bevölke-
rungswachstum tatsächlich eine Zunahme der Ge-
samtnachfrage, fördert es das wirtschaftliche
Wachstum nicht nur durch eine bessere Nutzung
der Größenvorteile, sondern eventuell auch durch
positive Multiplikator- und Akzelerationswirkun-
gen. Eine positive Wirkung des Bevölkerungs-
wachstums auf die Gesamtnachfrage ist jedoch kei-
neswegs zwingend, da eine Bevölkerungszunahme
nicht zwangsläufig eine Zunahme des Volksein-
kommens darstellt. Im Gegenteil, eine im Vergleich
zur sonstigen Faktorausstattung starke Bevölke-
rungszunahme kann, wie später gezeigt wird, zu-
mindest in mittel- bzw. langfristiger Sicht, eine Be-
einträchtigung des wirtschaftlichen Wachstums und
eine Schrumpfung der Gesamtnachfrage bewir-
ken.

Das Argument, eine starke Bevölkerungsexpansion
in Ländern der Dritten Welt führe über eine Ver-
billigung des Arbeitskräfteangebots zu positiven
Wachstumswirkungen, geht von irrealen Voraus-
setzungen aus. Denn eine solche positive Wirkung
impliziert Vollbeschäftigung oder eine primär
durch überhöhte Lohnforderungen bedingte Ar-
beitslosigkeit. Beides trifft für Entwicklungsländer
in der Regel nicht zu. Die Arbeitslosigkeit in diesen
Ländern ist meistens überwiegend strukturell in
dem Sinne bedingt, daß die Komplementärfakto-
ren, die für einen effektiven Einsatz des Faktors
Arbeit benötigt werden, nämlich Boden und Kapi-
tal, nicht in ausreichendem Maße verfügbar sind,
um Vollbeschäftigung zu gewährleisten. Daß in die-
sen Ländern durch den Staat oft überhöhte Min-
destlöhne festgesetzt werden, wirkt auf eine Zu-
nahme der Arbeitslosigkeit hin. Eine Zunahme des
Arbeitskräfteangebots infolge von Bevölkerungs-
wachstum kann unter solchen Bedingungen viel-
leicht die Politikträger dazu bewegen, ihre Lohnpo-
litik zu überdenken, um eine zusätzliche Ver-
schlechterung der Arbeitsmarktlage zu verhindern.
Soweit die Löhne sich aber marktmäßig bilden,
dürfte die durch Bevölkerungswachstum bewirkte
Zunahme des Arbeitskräfteangebots eher eine Zu-,
nähme der gegebenen strukturellen Arbeitslosig-
keit als eine Zunahme der Beschäftigung durch eine
Lohnreduzierung ergeben, und zwar nicht zuletzt,
weil bei dem Vorhandensein überschüssiger Ar-
beitskräfte die Löhne ohnehin in der Nähe des Exi-
stenzminimums liegen dürften.



Daß Bevölkerungswachstum positive Wirkungen
auf Arbeitsteilung und infrastrukturelle Ausstat-
tung haben kann und auch positive Urbanisierungs-
wirkungen zu ergeben vermag, ist nicht von der
Hand zu weisen. Die zunehmende Zahl der Wirt-
schaftsteilnehmerdurch Zunahme der Bevölkerung
kann neue Möglichkeiten der Arbeitsteilung eröff-
nen. Und die Zunahme der Bevölkerungsgröße
bzw. -dichte reduziert die Pro-Kopf-Belastung beim
Ausbau der Infrastruktur. Die positiven Urbanisie-
rungswirkungen infolge des Bevölkerungswachs-
tums resultieren aus den positiven Agglomerations-
wirkungen, zu denen die von Kuznets angeführten
Urbanisierungsvorteile gehören. Sie können aber
auch wesentlich darüber hinausgehen. So gehören
z. B. ferner in diesen Rahmen Faktoren wie das
bessere Angebot an Arbeitskräften, die Nähe der
Absatzmärkte und Zulieferbetriebe in den Bal-
lungszentren, welche auf eine Steigerung der Ren-
tabilität von Investitionen und damit auf Erhöhung
der Investitionsneigung hinwirken.

Aus den genannten positiven Wirkungen die
Schlußfolgerung zu ziehen, daß das Bevölkerungs-
wachstum die wirtschaftliche Entwicklung grund-
sätzlich positiv beeinflußt, wäre verfehlt. So hängt
z. B. die Intensität und Vorteilhaftigkeit der Ar-
beitsteilung nicht nur von der Zahl der Wirtschafts-
teilnehmer ab, sondern auch von verschiedenen an-
deren Faktoren wie der Einkommenshöhe und den
(bei der gegebenen Faktorausstattung, Qualifika-
tion und technischen Entwicklung) sich bietenden
Differenzierungsmöglichkeiten der Arbeitsteilung.
Beeinträchtigt eine zu starke Bevölkerungsexpan-
sion (wie noch erläutert wird) die Einkommensent-
wicklung und möglicherweise auch die Ausbil-
dungsanstrengungen und technische Entwicklung,
so können sich durchaus negative Wirkungen auf
die Arbeitsteilung und Produktivität ergeben.
Ebenso hängt die Möglichkeit der Verbesserung
der infrastruktureilen Ausstattung nicht nur von der
Pro-Kopf-Belastung der Bevölkerung, sondern
auch von der Fähigkeit der Betroffenen ab, diese
Belastung zu tragen. Konkret heißt dies, daß auch
hier eine negative Einkommenswirkung des Bevöl-
kerungswachstums den Ausbau der Infrastruktur
beeinträchtigen kann. Und in bezug auf die Agglo-
merationswirkungen ist zu beachten, daß bei zuneh-
mender Ballung sich auch Agglomerationsnachteile
ergeben, die ab einer bestimmten Ballungskonzen-
tration die positiven Agglomerationswirkungen
übersteigen dürften.

Es ist zwar denkbar, daß der Bevölkerungsdruck
positive Wirkungen auf die technologische Ent-
wicklung einer Volkswirtschaft ausüben kann, ob
durch die verstärkte Anwendung bekannter Tech-

nologien oder durch die Induzierung der Entwick-
lung neuer problemadäquater Technologien. Dar-
aus jedoch zu folgern, daß deshalb das Bevölke-
rungswachstum die wirtschaftliche Entwicklung
fördert, wäre unzulässig. Dies gilt nicht nur, weil
die positiven Wirkungen auf die technologische
Entwicklung in ihrer Bedeutung durch andere nega-
tive Entwicklungswirkungen des Bevölkerungs-
wachstums kompensiert bzw. überkompensiert
werden können, sondern auch, weil das Bevölke-
rungswachstum die technologische Entwicklung
selbst ebenso negativ beeinflussen kann. Dies ist
z. B. der Fall, wenn infolge negativer Einkommens-
wirkungen die Aufwendungen für Forschung, Bera-
tung und Informationsbeschaffung bzw. -ausbrei-
tung reduziert werden oder durch negative Investi-
tionswirkungen der Anreiz zur Entwicklung von
Neuerungen reduziert wird.

In jedem Fall ist vor einer Überschätzung der Be-
deutung der mobilisierenden Wirkung von Druck
und Sachzwängen zu warnen. Denn wenn die durch
Druck und Sachzwänge induzierten Anstrengungen
im allgemeinen dafür ausreichen sollten, die ent-
standenen Probleme zu überwinden oder gar durch
dynamisierende Wirkungen eine Überführung in
bessere Positionen zu ermöglichen, wäre die Unter-
entwicklung in der Dritten Welt kaum noch erklär-
bar. So stellt sich die Frage, welche Sachzwänge
können mehr Druck ausüben als Hunger und
Elend, wie wir sie in weiten Teilen der Dritten Welt
antreffen?

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die erwähn-
ten statistischen Zahlen in bezug auf Bevölkerungs-
wachstum und Sozialproduktentwicklung die These
positiver Entwicklungswirkungen des Bevölke-
rungswachstums in der Dritten Welt ebensowenig
untermauern können wie die Hinweise auf die tech-
nische Entwicklung in der Landwirtschaft der Indu-
striestaaten im Zuge des Bevölkerungswachstunis.
So ist festzustellen, daß diese historische Betrach-
tung der Industriestaaten kaum auf die Entwick-
lungsländer heute übertragbar ist. Denn der Bevöl-
kerungsdruck war in den Industriestaaten in den
betreffenden entscheidenden Entwicklungsphasen
mit Abstand nicht so groß wie in den meisten Ent-
wicklungsländern heute. Deshalb verwundert es
auch nicht, daß gerade Länder wie Kanada und die
Vereinigten Staaten, die über enorme Ressourcen
verfügen, deren Mobilisierung der Einsatz des Fak-
tors Arbeit bedarf, die höchsten Wachstumsergeb-
nisse bei beachtlicher Bevölkerungszunahme auf-
weisen konnten.

Der Hinweis darauf, daß in Entwicklungsländern in
der Periode 1960 bis 1980 das Bruttoinlandsprodukt
pro Kopf stärker gestiegen ist als die Bevölkerung



vermag keine positiven Entwicklungswirkungen
des Bevölkerungswachstums zu belegen. Dies gilt
nicht nur, weil hier von allen anderen positiven Ein-
flußfaktoren auf das wirtschaftliche Wachstum ab-
strahiert wird und damit die Frage offenbleibt, ob
das Wachstum des Pro-Kopf-Bruttoinlandspro-
dukts bei geringerem Bevölkerungswachstum nicht
wesentlich günstiger wäre. Ausschlaggebend ist
noch, daß die betreffenden aggregierten Zahlen
den ausgeprägten Unterschieden zwischen den Er-
gebnissen der unterschiedlichen Entwicklungslän--
der nicht Rechnung tragen. Das heißt, es bleibt
unklar, inwieweit Länder, die eine im Vergleich
hohe Bevölkerungswachstumsrate haben, den an-
gegebenen Durchschnittswert über Entwicklung
des Bruttoinlandsprodukts pro Kopf verbessert
oder verschlechtert haben. Das rapide Bevölke-
rungswachstum in Ländern der Dritten Welt dürfte
in fast allen diesen Ländern mehr oder weniger aus-
geprägt negative Wirkungen auf die wirtschaftliche
Entwicklung haben13).

Die hohen Bevölkerungswachstumsraten bewirken
einen Zwang zur Ausdehnung des Konsums. In
Anbetracht der Tatsache, daß in diesen Ländern
die Arbeitslosigkeit im wesentlichen struktureller
Art ist und daß die oft festzustellende mangelnde
Auslastung von Produktionskapazitäten in der Re-
gel weniger auf Nachfragedefizite als auf andere
Faktoren wie etwa Zulieferungsengpässe oder man-
gelnde Wettbewerbsfähigkeit zurückzuführen ist,
ergibt die betreffende Steigerung der Konsumnach-
frage jedoch kaum die erhoffte Steigerung des So-
zialprodukts und damit der Gesamtnachfrage im
Sinne des Multiplikatorprinzips. Die durch Bevöl-
kerungswachstum sich ergebende Konsumausdeh-
nung dürfte unter solchen Bedingungen eher zu
einer Beeinträchtigung der Sparquote bzw. der ge-
samtwirtschaftlichen Investition und damit der
Ausdehnung der Produktionsgrundlage führen.
Dies beeinträchtigt wiederum das Wachstum des
Sozialprodukts und damit die Möglichkeit der Ex-
pansion der Gesamtnachfrage. Also selbst, wenn
die durch Bevölkerungswachstum bewirkte Kon-
sumexpansion am Anfang aufgrund realer positiver
Multiplikatorwirkungen (die in Entwicklungslän-
dern ohnehin bescheidene Ausprägung haben dürf-
ten) positive Einkommenseffekte ergeben sollte,
dürften diese Effekte bei fortschreitender Bevölke-
rungsexpansion zunehmend an Bedeutung verlie-
ren und im Endeffekt die Beeinträchtigung von
ozialproduktwachstum und Einkommensexpan-

sion infolge der negativen Investitionswirkungen
überwiegen.

Die negativen Wirkungen auf die Spar- und Investi-
tionsquote wie auch auf die Produktionsleistung
werden dadurch verstärkt, daß das rapide Bevölke-
rungswachstum auf eine Zunahme der Gesamtlast
bzw. Abhängigkeitsquote (Relation zwischen ab-
hängigen Personen und Erwerbstätigen) hinwirkt.
Dabei ist zu beachten, daß die Schmälerung des
Pro-Kopf-Einkommens die Fähigkeit der Familien,
in die Ausbildung ihrer Kinder zu investieren, be-
schränkt. Und soweit Eltern und Gesellschaft die
entsprechenden Belastungen auf sich nehmen, ist 
die Effizienz der betreffenden Bemühungen schon
durch die unzulänglichen Beschäftigungschancen in
Frage gestellt. Zur Beeinträchtigung der Effizienz
von Aufwendungen für das Großziehen von Kin-
dern trägt auch die in den unteren Entwicklungsstu-
fen noch relativ hohe Kindersterblichkeit bei ).14

Eine Belastung der Investitionsaktivitäten kann
sich auch in anderer Weise ergeben: Bei dem Vor-
handensein überschüssiger Arbeitskräfte in Ent-
wicklungsländern wirkt die rapide Bevölkerungsex-
pansion auf eine Zunahme der Arbeitslosigkeit
bzw. Unterbeschäftigung hin15). Und eine solche
Entwicklung dürfte wiederum auf eine Beeinträch-
tigung der politischen Stabilität und dadurch der
Investitionsneigung hinwirken. Hinzu kommt, daß
das rapide Bevölkerungswachstum nicht nur die In-
vestitionsaktivitäten beeinträchtigen kann, sondern
auch in verschiedenen Fällen auf einen Abbau der
verfügbaren Produktionspotentiale hinwirkt, in-
dem z. B. die starke Bevölkerungsexpansion zur
extremen Ausdehnung der Wohnsiedlungen zu La-
sten der knapp verfügbaren landwirtschaftlichen
Nutzfläche führt, wie etwa in Ägypten zu beobach-
ten ist, oder, wie in manchen schwarzafrikanischen
Ländern feststellbar ist, sich eine Beeinträchtigung
der Bodenqualität durch Raubbau bzw. eine Förde-
rung der Verwüstung durch zu starke Abholzung
ergibt.

Ferner ist daran zu erinnern, daß die Zusammen-
ballungen von Menschen infolge einer starken Be-
völkerungsexpansion, wie bereits angedeutet und
wie es sich auch in Ländern wie Ägypten, Indien
und Mexiko zeigt, zu einem Übergewicht der Ag-
glomerationsnachteile in den Ballungszentren füh-
ren können. Diese äußern sich u. a. in einer Über-
lastung der Infrastruktur, die nicht nur direkt die
Lebensqualität der Bevölkerung beeinträchtigt,



sondern auch die Rentabilität von Investitionen
schmälert und dadurch die Investitionsaktivitäten
hemmt. Außerdem können sich die Agglomera-
tionsnachteile in einer starken Belastung der Um-
welt widerspiegeln, die, soweit eine internalisie-
rungsorientierte Politik verfolgt wird, die privat-
wirtschaftlichen Produktionskosten erhöht und von
daher Wachstum und Beschäftigung negativ beein-
flussen kann. In jedem Fall stellt sie aber eine Be-
einträchtigung der gesellschaftlichen Wohlfahrt
dar. Und zu diesen Nachteilen kommen u. a. noch
Verslumung, die Zunahme von Kriminalität und
Alkoholismus hinzu.
Die Untersuchung des statistischen Zusammen-
hangs zwischen den durchschnittlichen Bevölke-
rungswachstumsraten und dem Wachstum des
Bruttoinlandsprodukts, ausgehend von den Ent-
wicklungsländerdaten der Weltbankberichte (Welt-
entwicklungsberichte) für die Zeit von 1965 bis
1985, ergab keine eindeutigen, geschweige signifi-
kanten Ergebnisse16). Es wäre trotzdem verfehlt,
dies als eine grundlegende Widerlegung der skiz-
zierten negativen Wirkungen des Bevölkerungs-
wachstums auf wirtschaftliche Entwicklung anzuse-
hen. Denn sowohl das Bevölkerungswachstum als
auch die wirtschaftliche Entwicklung hängen von
vielfältigen anderen Faktoren ab. Verschiedene
dieser Faktoren können die negativen Entwick-
lungswirkungen des Bevölkerungswachstums kom-
pensiert bzw. verdeckt haben. So ist u. a. auf fol-
gendes hinzuweisen:
— Verschiedene Länder haben in Zeiten günstige-
rer Wirtschaftswachstumsbedingungen aus politi-
schen oder ökonomischen Gründen das Bevölke-
rungswachstum bewußt gefördert, und zwar nicht
nur durch entsprechende Familienpolitik, sondern
auch durch Förderung der Einwanderung. Dies gilt
z. B. für Israel wie auch für manche arabische Öl-
länder, die vor allem von den massiven Erdölpreis-
steigerungen in den siebziger Jahren stark profitiert
haben.

— Manche andere Länder, die wiederum aufgrund
anderer Faktoren wie überkommener sozialer Nor-
men weiterhin hohe Geburtenraten aufgewiesen
haben, konnten durch zeitweise günstige externe

Bedingungen auch überdurchschnittliche Wachs-
tumsraten des Sozialprodukts erzielen. Dies gilt
z. B. für einige bevölkerungsreiche erdölexportie-
rende Länder wie Nigeria in den siebziger Jahren.

— Zu beachten ist ferner, daß die sechziger und
siebziger Jahre eine Zeit der intensiven Entwick-
lungsanstrengungen in vielen Entwicklungsländem
darstellen. In einigen dieser Länder erfolgte eine
beachtliche Zunahme der Investitionen, teils auf
der Basis einer zunehmenden Auslandsverschul-
dung und sonstiger externer Finanzierungsbeiträge
(wie Entwicklungsbeihilfe und ausländische Direkt-
investitionen); teils durch Zwangssparen, ein-
schließlich der Versuche einer Entwicklungsfinan-
zierung auch im Wege der Geldschöpfung (inflato-
rische Investitionsfinanzierung); teils aber auch
durch Förderung der privaten Initiativen und Ver-
besserung der Rahmenbedingungen für freiwilliges
Sparen und private Investitionsaktivitäten. Neben
der Zunahme der Investitionen konnten auch man-
ehe dieser Länder, vor allem solche, die auf Förde-
rung der privaten Initiativen und Verbesserung der
Rahmenbedingungen gesetzt haben, eine Verbes-
serung der Allokationseffizienz bzw. Produktivi-
tätssteigerung erzielen. Da dabei die Wachstumser-
folge der einzelnen Länder, nicht zuletzt aufgrund
der unterschiedlichen entwicklungspolitischen
Orientierung, sowohl bezüglich der Höhe als auch
der Dauer recht unterschiedlich waren und auch in
den Ländern mit den besseren Ergebnissen die Zeil
dafür oft zu kurz war, um eine grundlegende Ver-
änderung des generativen Verhaltens zu erwarten,
dürfte sich dadurch eine weitere Lockerung des sta-
tistischen Zusammenhangs zwischen Bevölkerung-
und Sozialproduktwachstum ergeben haben.

— Auch die extreme Ungleichheit der Einkom-
mensverteilung in einer Reihe von Ländern dürfte
dazu beigetragen haben, daß der Zusammenhang
zwischen Bevölkerungswachstum und wirtschaftli-
chem Wachstum verdeckt wurde. Es ist festzustel-
len, daß verschiedene Länder, die in den sechziger
und siebziger Jahren überdurchschnittliche Wachs-
tumsraten des Bruttoinlandsprodukts und gleich-
zeitig auch hohe Bevölkerungswachstumsraten auf-
gewiesen haben wie Brasilien, Mexiko, Panama,
die Elfenbeinküste und Kenia, ebenso eine über-
durchschnittliche Konzentration der Einkommens-
verteilung zeigten. In solchen Ländern könnte die
breite Masse der armen Bevölkerung stärker für dt
Bevölkerungszunahme gesorgt haben, während die
einkommensstarken Gruppen den größeren Bei-
trag der für den Wachstumsprozeß erforderlichen
Kapitalbildung leisteten.
Hinzu kommt, daß der Zusammenhang zwischen
Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum nicht zu-



letzt von den Bedingungen des Bevölkerungswachs-
tums abhängt — so vor allem von Sterberate und
Altersstruktur. Eine relativ niedrige Bevölkerungs-
wachstumsrate, die sich durch eine hohe Sterberate
ergibt und mit einer hohen Abhängigkeitsquote
verbunden ist, dürfte das wirtschaftliche Wachstum
eher beeinträchtigen als eine gleichhohe Bevölke-
rungswachstumsrate, die mehr aus einer niedrige-
ren Geburtenrate resultiert und bei der der relative
Anteil abhängiger Personen kleiner ist17). Das
heißt, daß auch die Unterschiede in der Alters-
struktur der Bevölkerung und in dem Zustande-
kommen der jeweiligen Bevölkerungszuwachsraten
die Möglichkeit einer eindeutigen statistischen Be-
ziehung zwischen Bevölkerungs- und Wirtschafts-
wachstum beschränken.

Schließlich sei darauf hingewiesen, daß eine Korre-
lation des Bruttoinlandsproduktwachstums mit der
Veränderung der Geburtenrate (gemessen als pro-
zentuelle Verringerung bzw. Steigerung dieser
Rate) anders als bei der Korrelation mit dem Bevöl-
kerungswachstum zumindest für die Periode 1965-
1980 zu einem relativ klaren Ergebnis geführt hat.
Es wurde ausgehend von den Daten für 96 Länder,
für die Informationen verfügbar waren, ein Kor-
relationskoeffizient von —0,4, signifikant bei

a = 0,001, ermittelt. Für die Periode von 1980 bis
1985 erreichte die betreffende Korrelation wie-
derum nur eine Höhe von -0,116 (nicht signifi-
kant). Die für diese Periode ermittelte niedrige
Konelation dürfte nicht zuletzt darauf zurückzu-
führen sein, daß gerade die relativ entwickelten
Schwellenländer, die in den Jahren 1965 bis-1980
die besten Bruttoinlandsproduktwachstumsergeb-
nisse aufweisen konnten, in der ersten Hälfte der
achtziger Jahre schmerzliche Wachstumseinbrüche
erleiden mußten — was besonders für die latein-
amerikanischen Länder unter ihnen zutrifft.
Das negative Vorzeichen des Korrelationskoeffi-
zienten zwischen Bruttoinlandsproduktwachstum
und Veränderung der Geburtenrate spricht für ei-
nen positiven Zusammenhang zwischen Sozialpro-
duktwachstum und Schrumpfung der Geburten-
rate. Die ausgeprägte Beziehung des Bruttoinlands-
produktwachstums zur Veränderung der Geburten-
rate im Vergleich zum Bevölkerungswachstum mag
dadurch zu erklären sein, daß die Schrumpfung
der Geburtenrate eine dynamische Entwicklung
der jeweiligen Volkswirtschaft bzw. eine entwick-
lungskonforme Veränderung der Verhaltenswei-
sen eher widerspiegelt, als es eine im Vergleich
niedrigere Bevölkerungswachstumsrate zu tun ver-
mag.

III. Fazit

Vor allem in Ländern der Dritten Welt ist eine seit
Jahrzehnten anhaltende massive Bevölkerungsex-
pansion festzustellen — eine Entwicklung, die in
erster Linie darauf zurückzuführen ist, daß nicht
zuletzt aufgrund importierter medizinischer Fort-
schritte eine zügige Reduzierung der Sterberate er-
zielt werden konnte, während bei der Geburtenrate
erst nach einer langen Verzögerung ein nennens-
werter Rückgang einsetzte. Dabei ist selbst, wenn
von einerFortsetzung dieser Rückgangstendenz der
Geburtenrate ausgegangen wird, noch für die näch-
sten Jahrzehnte ein weiteres ausgeprägtes Wachs-
tum der Bevölkerung der Dritten Welt zu erwarten.
Allein bis zum Ende dieses Jahrhunderts wird mit
einer Zunahme um über eine Milliarde gerechnet.

nd auch bei einer signifikanten Veränderung des
generativen Verhaltens wird ein starkes Bevölke-
nugstachstum in der Dritten Welt bis weit in das
nächste Jahrhundert hinein nicht zu vermeiden
sein. Dies liegt an der Altersstruktur der Bevölke-
ung in den betreffenden Ländern, die durch ausge-

prägt niedrige Altersgruppen charakterisiert ist ).
Bei einer solchen Altersstruktur wird ein Rückgang
der (durchschnittlichen) Kinderza
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hl pro Familie zu-
mindest teilweise durch Zunahme der Zahl der
Eheschließungen kompensiert19).

Die Vorstellung, daß das rapide Bevölkerungs-
wachstum die wirtschaftliche Entwicklung, etwa
durch eine Zunahme der Nachfrage, Verbesserung
der Nutzung der Größenvorteile oder die Induzie-
rung technischer Fortschritte, fördert, kann für die
Mehrzahl der Entwicklungsländer kaum überzeu-
gen. In diesen Ländern dürften die negativen Ent-
wicklungswirkungen der Bevölkerungsexpansion,
wie die Beeinträchtigung der Investitionsaktivitä-
ten, in ihrer Bedeutung überwiegen. Dementspre-
chend empfiehlt sich hier eine Politik, die auf Dros-
selung des Bevölkerungswachstums abzielt.



Die gegenseitige Beeinflussung von Bevölkerungs-
wachstum und Unterentwicklung im Sinne einerzir-
kulären Verursachung macht es erforderlich, daß
eine Politik der Eindämmung des Bevölkerungs-
wachstums in eine umfassende Entwicklungspolitik
integriert werden muß. So müssen z. B. Maßnah-
men der Familienplanung mit Maßnahmen der Be-
schäftigungs- bzw. Wachstumsförderung und damit
der Einkommenssteigerung Hand in Hand gehen.
Eine erfolgversprechende Politik der Eindämmung
des Bevölkerungswachstums muß aber direkt an
den Ursachen ansetzen. In diesen Rahmen gehören
z. B. die Aufklärungsarbeit, um gewünschte Ver-
haltensänderungen herbeizuführen; der schritt-

weise Aufbau einesSystems dersozialen Sicherung,
welche das Angewiesensein in der Alterssicherung
auf. die eigenen Kinder reduziert; wie auch solche
Maßnahmen, die einer Reduzierung der Kostendes
Großziehens von Kindern entgegenwirken. Dam
gehört die Anhebung des Mindestalters für Er.
werbstätigkeit bzw. die strenge Kontrolle des Ver-
bots von Kinderarbeit; die strenge Einhaltung der
Schulpflicht; die Förderung der Berufsausbildung
und der Beschäftigung von Frauen (im Sinne einer
Steigerung der Opportunitätskosten für Hausfrau-
enarbeit); und eventuell auch die Reduzierung
staatlicher Transferleistungen bei zunehmender
Kinderzahl.



Peter Moßmann: Selbsthilfe in der Dritten Welt. Für Annutsgruppen oder Staatsappa-
rate?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35/89, S. 3—11

Postmoderne Formen der Politikgestaltung sind nicht mehr primär hierarchisch strukturiert. Sie werden
horizontal koordiniert und sind von unten durchlässig. Im Falle von Selbsthilfe gestalten sie Partizipation
im Sinne des Aufbrechens traditioneller Beziehungen der Unterwerfung und Abhängigkeit. Frühere
Objekte werden zu Subjekten in allen Lebensbereichen. Ihre Gliedgemeinschaften erhalten mehr Hand-
lungsfreiheit, wie es das Subsidiaritätsprinzip in Überwindung tendenziell allmächtiger staatlicher Einflüsse
fordert. Vorindustrielle, innergesellschaftliche Auffassungen von Souveränität erleben eine Renais-
sance.
In der Dritten Welt gibt es jahrhundertelang erprobte relativ autonome Formen dörflicher Selbstbestim-
mung. Die „Nation“ der Paez-Indianer in Südkolumbien rekonstruierte z. B. ihre traditionale Institution
(Cabildo) trotz zerstörerischer Einflüsse von außen. Ihre Stärke liegt im Bewahren der Kultur, der lokalen
Entscheidungsinstanz am Ort des Wissens und der Information über die Bedürfnisse der Dorfbewohner.
Eine Großbürokratie war und ist dazu nicht notwendig.
Ein anderer Typ der Selbsthilfe konnte in Mexiko nach dem Erdbeben (1985) beobachtet werden. Die
selbstbewußte Form effizienter und kreativer Abwehr von Katastrophenfolgen erschütterte das Selbstver-
ständnis der Staatspartei: Asociaciones Civiles erfassen und bilden ihre Mitglieder aus. Sie werden von
Netzwerken beraten und koordiniert, schützen sie gegen negative Einflüsse „von oben und außen“ und
stellen Finanzierungsanträge im Rahmen der internationalen Entwicklungszusammenarbeit. Im Schatten
einer verkrusteten Staatspartei entstand eine Gegenkultur mit postmodernem Politikverständnis.

Werner Lachmann: Handelsförderung für Entwicklungsländer
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35/89, S. 12—23

Viele Entwicklungsländer, die sich in ihren Entwicklungsbemühungen auf den Binnenmarkt konzentrier-
ten, sind heute hoch verschuldet. Die Verschuldungskrise läßt sich nur über intensive Exportbemühungen
überwinden. Exportförderungen müssen, damit sie entwicklungspolitisch wirksam sind, mittelfristig auf die
gesamte Wirtschaft übergreifen; deshalb sind solche Bereiche zu fördern, die mit der Gesamtgesellschaft
verbunden sind. Wird ein isolierter Sektor gefördert, kann eine solche Exportförderung zur Verfestigung
dualistischer Strukturen beitragen.
Maßnahmen der Handelsförderung können sowohl prozeß- als auch ordnungspolitischer Natur sein. Zu
den ordnungspolitischen Maßnahmen gehören allgemeine Präferenzen. Bei entwicklungsfreundlicher Aus-
gestaltung dieser Präferenzen wären keine Bedenken angebracht. Ursprungsregelungen und ein hoher
administrativer Aufwand senken jedoch den Nutzen solcher Präferenzen. Es ist interessant, daß gerade die
Staaten Afrikas, denen im Rahmen der Lom-Abkommen Sonderpräferenzen eingeräumt wurden, in ihren
Exportbemühungen mit den anderen Entwicklungsländern nicht Schritt halten konnten, so daß sie anteil-
mäßig bei den EG-Importen zurückfielen.
Im Rahmen der mülti- und der bilateralen Entwicklungshilfe ist den Ländern mit prozeßpolitischen Maß-
nahmen bei ihren Exportbemühungen geholfen worden. Vielversprechend sind die Maßnahmen des inter-
nationalen Handelszentrums (ITC) in Genf. Aber auch die holländische Institution CBI und die deutschen
Exportförderungsmaßnahmen sollten verstärkt eingesetzt werden, um den Ländern der Dritten Welt zu
helfen. Hierbei ist auf Entwicklungsfähigkeit, Sozialverträglichkeit, Umweltverträglichkeit und Armuts-
orientierung zu achten. Die Maßnahmen müssen so konzipiert sein, daß sie nicht der Strukturgestaltung,
sondern der Strukturanpassung dienen.



Claudia Schmid: Agrarentwicklung im Vorderen Orient

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35/89, S. 24—33

Die aktuellen Agrarprobleme des Vorderen Orients sind nicht allein auf die beschränkten natürlichen
Agrarpotentiale zurückzuführen. Sie hängen vielmehr eng mit den strukturellen Veränderungen zusam-
men, die eine erdölabhängige Entwicklung seit Mitte der siebziger Jahre hervorrief. Eine Skizzierung der
Ressourcenausstattung Und ihrer Inwertsetzung verdeutlicht, daß die Region bis in die sechziger Jahre
hinein Nahrungsmittel-Selbstversorger war und einige Länder sogar bedeutende Getreide-Exporteure
waren. Dies änderte sich in den letzten beiden Jahrzehnten, die von großen Widersprüchen geprägt
waren.
In den Jahren 1974 bis 1981 herrschte das Agrarmodell des Petrolismus vor. Der Petrolismus brachte der
Gesamtregion ökonomische Prosperität, von der der Agrarsektor jedoch ausgeschlossen blieb. Trotz der
belegbaren Vernachlässigung der Landwirtschaft in den siebziger Jahren konnte die Nahrungsmittelver-
sorgung der Bevölkerung gesichert werden. Mit Petrodollars finanzierte massive Lebensmittel-Importe
machten die Region zum größten Nahrungsmittel-Importeur der Welt, verschonten sie aber davor, eine
Hungerregion zu werden. Vor dem Hintergrund verengter Finanzierungsspielräume und zunehmender
Legitimationsprobleme geriet dieses Agrarmodell in die Krise.
Die Reaktionen auf diese Herausforderungen führten Anfang der achtziger Jahre zu der „neuen“ Agrar-
entwicklungspolitik. Obwohl der finanzielle Handlungsspielraum zur Bewältigung der Agrarprobleme
stark eingeschränkt ist, kann eine deutliche Aktivierung des staatlichen Engagements im Agrarbereich
beobachtet werden. Aber solange keine soziostrukturelle Wende in der Agrarentwicklungspolitik erfolgt,
bieten die zwischen Etatismus und Marktorientierung praktizierten Agrarmodelle keine befriedigende
Lösung der Agrarprobleme im Vorderen Orient.

El-Shagi El-Shagi: Bevölkerungsproblem und wirtschaftliche Entwicklung in der Dritten
Welt
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35/89, S. 34—46

Vor allem in Ländern der Dritten Welt ist eine seit Jahrzehnten anhaltende massive Bevölkerungsexpan-
sion festzustellen — eine Entwicklung, die in erster Linie darauf zurückzuführen ist, daß aufgrund impor-
tierter medizinischer Fortschritte eine zügige Reduzierung der Sterberate erzielt werden konnte, während
bei der Geburtenrate erst nach einer langen Verzögerung ein nennenswerter Rückgang einsetzte.
Die Ursachen der noch immer hohen Geburtenraten in Ländern der Dritten Welt sind vielfältig. Dazu
gehören die herrschenden Normen und hohen Präferenzen für Kinder, die — u. a. aufgrund geringer
Ansprüche, staatlicher Konsumsubventionen und Kindererwerbstätigkeit — reduzierten Kosten des Groß-
ziehens von Kindern sowie andere Phänomene der Unterentwicklung wie die Angewiesenheit auf Kinder
zur Alterssicherung infolge fehlender bzw. unzureichender sozialer Sicherungssysteme. Eine zentrale
Bedeutung scheint dabei auch die Armut bzw. das niedrige Einkommen breiterer Bevölkerungsschichten
zu haben, die in einem engen Zusammenhang zu den verschiedenen Faktoren steht, welche die Gebur-
tenneigung positiv beeinflussen.

Die Vorstellung, daß das rapide Bevölkerungswachstum die wirtschaftliche Entwicklung etwa durch eine
Zunahme der Nachfrage, Verbesserung der Nutzung der Größenvorteile oder die Induzierung technischer
Fortschritte fördert, kann für die Mehrzahl der Entwicklungsländer kaum überzeugen. In diesen Ländern
dürften die negativen Entwicklungswirkungen der Bevölkerungsexpansion wie die Beeinträchtigung der
Investitionsaktivitäten in ihrer Bedeutung überwiegen. Dementsprechend empfiehlt sich hier eine Politik,
die auf Drosselung des Bevölkerungswachstums abzielt. Dabei macht die gegenseitige Beeinflussung von
Bevölkerungswachstum und Unterentwicklung im Sinne einer zirkulären Verursachung es erforderlich,
daß eine Politik der Eindämmung des Bevölkerungswachstums in eine umfassende Entwicklungspolitik
integriert werden muß.
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